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25. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 22. Oktober 1968 

Die Sitzung wird um 9.37 Uhr durch Präsident Van 
Volxem eröffnet. 

Präsident Van Volxem: 

Die 25. Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz ist er
öffnet. Beisitzer der Vormittagssitzung sind Frau 
Abgeol'dnete Böhm und Herr Abgeordneter Homann. 
Die Redncrl!ste führt Herr Abgeordneter Homann. Es 
fehlen entschuldigt die Abgt::ot·dneten Lück, Erkel. 
Hcu!t. Dr. Sdloll und Laubach. 

Ich begrüße au.f der Tribüne als Gäste des Landtags 
Schülerinnen und Schüler der Staaillchen Realschule 
Kutzenelnbogen und ÖTV-Jugendgruppen aus den 
Kn~isen Neuwied, Mayen und Ahrweiler. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung liegt vor. 
Die Fraktionen der CDU und FDP bitten, ihre Große 
Anfrage Drucksache VI/870 als Punkt 3 b auf die 
Tagesordnung zu setzen. - Ich höre keinen Wider
spruch. Sind sie damit einverstanden. Dann ist Punkt 
3 a: Große Anfrage der Fraktion der SPD, Drucksache 
VI/683, und Punkt 3 b: Große Anfrage der Fraktionen 
der CDU und FDP, Drucksache VI/870. 

Meine Damen und Herrenl Wir stehen vor einer sehr 
umfangl'eichen Tagesordnung. Ich beabsichtigte des- ·1 

wegen, die Mittagspause auf eine Stunde zu begrenzen, 1 
und zwar etwa gegen 13.00 Uhr. . 

lch rufe 1;1uf Punkt l dcl' Tagesordnung : 

Erste Beratung eines Landesgesetzes über die 
Fc.ststcllung des lfaush~!tsplanes für das Recll

nunrsJahr 1969 (Hausl1altsgesetz 1969) 

- Drucksache VL'855 -

Dazu hat der Herr Finanzminister das Wort. 

Finanzminister Dr. Eicher: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen, meine 
Herren! Namens der Landesregierung lege ich dem 
Hohen Haus, in diesem Jahr wieder rechtzeitig, den 
Entwurf des Haushaltsplanes 1969 vor. 

Ich möcllte Ihnen zunächst gerafft die 'Oberlegungen 
unterbreiten, die der Gestaltung eines Haushallsplanes 
stets vorausgehen und während der Beratung beachtet 
werden müssen. · 

Wir mUsscn erstens die augenblickliche konjunktur
und wirtschaftspolitische Situation analysieren und eine 
Vorausschau zumindest au! 1969 erarbeiten. 

zweitens: Da der Ablauf des Haushaltsjahres 19.68 
erheblichen Einfluß auf die Grundlagen des Entwurfs 
1969 hal, muß der Versu.cb. unternommen werden, den 
voraussichtlichen Abschluß 1968 zu ergründen. 

Und drittens ist zu prü!en, inwieweit das Reiiierungs
programm, entwickelt in der Regierungserklärung zu 
Beginn der LeiPslaturperiode, erfüllt ist, was man 
gewissermaßen als erledigt abhaken kann, was im 
Jahre 1969 davon erfüllt werden soll, ob bei den da
mals in Aussicht genommenen Sch...yerpunkten Verän
derungen vorgenommen oder zumindest neue Akzente 
gesetzt werden sollen und was schließlich noch für die 
Zeit bis zum Abschluß der Legislaturperiode vorbe-
halten werden muß. ' 

Nach Art. 109 des Grundgesetzes in der Fassung von 
1967 sind Bund und Länder in ihrer Haushaltswirt
schaft z.war selbständig und voneinander unabhängig, 
sie sind jedoch .verpflichtet, aieichermaßen den Erfor
dernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
Rechnung zu tragen. Das gesamtwirtscha!tliche G!eich.
gewicht ist gegeben, wenn bei stetigem und angemes
senem Wachstum ein stabiles Preisniveau, hoher Be
schäftigungsstand und außenwirtschaftliches Gleich
gewicht besteht. Will man der grundgesetzlichen For
derung nach Beachtung des gesamtwirtscha!tlichen 
Gleichgewichts entspl'ecllen, so ist vorab fe~tzustellen, 
in welcher Konjunkturphase wir uns befinden, um 
daraus dann die entsprechenden Folgerungen für den 
nächstjährigen Haushalt ableiten zu können. Hier 
stehen wir allerdings stets vor ·beachtlichen Schwierig
keiten, Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, daß 
richtige Diagnosen und Prognosen der wirtschaftlichen 
Entwicklung außerordentlich schwer sind. Sie sind von 
zahlreichen Komponenten abhä ngig, die sich zum Teil 
genauer Meßba~keit und Registrierung entziehen, die 
zum Teil nicht beeinflußt werden können und die zum 
Teil völlig unberechenbar sind, wie etwa überraschend 
sich einstellende weltpolitische Ereignisse. Während in 
den vergangenen J'ahren die angestellten Prognosen 
weit auseinanderfielen - ich erinnere nur an die gegen
sätzlichen Voten von Sachverständigenrat und Bundes
regierung, ich erinnere an die sich widersprechenden 
Auffassungen des nundesflnanz.rnlnisters und des Bun
deswirtscha!tsmio.islers im Frühjahr 1968 über die 
Notwendigkeit weiterer Konjunkturprogramme -, kön
nen wir heute mit Befriedigung feststellen, daß die 
bekanntgewordenen wirtscha!tlichen Vorausschauen 
Im allgemeinen Ubereinstimmen. Aus den Berichten 
und Verö!!entlichungen der Bundesregierung, der 
Wirtschaftsforschungsinstitute und der Wissenschaft ist 
die erfreuliche Tatsache z.u entnehmen, daß wir uns 
wieder In einer Phase des Konjunkturau!schwungs 
befinden, der in seinem Ausmaß den Zielvorstellungen 
für ein gesundes Wirtscha!tswachstum entspricht und 
der nunmehr auch voll von den der Wirtschaft imma
nenten eigenen Antriebskräften getragen wird. Wir 
haben wieder einen hohen Beschäftigungsstand, der 
einer Vollbeschäftigung gleichkommt - es betrugen am 
30. September 1968 in Rheinland-P!alz di.c Zahl der 
Arbeitslosen 7 493, das ist 0,7 Prozent - die Vergleichs
zahl im Bundesdurchschnitt 0,8 Prozent -, die Zahl 
der offenen Stellen 24 644, das ist mehr als das Drei
fache der ArbeitslosenzahL Wir können zugleich 
feststellen, daß die Preise im wesentlichen stabil ge
blieben sind. Im Anschluß an die letzte Sitzung des 
Konjunkturrats filr die ö!!entliche Hand hat m<m d ie 
Wirtschaftslage mit dem Schlagwort von der „stabilen 
.Expansion" gekennzeichnet. Das Ausland beneidet uns 
wn diese wirtscha!Uiche Lage. Von dort. kam das 
Stichwort von der Aufwertung ins Gespräch, um das 
es hoffentlich bald '11.ieder still wird. 

·Bei dieser Sachlage besteht allgemein Einigkeit dar
über, daß die Haushalte der ö!!en tlichen Hand kon
JUnk tumeu tral sein sollten, daß heißt, von ihnen 
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sollten weder wachstwnsfördernde noch wachstums
hemmende Einflüsse ausgehen. Sie sollten sich ~iel
meh r gleichlaufend mit dem Anstieg des Bruttosozial
produkts entwickeln. Ilh darf jedoch hier schon ein
schalten: Regionale und sektorale Strukturprobleme, 
vor allem aber die ungleiche finanzielle Ausstattung 
der Länder, müssen selbstverständlich bei der Betrach
tung und Würdigung des Haus.haltsentwurfs 1969 ge
bührende Berücksichtigung finden. 

ln dem uns allen wohlbc!rnnnten rotumränderten 
Schnellbrief des Bundes der Steuerzahler Nr. 3 aus 
1968 war z.u lesen: 

„Der Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz sieht 
in dem vom Landesfinanzminister Anfang der 
Woche vorgelegten Haushaltsplan 1968 eine Fort
setzung der bisherigen hof!nungslos verfahrenen 
Finanz- und Haushaltspolitik des Landes. Es bleibt 
festiustellen, daß die Landesregierung die Situa
tion immer noch zu optimistisch sieht und mit dem 
vnl'gelegten Haushaltsplan beweist, daß sie keines
wegs aus der von Jahr zu Jahr bedrohlicher wer
denden Finanznot die Konsequenzen zieht." 

Und beim Abschluß der Beratung des Haushalts
planes 1968 am 27. März d. J. mußte ich am Ende 
eines Dialogs mit dem Herrn Abgeordneten König 
einräumen, daß auch der Haushalt 1968 mögllcher·weise 
wie<l~r defizitär werde. 

Das waren keine erfreulichen Aspekte für die Durch
führung des Haushalts 1968, denn -in der Tat fehlte·n 
uns schon im Augenblick der Verabschiedung übt!t' 
20 Millionen DM, da der Bund uns die Ergänzungs
·1.uweisun~en nicht in der erwarteten Höhe gewährte, 
und weitere 18 Millionen DM. da wir für die in Aus
sicht stehende Besoldungserhöhung - sie kam ab 
1. Juli d. J. auf uns zu - keinen Ansatz vorgesehen 
hatten. Es hat sich jedoch dank des Aufschww1g.s in 
der Wirtschaft im Laufe des Jahres ergeben, daß wir 
nicht zu optimistisch waren, wie es uns vorgeworfen 
worden war. Wenn ich alle Umstände - zu erwartende ~ 
Haushaltsverbesserungen und -verschlecht~rungen -
abwäge. möchte ich meinen, daß wir tür 1968, wenn 
größere Überraschungen ausbleiben, einen in etwa 
ausgeglichenen Haushait·sabschluß erzielen können. 
Träfe das ein, dann können wir -alle darüber nur 
<rt-111.1g1uung empfinden, und ich bitte um Verständnis 
dafül', wenn sich der Finanzminister dann ganz be
sonders freuen würde - es wäre seil 1963 das erste 
.Jahr ohne Dclizit. Der Haushalt 1968 kann abcl· - das 
kann man jetzt schon sagen - als solide Basis für die 
GestaltunJ?: der Einnahmen und Ausgaben des kom
mcndt:!n Redmungsjahrt:!s angesehen werden. 

Mit dem Haushaltsplan soll ein Stück des l.3rogramms 
der Landesregierung, das sie sich zu Beginn der Le
gi;;!a tu q>e1'iode gegeben hat und das in der Regierungs
erklärung des Herrn Ministerpräsidenten vom Mai 1007 
niedergelegt wurde, er.füllt werden. Es erscheint mir 
daher nützlich, zu Beginn der Haushaltsberatungen 
Soll und Haben dieses Programms, in der Haushalts
sµrache vielleicht besser „Soll und Ist", gegcnüberzu
stPIJen. 

Die Landesregierung hat im Bereich der Finanzpolitik 
ganz klare Vorstellungen entwickelt. Ich komme noch 
darauf zurück. Unsere Erwartungen sind - das darf 
ich vorwegnehmen - überwiegend noch nicht erfüllt. 

Die Landesregierung bestimmte die Kultur- und Bil
dLmgspolitik zu einem besonderen Schwerpunkt ihrer 

politischen Arbeit. Die Leistung('n im Jahr 1968 und 
. llie. R.~lilnl.l,f.l:g~ ..i!ll . Haushaltsentwur! 1969 im Kultllr

und Bil~ungsbcrclch bereehtigcn zu der Erwartung, daß 
unsere Zielvorstellungen auf diesem Sektor voll ver
wirk1icht werden. Ich darf nur einen Punkt hernusgrei
.ten uqd ~rauf hinweisen, daß in diesem Jahr die ge
setzlichen Grundlagen für die Grund- und Hauptschu
len geschaffen wurden, mit dem personellen und SiiCh
lichen Auf- und Ausbau begonnen wui-de und im Haus
haltsjahr 1969 die Ausgestaltung dieser neuen Schular
ten nachhaltig fortgeführt werden soll, u . a. durch die 
Einstellung von zusätzlich 750 Grund- und Hauptschul
lehrern. Im Anschluß an meine Ausführungen soll die 
zukünftige Ausgestaltung der Pädagogischen Hochschu~ 
len g'hmdg'elegt werden. Damit kann ein weiterer wich
tiger Schwerpunkt der blldungspolitischen Arbeit in 
dieser Legislaturperiode auch haushaltsmäßig ange
packt werden. 

Einen weiteren Schwerpunkt sah die Landesregierung 
in der Aufstellung und Durchführung des Landesent
wicklungsprogramms, das dem Hohen Hause vor kur
zem„ zugeleitet worden ist. Ein Teilstück daraus, die 
Intensivierung der regionalen StrukturPolitik, soll, wie 
in den vergangenen Jahren, audl 1969 einen bevorzug
ten P.La.tz in der ~ang!olge unsP1·pr Aufgaben erhalten. 
Wie 'unendlich schwer gerade diese Aufgabe ist, hat das 
Ministerium für Wirtschaft und Verkehr in seiner 
Denkschrift über die Notwendigkeit und Dringlichkeit 
.einer Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
im August d. J. mit großPm Ernst dargelC?gt. Gerade 
diese eindrucksvollen Hlnweise auf die besonderen Pro-

! blerqe in Rh.einland-Pfalz veranlaßten die Landesregie
;" '"rufl:g;"fiicht nur die verstärkte Hilfe des Bundes zu for
. dern, sondern au<.:h die eigenen Leistungen zu steig('rn, 

um die Wlrtschartsstl'llktur zu verbessern und damit die 
· · ·Wirtschafts- und Finanzkraft des Landes r..u stärken. 

Hier hat die Entwicklung in der Bundesrepublik vor 
allem die verschärfte Konkurrenz bei der Schaffung 
neu~ Arbeitsplätze in den bisher schun standortmäßig 
"ctnd jetzt auch noch durch finanzielle Anreize besonders 
begünstigten Gebieten der Steinkohlenbergl><1u1·eviere 
eine Neu- und Höherbl;!wettung dieses Schwerpunktes 
erforderlich gemacht. 

Die Landesregierung hat seit eh und je der Verstär
kung des kommunalen Finanzausgleichs eine besondere 
Bed~utung bci~emessen und in der Regierungserklä
rung ihr BemtlhPn ::ingekündigt, vorübergehende Ein
schränkungen baldigst abzubauen und zu neuen Ver
bes5erungen zu gelangen. Der Haushalt 1969 verwirk
licht zu einem beachtlichen Teil dieses Versprechen. 

Im sozialen Bereich hatte die Landesregierung zu Be
ginn in Aussicht gestellt, ciie Investitionen schwel'
punktmäßig weiter zu fördern. Der Haushalt 1969 läßt 
h!er eirie' Reihe von neuen Akzenten erkennen, so im 
Krankenhausbau, bei den Kindertagesstätten, bei den 
Maßnahmen der Altenhilfe und für behinderte Kinder. 
B~l "diesen einleitenden Bemerkungen war es mir selbi;t
verständlich nicht möglich, ;iJlP. Leistungen, die im 
Haushaltsplan 1969 vorgesehen sind, aufzuzeigen, ich 
hätie sonst den Blick für die Prioritäten , auf deren 
Irervorh1,:öung es mir im Augenblick ankam, versperrt. 

i Es · war vielmehr meine Absicht., Ihnen aufzuzeigen, 
1 wel,cl).e Üb«;?rlegungen beim Aufstellen des Ihnen jetzt 
1 vo~gelegt~n Elltwurfs die Leitlinien bestimmt haben. 

I
I. k.'1 habe vorhin erwähnt, daß die Landesregierung schon 

in der Reglerungserklärung ganz klare finanzpolitische 

1

. Vorstellufng1m erarbeitet hat, die seit der Vorlage des 
Finanzre orm- und des Haushaltsreformgeset7.es durch 
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die Bundesregierung tm Lau fe dieses J ahres weiterent
wickelt wurden. 

Der Haushaltsplan, der Ihnen für die Jahre ab 1970 
vorgelegt wird, das steht schon heute fe~t. wird nach 
einem völlig veränderten Gruppierungsplan aufgestellt 
werden. E~ erscheint mir daher richtig, Sie gleichsam 
zum Abschied von der altgewohnten, vertrauten Form 
in die Neuerungen des Haushaltsrechtes in groben Zü
gen einzuführen. 

Die Bundesregierung hat im Mai d. J . drei Gesetzent
würlt! verabschiedet, und zwar den Entwurf eines Ge
setzes zu; Änderung des Grundgese tzes, den E.nt ... ;urf 
eines Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechts 
von Bund und Ländern und den Entwurf einer Bun
dcshaushal tsordnung. 

Mit den Gesetzentwürfen zur Haushaltsreform soll die 
Reichshau:;haltsordnung von 1922, die heute noch nahe
zu unverändert vom Bund und fast allen Ländern an
gewandt wird, abgelöst werden mit dem Ziele, die seit 
40 Jahren geltenden Haushaltsgrundsätze den verän
derten politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ver
hältnissen anzupassen und sie nach neuzeitlichen Er
kenntnissen weiterzuentwickeln. 

Die Regelung des überkommenen Haushaltsrechts geht 
noch von der Vorstellung aus, daß der Staat im wesent
licl!.en obr!gkcitllche Funktionen habe. Für die Aurstel
lung und Ausfühl'ung des Haushaltsplanes galt daher 
!a:;t liUsschließlich das Prinzip der ordnungsgemäßen 
Deckung des staatlichen Finanzbedarfs. Diese Aufgabe 
hat inzwischen eine Wandlung erfahren. Es genügt 
heul.e nicht mehr, das Tätigwerden des staatlichen Ap
parates sicherzustellen. Neben die Ordnungsaufgabe des 
Staates tritt immer stärker sein Leistungsauftrag. Das 
zeigt sich vor allem auf dem Gebiete der Bildung, de r 
sozialen Sicl!.erung und Daseinsvorsorge, im Verkehrs
wesen und in der Förderung der Wirtschaft einschließ
lich der Landwirtscha!L 

Alle diese Aufgaben erfordern außerordentlicl!. hohe 
finanzielle Aufwendungen. Damit ist nicht nur das Vo
lumen der öffentlichen Haushalte und ihr Anteil am 
Sozialprodukt absolut gestiegen, sondern auch ihr Ein
fluß auf die gesamtwirtscha!tliche Entwicklung. Das hat 
zur Folge, daß das !inanzwirtschaftliche Verhalten der 
B!!entUchen Hand zu einem entscheidenden Faktor für 
den gesamten Wirtscha!b1ablaur geworden ist. Die 
Haushaltspolitik hat daher im Rahmen ihrer Möglich
keiten auch zur Eneichung der wirtscha!tspolitiscl!.en 
Zielsetzungen, eben :i:ur Aufrechterhaltung des gesamt
wirtscha!tlichen Gleichgewichts, beizutragen. ohne aber 
die Aufgaben der Konjunktur- , Struktur- oder Sozial
politik vollends zu übernehmen. 

Wichtige Vorschriften über die sogenannte wirtschafts
politische Budgetfunktion enthält bereits das Gesetz. 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft. Die Gesetze zur Haushalts1·eform bauen 
diese Gedanken aus und bringen für das Haushaltswe
sen die notwendigen organisatorischen und verwal
tungsmäßigen Änderungen. 

Eine nach außen hin deutliche Neuerung wird die Glie
derung des Haushalts nach einer neuen Systematik 
sein. Inne1·halb der Einzelpläne und in den Übersichten 
wird in Zukunft so gegliedert, daß der wirtschaftspoli
tische Gehalt des Haushalts deutlich ausgewiesen wird. 

Bund und Länder haben sich zu diesem Zweclt au! 
einen einheitlichen Grupplerungsplan geeinigt. Darin 
werden vor allem die· laufenden Ausgaben von den In
vestitionen getrennt, und innerhalb dieser großen 
Gruppen wird sichtbar gemacht, ob die Geldströme in 
die "öffentlichen" oder in die sogenannten „sonstigen 
Bereiche" fiießen. Ein nach diesen P r inzipien aufgestell
ter Haushalt wird wesentlich genauer und leichter au! 
seinen wirtschafts- und staatspolitischen"Gehalt zu ana
lysieren sein; die Statistik und das Berichtswesen wer
den vereinfacht und zugleich ver!einert. Für finanz
und wirtschaftspolitische Entscheidungen bei der Auf
stellung und Ausführung des Hau,shalts werden aus
sagefähige Daten zur Verfügung stehen, an denen es 
bisher so gemangelt hat. Eine weitere N euerun2 wird 
die Möglichkeit sein, Mehrjahreshaushalte oder auch 
Mehrjahresteilhaushalte auf.zustellen. Ich habe mich für 
die Einführung eines Haushalts !ür einen Zeitraum 
von zwei Jahren schon 1966 an dieser Stelle ausgespro
chen und werde alles daransetzen, daß mein Vorhaben 
im nächsten Jahr verwirklicht werden kann. Ich sah 
bisher davon ab, weil ich die seit längerem angelaufe
nen Gesetzgebungsarbeiten auswerten wollte. Dieser 
Schritt zum Haushalt über zwei Jahre wird eine wich
tige funktionale Verwaltungsreformmaßnahme darstel
len, die e ine beachtliche Einsparung von Vex-Waltungs
arbeit in allen Ressorts bis hinab ~u den kleinsten Be-
hörden und auch eine enorme Entlastung der Parla
mentsarbeit im Gefolge haben. 

Die neuen Vorstellungen über die Kreditfinanzierung 
der öffentlichen Ausgaben - ich komme noch darauf 
rurück - führen auch - was von volkswirtschaftlicher 
Seite schon seit längerem gefoi·dert wird - zum Wegfall 
des Außerordentlichen Haushalts. Wenn Kredite nicht 
mehr objektbez.ogen aufgenommen werden, ist es auch 
nicht mehr sinnvoll, bestimmte Ausgaben unter dem 
Gesichtspunkt der Kreditfinanzierung in .einem beson
deren Haushalt zu veranschlagen. 

Es ist nicht möglich, Ihnen jetzt einen umfassenden 
Uberblick über· den Stand der Finanzreform zu geben, 
dazu ist das Thema zu welt und die El'örte rungen dar
über zu sehr im Fluß und Ergebnisse noch nicht ab
sehbar. kh selbst habe mir nie Wunder von der Finanz
refonn versprochen, da durch sie allein die zu vertei
lende Masse n icht vermehrt wird, es sei denn, man er
höhe die Steuern, was wiederum keine Finanzreform 
wäre. 

Ich möchte jedoch drei Problemkreise aus dem weiten 
Gebiet der Finanzreform nerausgrei!e n; die Intensivie
rung des horizontalen Finanzausgleichs, oder sagen wir 
aligemeiner, die so dringend notwendige bessere Aus
stattung der finanzschwachen Länder, die Steuerzerle
g-,.mg und die Gemeindefinanzreform. 

Unterschiedliche örtliche und regionale Steuerkra!l 
allein rechtfertigen nicht mehr eine unterschiedliche 
Betreuung der Bevölkerung mit den Dienstleistun
gen der öffentlichen Hand. In einer modernen In
dustriegesellschaft wle der unseren müssen alle 
gleichartigen Aufgaben grundsätzlich auch gleich
wertig erfüllt werden. Es geht nicht an, daß Schulen, 
Hochschulen und Krankenanstalten der steuer
schwachen Länder weniger ~t ausgestattet sind als 
die der steuerstärkcren Länder. Es geht nicht an, 
daß Landstraßen und Gemeindestraßen in einzelnen 
Teilen des Bundesgebietes schlechter ausgebaut sind 
als in anderen, und zwar nur deshalb, weil der Trä-
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_ger der Straßenbaulast steuerschwächer ist als der 
gleiche Aufgabenträger anderswo. 

Das sagte Bundesfinanzminister Strauß bei der Einbrin
gung des 1''inanzrcformgesetzes am 8. Mai d. J., und er 
fügte hinzu : 

Die Bundesregierung hält es deshalb für erforderlich, 
d<iß dPr gegenwärtige Finanzausgleich verbessl'.!ri und 
\·crfeinert wird, daß die noch bestehi-nden Unter
:;chiedE' in der Steuerkraft der Länder vet:sd1winden, 
wenn nach dem Auftrag des G1undgesetzes die Ein
lidtlich k<"it der Lebensverhältnisse im Bundesge
!Jit't ge wahrt und eine gleichmäßige Erfüllung der 
öffenlilchen Aufgaben gewähdeistet werden soll. 

Die L<1ndesregierung ist sich in dieser Forderung m it 
der Bundesregierung völlig einig. Die Landesregierung 
hat es aber zutiefst bedauert, daß die BWldesregierung, 
dit> dit>se F.rktärung am 6. Mai im Bundestag abgebe n 
lief~. wenige Wochen 8päter ihre Bereitschaft, das nach 
dem Grundgesetz ab 1. Januar 1969 wieder geltende 
Beteiligungsverhältnis an der Einkommen- und Kör
pcrsclla ftsteu<'r mit 36 : 65 anzuerkennen mit der For
derun.g ve rknüpft hat, die Ergänzungszuweisungen an 
dk' fimii17.schwadtt!l1 Länder um 200 M.Hlionen DM zu 
kürzen. Ausgerechnet bei den finanzschwachen Län
dern sic•h schadlos zu hal ten für ein angebliches Opfer 
zugunsten d er Gemeinden, ist nicht gerade bester Stil. 

UC'r Bundesrat. hat in seiner Stellungnahme zum Fi
nanuel'1•rmge;ietz am 5. April darauf hingewiesen, daß 
die dC'r ?.eitigen Unterschiede in der Steue!'krait der 
Ländt>r nicht beibehalten werden können. Er begrüße 
deshalb die Absicllt der Bundesregierung, den Länder
fim~nzausgl~ich zu intensivieren. Als es aber jetzt dar
nn1 gin.i(, daß die finanzstarkc n Länder diese 2QO Mil
lionen DM übernehmen sollten, weil der Bund in die
ser Höhe die Ergänzungszuweisungen nicht mehr tra
gen sollte, da sträubten sie sich da.gegen, vl>wuhl dieser. 
netrag weit unter dem liegt, den sie bei einem gerech
'en. grundgesetzgemäHen, jedoch ke ineswegs völlig 
niv<"lliPrenden Ausgleich zu zahlen hätten. Sie, die 
t"inanzstarkc n Länder, verlangten eine Minderung die
ses Betr~ges um 24 Millionen DM. Man e rkannte nicht, 
wie fa~t i:;chon unwürdig dieser Streit war - von die
~en 24 Millionen DM, um die man sicll stritt, entfielen 
auf die einzelnen finanzstarken Länder Beträge in 
Höhe von 3 bis 4 Millionen DM-, man erkannte nicht, 
in wekhem Ausmaß man damit unsere föderale Grund
•1rdnung in Mißkredit brachte, ganz zu scllweigcn vnn 
clPm vülligen Verkennen der Verpflichtung, die nun 
1•1nl1'<1l in einem Bundesstaat als Lebens- und Schick
~ alse:emeinschaft den einze lnen Gliedstaaten auferlegt 
ist. 

kh h;ihe be i der Einstellung der finanz.starken Länder 
l. wl'ifel. nb dieses Instrument „horizonta ler Finanzaus
xlt>id1" be ibehalten werden kann. Dieses Instrument 
hat so kläglich in der Vergangenheit versagt und die 
finanzschwachen Länder in einem Ausmaß geschädigt, 
d;iß m an ernsthaft seine völlige Beseitigung fordern 
muß. Die Landesregierung unterstützt daher die Be
st r<>hu ngen, die jetzt in den Ausschüssen des Bundes
tag~s erkennbar werden. Danach soll der große Steuer
\·0rbund hergestellt und die Steuermasse, zumindest 
äbl'r die Mehrwertsteuer untE>r Abkehr von dem eigen- · 
~üchtigen Besitzstandsprinzip, das auf de m örtlichen 
Sl<'11eraufkommen basiert, bedarfsgerecht auf die Län
der. das heißt entsprechend der Einwohnerzahl unter 
Berücksichtigung bestimmter Sonderbelastungen, ver
if'ilt. werdC'n. 

' I 

1 

Für 1969 konnte nur im vert.ikale n ~'inam;ausgleich 
zv.'ischen Bund und Ländern eine Verbesserung erreicht 
w'~1:den; "iiidem····~b ·1: Januar l!l6!l das im Grundgeset:i: 
festgelegte Verteilungsverhältnis für die Einkommen
up.d ~öl·perscllaflsteuer von 65 : 35 wieder gelte n soll. 
Dagegen muß ich mit Bedauern fes tste llen: Llnsere Be
mühungen, den horizontalen Finanzausgleich zu ver
bessern, sind gescheitert an dem beharrlichen Wider
stand der .finanzstarken Länder, obwohl alle überein
stimmen, daß es so nicht weitergehen kann. 

Die in unserer Finanzpl anung für 1969 erwartete n hö
heren Einnahmen aus einem vcrbessert.Pn horizont.;ilen 
Finanzausgleich werden nicht eingehen. Die Au!gabe, 

„nicht davon abzulassen, Bund und finanzstarke Länder 
von der Notwendigk1>it. einer besseren Ausstattung der 
finanzschwachen Länder zu überzeugen, bleibt der Lan
desregierung, bleibt insonderheit d em Finanzministe r , 
und ich bitte Sie> um Ihre nachha ltige Unterstützung 
in diesem Bemühen. 

Der Bundesrat hat sich in seiner Sitzung vom 5, April 
1968 bei der Beratung des Finanzreformgesetzes dafür 
eingesetz.t, daß in Artikel 107 d es Grundgesetzes die 
nach der derzeitigen Rechtslage schon mögliche Wie
dereinführung der Steuerzerlegung zwingend erfolgen 
&lblle. Die Bundesregierung hat sich die Begründung des 
Bundesrates für diesen Vorschlag in ihrer Stellung
nahme zu eigen gemacht. Sie hat sich für die Wieder·· 
einführung einer auf größere Steuerl>eh'äge beschränk
ten. .. Steuerzerlegung ausgesprochen und lediglich d ie 
Verpflichtung zum Erlaß eines Zerlegungsgesetzes !ü1· 
nicht erforderlich gehalten. 

Die Bundesregierung war mit dem Bundesrat der Auf
fassung, daß die zunehmende Konzentration in der 
Wirtschaft und in der Lohnabrechnung zu Verzerru."l .... 
gen im regionalen Steueraufkommen führe und da mit 
die tatsächHche Steuerkraft der einzelnen Länder vet"-

. „. „ .. fälscht. we.tde.. Kaum hatte der Bundesfinanzminister 
die. Erörterungen übe r ein Steuerzet'legungsgeset:.r. be
gonnen, da fC>rderten die finanzstarken Länder, man 
möge auf die durch ein Zerlegungsgesetz zu erwartende 
Verwaltun)i(smehra1'beit dieses Vorhaben aufgeben. Den 
wahren Grund hat a be1· mein Kollege Osswald von 
Hessen in seiner Haushalt.srede vom 18. September 
genannt. Er -sagte: „Unserem Haushalt droht für die 
Zukunft eine beträcht liche Gefahr, zumal von einigen 
ftnanzschwachen Ländern immer stärker die Forde
rung nach einer Zerlegung des örtlichen Aufkommens 
erhoben wird." Wenn aber in der Zer legung eine Ge
fahr ges.ehen wird, dann bedeutet das das ganz klare 
Eingeständnis, daß ein Großteil d€r Steuern außerhalh 
von Hessen erarbeitet wird. Mit dem vorgcgabenen 

1 •. A,rgument der Verwaltungsmehra rbeit ist es aber den 
flnanzgtarkcn Ländern gelungen , zu dem vom .Bundes
rat am 4. Oktober behandelten ~setz zur Änderung 
des Länderfinanzausglelchsgesetzes 1965 eine Entsd 1lie
ßung durchz.us~tzen, in det" gegen e ine Zerlegung Stel
lung bezogen wird. Im Auftrage- de r Landesregierung 
habe ich im Plenum des Bundes rates ausgefüht:t, daß 
wir es bedauern würden, wenn die Erörterungen über 
ein Steuerzerlegungsg<!Setz jetzt überhastet und ohne 
zwingenden und überzeugenden Grund abgebrochen 
werden sollten. Ich wies darauf hin, daß die ~rade 
angelaufenen Untersuchungen noch ke>ineswegs ein 
abschließendes Urt-eil erlauben, zumal sie bisher noch 
auf Unterlagen beruhen, die in vieler Hinsicht ergänzt 
und auf den neuesten Stand gebracht werden müssen. 
·niese Untersuchungen müssen nal·h unserer Ansicllt 
fortgeführt werden, damit zunächst einmal vor dem 
eigentlichen Finanzausgleich, der einheitliche Lebens-
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verhältnisse im Bundesgebiet herstellen soll, die tat
sächliche Steuerkraft der einzelnen Länder festgestellt 
werden kann und damit die Abhängigkeit der .finanz
schwachcn Länder vom Finanziausgleich, aber auch die 
Ausgleichszahlungen der .finanzstarken Länder auf das 
rechte Maß zurückgeführt werden. Wir wollen endlich 
klargestellt haben, daß ein großer Teil der Zuwendun
gen der ausgleichsverpflichteten Länder nlcht - wie es 
so gerne dargestellt wird - ein Almosen vom Tisch 
der Reichen ist, sondern in unserem Land und von 
unseren Bürgern erarbeitet wird. 

Es isl auch nicht annähernd möglich, Ihnen jetzt die 
Gesamtproblematik zur Gemeindefinanzreform darzu
stellen. kh wlll mich auch nicht mit der Frage aus
einandersetzen, ob die vorgesehene Beteiligung der 
Gemeinden an der 'Einkommensteuer die gewünschte 
Stärkung der kommunalen FinaIIZstruktur bringen 
wird. Dles ist ein Problem, das die Grundlagen unseres 
kommunalen Finanzsystems berührt und zu dem die 
Meinungen naturgemäß auseinandergehen. Ich möchte 
nur deutlich zum Ausdruck bringen, daß nach meiner 
Auffassung eine Verstärkung der Finanzmasse der 
Kommunen notwendig ist, daß diese aber nidlt allein 
zu Lasten der Länder und keinesfalls zu Lasten der 
finanzschwächsten Länder gehen dar!. 

Die Bundesregierung sieht in ihrer Finanzplanung vor, 
daß ab 1970 weitere 500 Millionen DM dem Steuer
zuwachs entsprechend an die Gemeinden abgegeben 
werden, wobei die Länder die Hälfte aufbringen sol
len. Der Bund will sich seinen hälftigen Beitrag da
durch -erleichtern, daß die Bundesergänzungszuweisun
gen an die ßnanzschwachen Länder in Höhe von 220 
Millionen DM ab 1970 entfallen sollen. Das wäre ein 
weiterer Versuch des Bundes, ausgerechnet zu Lasten 
d<:r Schwächsten in der Kctie Bund, Länder und Ge
meinden seinen Beitrag zur Gemeindefinanzreform zu 
leisten. Wir müssen daher für di.e kommende Finanz
re Co1·m eine Lösung finden, die es auch den Ländern, 
vor allem hier wieder den ftnanzschwadlen Ländern, 
ermöglicht, ihre Aufgaben wirkungsvoll zu erfüllen. 

Nun zum Zahlenwerk des. Haushaltsplanes. Der Ihnen 
vorliegende Entwurf des Haushaltsplanes 1969 schließt 
in Einnuhme und Ausgabe mit 3 421106 900 DM ab. 
Davon entfallen 3 061848900 DM au.f den Ordentlichen 
Haushalt und 359 260 000 DM auf den Außerordent
lichen Haushalt. Die Steigerung gegenüber dem Haus
haltsplan 1968 beträgt für den Gesamthaushalt 
7,8 v. H., !Ur den Ordentlichen Haushalt 7,3 v. H. 
und !Ur den Außerordentlichen Haushalt 12,0 v. H. 
Diese Steigerungssätze erscheinen hoch, wenn man 
berücksichtigt, daß der Haushalt 1969 konjunkturneu
tral sein · soll und für das kommende Jahr das 
Wachstum des Bruttosozialprodukts in der Bundesre
publik mit nominell 6,3 v. H. geschätzt wird. 

Für die Würdigung des Haushalts in seiner konjunk
turellen Auswirkung dar! man jedoch nicht den reinen 
Zahlenvergleich heranziehen. Für diesen Zweck müs
sen vielmehr die Einnahmen und Ausgaben außer 
Betracht bleiben, dle bereits in anderen öffentlichen 
Haushalten ihren Niederschlag gefunden haben. Be
reinigt man demgemäß die Haushalte 1968 und 1969 
um die durchlaufenden Mittel, dann zeigt sich eine 
volkswirtscha!tlldl relevante Steigerung von nur 
6,7 v. H. Diese Steigerungsrate liegt so geringfügig 
über dem geschätzten Wachstum des Bruttosozialpro
dukts, daß auch unser Entwurf des Haushalts 1969 als 
konjunkturncutral angesehen werden kann. Es ist 
!erncr noch zu beachten, daß die Erhöhung des Anteils 
an der Einkommen~ und Körperschartsteuer ab 1969 

volkswirtschaftlich kein echter Zuwachs, sondern eine 
Verlagerung vom Bundeshaushalt au! die Haushalte 
der Lähder darstellt, denn der Mehreinnahme bei uns 
entspricht eine Mindereinnahme beim Bund. 

Die Landesregierung erwartet im Rechnungsjahr 1969 
Ein.nalunen aus Landessteuern in Höhe von rund 1 840 
Millionen DM. Sie geht damit von einem Mehrauf
kommen von 130,8 Millionen DM aus, was einer 
Steigerung von 7,6 v. R. des für das laufende Rech
nungsjahr geschätzten Steueraufkommens entspricht. 
Bei einer Schätzung des Steueraufkommens konnten 
wir uns erstmals auf Grunddaten des Finanzplanungs
rates stützen. Wie Sie wissen, gibt dieses Gremium, 
dem die Bundesminister für Finanzen und Wirtscha!t, 
die Finanzminister der Länder und Vertreter der Ge
meinden und Gemeindeverbände angehören, Empfeh
lungen für eine Koordinierung der Finanzplanungen 
des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Ge
meindeverbände. Die Veranschlagung des Steuerauf
kommens entspricht diesen Empfehlungen. Sie deckt 
sich im wesentlichen aber auch mit unseren eigenen 
Sdlätzungen. 

In dem Steueraufkommen steckt ein 65prozentiger 
Landesanteil in Höhe von 1 416 Millionen DM der im 
Land gezahlten Einkommen- und Körperschaftsteuer. 
Ich darf ln diesem Zusammenhang auf die Schwierlg-

i keiten hinweisen, die in den vergangenen Jahren bei 
! der Festlegung des Anteils des Bundes und der Länder 

1 
an den Verbundsteuern aufget.l.'ete.n sl.nd. Diese uner-

. freuliche Situation konnte dank der Vora1\bcilen des . 
Finanzplanungsrates vermieden werden. Die Beteili-
gung des Landes an der Einkommen- und Körper
scha!tsteucr wird also gegen.über dem Vorjahr um 
2 Prozent aufgestockt, was im Jahre 1969 Z.U einem 
Einnahmezuwachs von rund 43.S Millionen DM führt. 
Zur Verstärkung der Gemeindefinanzmasse wird das 
Land im Ein.klang mit den Beschlüssen des Finanz
planungsrates die Häl!te dieses E innahmezuwachses 
an die Gemein.den weiterleiten. Dadurch wird ein Teil 
der Gemeindefinanzreform bereits 1969 vorweQ'.genom
men. Auf die Einzelheiten komme ich noch zurück. 

Die Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich haben 
wir au! 377 Millionen DM geschätzt. Dabei ist die 
Erhöhung des Länderanteils am Einkommen- und 
Körperschartsteueraufkammen um 2 Prozent berück
sichtigt worden, die uns eine zusätzliche Einnahme von 
etwa 9,5 Millionen DM bringL An Ergänzungszuwei
sungen des Bundes und Sonderzuweisungen der finanz
starke.n Länder erwarten wir rund 80 Millionen DM. 
Für besondere Strukturmaßnahmen wird der Bund 
unserem Land daruber hinaus 10 Millionen DM zur 
Verfügung stellen. 

Der Personalhaushalt erhöht sich 1969 um 96,7 Millio
nen DM au! rund 1 335 Millionen DM. Er s teigt damit 
um 7,7 Prozent gegenüber dein Vorjahr an. Wir bewe
gen uns mit dieser Erhöhung oberhalb .der von dem 
Finanzplanungsrat empfohlenen Zuwachsrate !Ur die 
Personalausgaben von 6,9 Prozent. 

Die Zielprojektionen des Finanzplanungsrates, die auf 
den Durchschnitt der einzelnen Gebietskörl)crschaflen 
abstellen, können hier jedoch nicht schematisch auf das 
einzelne Land übertragen werden. Vielmehr müssen, 
auch wenn man grundsätzlich eine Koordinierung und 
Abstimmung der Grunddaten bejaht, die Besonder
heiten des einzelnen Landes berücksichtigt werden. 
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Die Zuw<ichsrate bei den Personal.ausgaben wird vor 
allem durch die El'hühung des Personalbestandes um 
2 5a7 Stellen bes timmt. Von dieser außerordentlichen 
Stellenvermehrung entfallen allein 1 941 Stellen auf den 
Einzelplan des Ministeriums für Unterricht und Kultus; 
weitere 347 Stellen sind für die Verstfu:kung der Bereit
schaftspoli:r.ei und 136 Stellen für die Straßenverwal
tung vorgesehen. 

Im Bereich der Kultusverwaltung sollen über 1 000 
neue Stellen für unsere neuen Grund-, Haupt- und 
Sond<:>rschulen geschaffen werden. Hiermit werden die 
hnushaltsmäßigen Folgerungen aus dem vom Hohen 
Haus en;t kürzlich verabschiedeten Schulgesetz gezo
gen. Im Interesse einer vertieften und auch den Er
forderni1'-i<en der modernen Gesellschaft genügenden 
Ausbildung unserer Kinder in den Pflichtschulen kann 
skh das Land der damit verbundenen Personalvermeh
rung nicht entziehen. Die gleichen Erwägungen gelten 
e1uch für d en Bereich der weiterbildenden Schulen und 
der Universität. Nach wie vor ist ein verstärkter Zu
strom zu diesen Bildungseinrichtungen zu erwarten, auf 
d~'n wir uns personell einrichten müsse':1. 

Es ist bedauerlich, daß bei diesem hohen Zuwachs an 
Stc>llen die Einsparungen durch die Verwaltungsreform
maßnahmen, die in vielen Ressorts 1968 fortgeführ t 
wurden. keinen sichtbaren Ausdruck finden. kh muß 
allerdings einschränkend erwähnen, daß die Personal
einsparnngen durch die Zusammenlegung der Bezirks
regierungen bis jetzt nur zu einem ganz geringen Teil 
in den Haushalt eingearbeitet wurden. Die endgültigen 
prr;::rmellen Auswirkungen werden z. Z. überprüft. Ich 
hoffe, daß sie noch im Zuge dieser Haushaltsberatun
gen berücksichtigt werden können. 

zwangsläufig ist der Bedarf für Besoldungs- und Tarif
verbesserungen. Hier mußten wir einmal die Auswil'
k ungen des ab 1. Juli 1968 geltenden Fünften Besol
dungsel·höhungsgeset zes berücksichtigen. Außerdem sind 
na(•h dem Ergebnis der Besprechungen im Fin~nzpla
nungsrat im Laufe des kommenden Jahres wellere line
are Erhöhungen zu erwarten. Wir haben uns deshalb -
wie der Bund und die anderen Länder - veranlaßt ge
~E>hen, hierfür ebenfalls Mittel, und zwar in Höhe von 
24 Millionen DM, auszuweisen. 

Lassen Sie mich hier eine kritische Bemerkung anfü
i<en zu Erklärungen, die in diesen Tagen von Berufs
verbänden abgegeben wurden und in Drohungen zu 
Demonstrationen und ähnlichen Druckmitteln gipfeln. 
Es haben, das sei zunächst mit aller Deutlichkeit her
a usgesldlt, die Landesregierung bei der Einbringung 
und das Parlament bei der Vcrnbschiedung des Fünften 
Landesbei:;oldungsänderungsgesetzes sorgfältig und ge
wissenhaft gep1·ü!t, inwieweit man den zahlreichen 
Forderungf>n und Wünschen der verschiedenen Beam
tt>n- und Richtergruppen entsprechen köru1e. Dabei 
spielte ein Gesichtspunkt eine, ja die ausschlaggebende 
RtJll E'. nämlich das vorrangige Ziel in der Besoldungs
politik, ein einheitliches Besoldungsgefüge im Bund 
und in den Lä ndern wiederherzustellen. Zur Erreichung 
diesci:: 4ieles hat sich die Landesregierung in übcrein
s1immung mit allen Ländern für eine Änderung des 
Artikels 15 GG ausgesprochen. Es kann dann aber füg
licti nicht erwartet werden, daß wir jetzt ohne Ab
stimmung mit Bund und Ländern in Rheinland-Pfalz 
Re>soldtmgsverbesscrungcn beschließen, die erheblich 
Uber die in allen - ich betone: in allen - übl·igen Län
dern und des Bundes hinausgehen. 

(Beifall bei den Regieru ngsparteien.) 

Die Aufforderung der Verbände, hier Mut und Fort
schritt zu beweisen, ist die Aufforderung, an Stelle 
e iner zw1~~end gebotenen einheitlichen Ordnung d ie 

. ~.} M!Ni~Ji81~ permam~nte Unordnung zu setzen. 

{Weiterer Beifall bei den Regienmg~parteien.} 

Die Lao.des.reglerung war und ist ber eit, sie hat es im 
Jahre 1968 bewiesen, alle Regelungen, rue Verbesse
rungen fiir unsere Mitarbeiter im öffentlichen Dienst 
vorsehen, sofort zu übernehmen, wenn sie einheitlich 
im Bund und in den übrigen Ländern vollzogen wer
den. Es zeichnet sich jetzt sdl.on ab, d aß die Erhöhung 
des Weihnadl.tsgcldes auf 40 Pro7.ent e iner Monatsver
gütung eine solche Maßnahme ist, die von dt>r Landes
regierung Rheinland-Pfalz in Üb~reinstimmung mit 
dem Bund und den Ländern nach Abschluß der Tarif
verträge mit den Angestellte n und Arbeitern auch f fü' 
die Beamten nachvollzogen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nach der linearen Besoldungserhöhung um 4 Prozent 
vom Juli d. J., nach den strukturellen Verbesserungen, 
die vor . allem u nseren jungen Beamten durch zwei Be
soldungsänderungsgesetze 1968 zuteil wurden , nach de n 
zahlreidl.en erheblichen Verbe!'serungen in den letzten 
Jahren · im gesamten Besoldungsgefüge, vor allem in 
den Stellenschlüsseln - Rheinland-Pfalz lag dabei oft 
in der Spitzengruppp(.>, das wurde uns häufig in hämi
scher Form vorgehalten bei unserPm Kamp f um bes
sere Finanzausstattung -, nadl. den Erklärungen, die 
von der Landesregierung u nd von allen Sprechern der 
FraKU:oneo liler· Im Parlament abgegeben wurden, daß 
wir uns !u1· b erechtigte WUnsche bei der Vereinheit
lichung nachhaltig einsetzen werden, nach der ange
küo,r;tlgten :Erhöhung des Weihnachtsgeldes, isl es mir 
schlecht.erdlngs unerfindlich, wie man da von Benach
t eiligung, bitterer Enttäuschung, von Brüskierung, von 
Unruhen, v on RadikallRierung und von Demonstratio
nen reden 1'..anu. 

1 (Abg. Hörter: Sehr richtig! - Beifall l.>d der CDU.) 

!
. · Gtaub'f' Inan" Cienn wirklich, daß die Landesregierung 

und die Mehrheil rueses Hohen Hauses bewußt und 
vorsätzlich b estimmte Beamtengrupp(:>n schädigen 

1

'. wollte? So klingt das doch. Ist man nicht wenigstens 
bel'elt, anzuerkennen - -

1 

·I 
~ 

1 

·! 

Prisldent Van Volxem: 

Herr Minister, gei:tatten SI~ eine Zvvischenfra ge des 
Herrn Abgeordneten Fuchs (SPD)? 

Fina,n.zmlulster Dr. F.irher: 

Den Satz darf ich zu Ende führen. - Ist man n icht 
wenigstens bereit, anzuerkennen, daß es sachgered1te 
'Oberlegungen sind, die uns d aran hindern, alle Son
derwünsche zu erfüllen? - Bitte se-hr ! 

Abg.Fudis: 

Darr';Iclt vorn· Herrn Minister wissen, wer und in wel 
chem Zusammenh an g solche Äußerungen gemacht hat·r 
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Finanzminister Dr. Eicher: 

t>ie habo ich in allen Zeitungen gelesen. 

Abg. Fuch~: 

Sie erheben hier eine recht kräftige Anklage. Ich 
möchte wissen, wer solche Äußerungen und in wel
chem Zusammenhang gemacht hC:1t. 

Finanzminister Dr. Eicher: 

Ich habe die Zeitungsausschnitte jetzt gerade nicht 
hier. Im Anschluß an die Verabschiedung des Fünften 
Landesbcsoldungsänderungsgesetzes sind solche Ent
schließungen von einer Reihe von Berufsverbänden 
abgegeben worden. 

(Abg. Dr. Skopp: Namen nennen! - Abg. König: 
Sie haben das doch gestern erst diktiert und 

müssen wissen, wen Sie meinen!) 

Icll meine die Lehrerverbände, die Gewerkscha.ften, 
die Philologenvcrbände, die meine ich! 

(Abg. Fuchs: Lehrerverbände!) 

- Jawohl! - Au.f mich machen solche Redensarten und 
Drohungen ebensowenig Eindruck wie umgekehrt häu
fig von anderer Seite artikulierte ungerechtfertigte 
Ressentiments und verletzende Ablehnung von ange
messenen Tari!erhonungeil und '.Besoldungsverbesserun
gen im öffentlichen Dienst. 

Zu diesen extremen Tönen dar! ich für die Landes
regierung erklären: Sle wird sich in ihrem Bestreben, 
auch die ö!!entlich Bediensteten angemessen und gerecht 
am wirtscha!tllchen Fortschritt zu bdeiligen, von nie
mandem beirren lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.} 

Die Personalkosten nehmen auch in diesem Jahr mit 
39,6 I'rozent einen erheblichen Anteil am Gesamtvolu
men in Anspruch. Während er stth in den vergangenen 
Jahren uber ständig erhöhte, konnte er diesmal auf 
dem Stand des Vorjahres gehalten werden. Ich möchte 
darin ein erfreuliches Anzeichen erblicken. Vielleicht 
gelingt es uns, in Zukunft insoweit eine rückläufige 
Tendenz einzuleiten. Nur bei einem Absinken dieser 
Kosten im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen 
könnten wir uns die Basis für eine flexiblere Haus
haltspolitik schaf!en und die Sachinvestitionen über
durchschnittlich anwachsen lassen. Ich bin mir aber 
bewußt, daß dieses Ziel nur schwer zu e_rr"''"hen seln 
wird, denn nahezu alle Sachinvestitionen haben wie-
der laufende Ausgaben, insbesondere Personalkosten, 
zur Folge. Dieser Umstand wird bei den Planungen 
ort übersehen. 

Die Allgemeinen Ausgaben erhöhen sich gegenüber 
1968 um 99,4 Millionen DM und steigen damit im Ver
gleich zu den Ansätzen des laufenden Haushaltsjahres 
um 6,7 Prozent. 

Hier wirkt sich einmal die Erhöhung der von mir be
reits angesprochenen durchlaufenden Bundesmittel aus, 
die im wesentlichen au! die erstmalige Veranschlagung 
der Mittel für den Getreidepreisausgleich zuriickzu
führen ist. Zum anderen betrifft die Steigerung elne 

Reihe von Ausgaben, die auf gesetzlichen oder sonstigen 
Verpflichtungen beruhen und damit zwangsläufig sind. 
In diesem Zusammenhang ist, wie ich noch näher ausfüh
ren werde, In erster Linie au! die erhöhten Zuweisungen 
und Zuschüsse im Rahmen des kommunalen Finanz
ausgleichs und au! die Weitergabe der Hälfte der Mehr
einnahmen, die dem Land in!olge der Erhöhung des 
Landesanteils an der Einkommen- und Körperschafl
steuer zu!ließen werden, hinzuweisen. Daneben ist der 
Schuldendienst weiter angewachsen. Die vom Land 
hierfür aufzubringenden Leistungen werden 1969 um 
27,7 Millionen DM steigen. 

Die im Einzelplan des Kultusministeriums veranschlag
ten Schulbauzuschüsse sind, wenn man die auf den 
kommunalen Finanzausgleich anzurechnenden Zuwei
sungen außer Betracht läßt, um rund 4 Millionen DM 
aufgestockt worden. Außerdem sind die nunmehr im 
Außerordentlichen Haushalt veranschlagten Zuschüsse 
des Landes zum Sondervermögen „Schulbau" um 
3 Millionen DM erhöht. Die Kosten !ür den Transport 
von Schulkindern zum Schulstandort werden sich 1969 
im Vergleich zum laufenden Rechnungsjahr von 7,5 
Millionen DM au! 15 Millionen DM verdoppeln. 

Die Mittel für die Entwurfsbearbeitung für Bundes
autobahnen und Bundes!eru.straßen sind von 20,5 Mil
lionen DM auf 30,2 Millionen DM erhöht worden. Diese 
Aufwendungen sind er!orderlich, um sicherzustellen, 
daß die vom Bund in unserem Land vorgesehentm 
Straßenbaumaßnahmen durchgeführt werden können. 
Wir haben 1969 auch höhere Investitionen für den 
Neubau sowie für den Um- und Ausbau von Landes
straßen vorgesehen. Die Ansätze !ür den Neubau sind 
um 6,5 Millionen auf 32 Millionen DM, die !ür Um
und Ausbauten um 3 Millionen auf 46,5 Millionen DM 
gesteigert worden. 

Besonderen Wert hat die Landesregierung auf den 
Ausbau und die Verbesserung der Einrichtungen für 
die Wol:-Jfahrts- und Jugendpflege gelegt. Neben meh
reren kleineren Ausgabeerhöhungen sind allein für die 
drei Schwerpunkte dieses Bereichs, die Förderung des 
Baues von Altenheimen, der Kindertagesstätten und 
der Einrichtungen für körperlich und geistig Behin
derte insgesamt 6 Millionen DM mehr vorgesehen als 
im laufenden Jahr. 

Außerdem dar! ich darauf. hinweisen, daß 1969 der 
·Ansatz für die Förderung des Krankenhausbaues um 
2,5 Millionen DM auf 27,5 Millionen DM erhöht wer
den solL 

Auf dem Geb!et des staatlichen Hochbaues sind 1968 
verschiedene Großbaumaßnahmen ausielaufen. Bei 
anderen, in den letzten Jahren begonnenen Vorhaben, 
haben sich durch langsameren Baufortschritt 'Ober
hänge ergeben, so daß wir 1969 mit geringeren An
sätzen auskommen können. Dagegen wird das Neubau
volumen erheblich steigen. Der Ihnen vorliegende Ent
wurf enthät 24 neue Baumaßnahmen mit Gesamt
kosten von 106,4 Millionen DM. Davon entfallen allein 
53,9 Millionen DM auf den weiteren Ausbau der Jo
hannes-Gutenberg-Universität. Vorgesehen sind unter 
anderem Neubauten für die Or&anisch-Chemischen und 
Physikalisch-Chemischen Institute und für das Physiolo
gische und Physiologisch-Chemische Institut sowie die 
Erv.:eiterung der Frauenklinik. Aus den einzelnen Ge
schäftsbereichen m~chte ich noch den Neubau eines 
Dienstgebäudes für die Polizeidirektion Trier mit einem 
Bauvolumen von 9,6 Millionen DM, den Neubau eines 
Anstaltsgebäudes der Strafanstalt Frankenthal mit 14,3 
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Millionen DM und den Neubau für das Staatliche Hoch
::;chulinstitut für Kunst- und Werkerziehung, für den 
7.5 Million{'n DM erforderlich sein werden, besonders 
<'rwähnen. 

Iu diesem 7.usarnmenh<1ng noch ein Wort zum Woh
nungsbau: Der öffentlich geförderte Wohnungsbau hai 
im .Jahre 1968 wesentlich zur Vollbeschäftigung der 
13.iuwirl~dt<tfl bPigetragen. In den ersten nelm Mona
ten dieses Jahres konnten insgesamt 4 702 Wohnungen 
und 1 510 Heimplätze mit einem Darlehensbetrag von 
76.2 Millionen DM öffentlich gefördert werden, Im nur 
s!<'t1<•rb1~günstigten Wohnungsbau wurden im ersten 
Haibjahr 1968 1 488 Wohnungen gefördert; eine Zahl, 
die ct;.i;; VorjahreserRebnis wesentlich übertrifft. 

Um {'ine kontinuierliche Jo'ortführ·ung des sozialen Woh
nungsbaues zu gewährleisten, finden Sie im Entwurf 
(•in nuf 71 Millionen DM Landesbaudarlehen festge
setztes Bauprogramm für den sozialen Wohnungsbau. 

lm Rechnungsjahr 19G7 hatte uns die Entwicklung un
~(·n·r Fin<inzlage erstmals dazu gezwungen, auch die 
LO?i„1uny_~·n <1n die GE>meindcn in die Maßnahmen ein
zub(~ziehen. mit deren Hilfe wir versuchten, bei stei
~(•nden Au~gabcn und zu geringen Einnahmen den 
H11u~halt. auszugleichen. F.s konnte zwar eine Kürzung 
de!' KommunaJ{'n Finanzausgleichs vermieden werden; 
d<'r SteuPrverbund mußte jedoch auf dem Stand des 
.Jahr{'s HIHH festgehalte n werden. Zwar konnten wir 
1 !!66 dPn Gemeinden wieder einen Zuwachs zukommen 
1<1ss(•n, an den im Finanz.ausgleir.hsgeselz vorgeschrie
benen Verbundzeitraum jedoch noch nicht herankom
men. Ein Aufhole n von zwei Jahren hätte unsere fi
nanziellen Möglichkeiten bei weitem überstiegen. Der 
Zc•ilrllum für die Bct·cchnung der Steuerverbundleistun
gen nsußle ai.so ebenfalls wiooer um ein. Jahr zurück
liegend fes tgese tz t werden. Die gleiche Zwangslage 
war zunikhst. auch für 1969 zu befürchten, so daß wir 
wi~der nur um ein Jahr hätten fortschreiten können, 
w;1;; df'n Gemeinden eine Ausgleichsmasse von 375,4 
Milliomm DM, also 11,5 Millionen DM mehr gcbrachl 
hJttP al~ im laufe nden .fahr. Da inzwischen aber fest
;;t.eht., daU der Anteil der Länder an der Einkommen-
1.1nd Körpcl'scha ftsteue r ab 19ö9 wieder 65 Prozent be
t l'it gt„ hllbcn sich die Länder entsehlosscn, im Vorgriff 
a uf die Ckmeindefinanzreform die Hälfte der daraus 
rcsultiPrPnden Mehreinnahmen den Ckmeinden zukom
men zu lassen. Der Ihnen vorliegende E nl wurf des 
H11ushciltsp1anes 1969 s ieht daher vor, daß dlese Hälfte 
der Mehreinnahmen in Höhe von 53 Millionen DM; 
Hlso :W.!'i Millionen DM, zusätzlich an unsere Kommu-
11„11 w+-itPrgdeitet werden. Im einzelnen soll dies auf 
f'nJgendE> WP.ise geschehen: 

1 >0r grdl.lere 'l'eil soll den Gemeinden und Landki:eisen 
dadurch zugute kommen, daß der Berec.J.inungst.eltraum 
für dt;n kommttntllcn Steuerverbund näher, als es ur
s priin.l!:l ich möglich gewesen wäre, an den im Finanz
<IUl'~li>idisl(esetz festgesetzten Zeitraum herangerückt 
wird. Wir können der Ausgleichsberer.hnung nunmehr 
di€• Zeit V()m 1. .Juli 1967 bis 30. Juni 1968 zugrunde 
legen und bleiben d amit nicht mehr ein ganzes, son
d<'rn nur ein Vierteljahr hinter dem gesetzlichen Zeit-
1·aum zut·ü"k Dadurch steigen die Verbundeinnahmen 
um wdl~r,; 15 Millionen DM. 11,5 Millionen DM w<>r
ck n wr Aufstockung bei;tehender oder für neue Zu
w 0 i rnn~t·n an die Gemeinden ..,-erwcndet. So wird u. a. 
die Schlüsselma sse zusätzlich zum Steuerverbund noch 
um 4 Milltonen DM ergänzt. Außerdem wird der Inve
stitionsstock für Maßnahmen zur Förderung des Zu
si!nHnen~chlusses von Gemeinden und l.>d der Bildung 

1 . 

von Vel'bandsgemeinden um 3 Millionen DM verstärkt. 
Schließlich werden wieder neue Mittel für die Schaf
fung von Einlachwohnungen zur Beseitigung von 
Elendsquartieren und zur Unterbringung von Räu
munl(ssclmldnern b<>rt>itge,;tt>llt. To:<.: i~L hierfür f>in Be
trag von 3 Millionen DM vorgesehen. 

Die Darstellung der wichtigsten Krite1·ien d es Haus
halts 1969 wäre unvollständig, wenn ich nicllt auf die 
l;>es.or,i.P:e!-°~I\ . ~dl>yiet·igkciien hinweisen würde, die:> s<'in 
Ausaleich bereitet hat. Die ordentliche Einnahme n wer
d en zu einem so großen Teil von zwangsläufigen Aus
gaben, insbesondere auch vom kommunalen Finanz
ausgleich. in Anspntch genommen, daß für die landes
politisch unerläßliche Ausstattung der Investitions
schwc rpunkle nieht mehr genügt!nd ordent ilc:ht: Ein
nahmen zur Verfügung stehen. Eine Deckung w ar nur 
durcfi Verlagerung von 60 Millionen DM Investitions
ausgaben ln den Außerordentlichen Haushalt zu er
möglichen. Die Landes regierung hat sich zu dieser 
Maßnahme erst nach sorgfältiger Prüfung b ere itgefun
den. Erleichtert wurde ihr der Schritt e inmal durch 
die vorliegenden Gesetzentwürfe zur Haushaltsreform, 
die für die Kreditaufnahmen und die Verschuldungs
fähigkeit einer Gebietskörperschaft neue MaßstäbPc 
setzen. 

Nach Artikel 115 GG und den inhaltlich gleichen Vor
schriften der Landesverfassung dOrff>n 7.11r 7.Pit Kr<'ditE' 
nur bei „außerordentlichem Bedarf und in de r Regel 
nur !ür werbende Zwecke" aufgenommen v.;erden. Die
ser objektbezogene Deckungsgrundsatz wird ve rlassen 
werden. Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
nel'.te Fassung des Artikels 115 GG sieht vor, daß zu
kü.nitlg in einem Jahresha ushalt die Einnahmen aus 
Krediten in der Regel dle Ausgaben für Inves titionen 
nlcht überschreiten sollen. Unter Investitionen im Sinne 
dieser Bestimmung sollen nicht nur die Eigeninvestitio
nen der jewe\ligen Gebietsköqw.rsch<lft, w nde rn Rurh 
von lhr an Prit.ie gewäJutt:! Investition::;zuschüsse ver
standen werden. Deme ntsprechend hielt ei< die La ndes
regierung für vertretbar, Ihne n vor:wschlagen. die Zu
schüsse für zwei große Gruppen von kmnmunalen In
vestitionen, nämlich die Zuführung <in das Sonderver
mögen „Schulbau" und die Zuschüsse für dP.n Wirt
sc!J.a!tswegebau, aus Kred!taufnahmPn des Landes zu 
flnam:ierr-n. 

Es w ar aber noch e in anderer Gesichtspunkt, d er die 
Lande sregierung zu dieser Kredit fincmzierung ermutigt 
hat. kh habe an ande rer Stelle auslühl°lich dargetan, 
daß das Land finanziell unzureichend ausgesta ttet ist. 
Hier be Cinden wir uns in völliger Übereinstimmung 
mit Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat. Ent
sprechende Zitate h 0:1 be Ich Ihnen vorgr-trage n. Es geht 
nun al>.:r nicht an, daß das Versäumnis, die finanz
&ehwachen Länder endlich aus ihrer finanzJ.el!en Not
lage zu befreien und damit d em Verfai-sungshe fehl von 
höchsle n1 Rang zu entsprechen9 nämliu'1 cinhe itlic...'1.c 
Lebcnsverhältnis!j,e im Bundesgebiet zu schaf!en, sich 
weiterhin zum N:\<'hte il unsere r Bürger, \ ' Or aliem der 
Kinder unseres L::tndes auswirkt. In der fe ste n Über
zeugung, daß für 1970 hier endlich ein Wandel eintritt, 
glaubte die Landesregierung gleichsam im Vor,Elriff die 
Kreditfinanzierung in Höhe von 60 Millione n DM ver
ant\vorten zu können. 

Neue Maßs täbe !ür die Kreditaufnahme und Verschul
dungs!iihi.gkeit und zwingende landespolitisch e F.rwä
gun.g~n dürfen uns a bet· nicht davon a bhalten, mit 
größter Gewissenhaftigkeit zu prüfen, wann sich für 
uns die Verschuldu ngsgrenze abzeichn<?t. Sie dür!en 
uns vor allem nicht verleiten, den :Haushalt d11nn noch 
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auszuweiten, wenn wir im Jahre l!J69, was ich mir 
wünschte, meh1· Steuereinnahmen als vorausgeschätzt 
erzielen würden. Für diesen Fall müßten die · Mehrein
nahmen verwendet werden zur Herabsetzung des Kre
ditbedarfs oder zum Abbau unseres noch vorhandenen 
Defizits, das wir im vergangenen Jahr von 215 Millio
nen DM au! 170 Millionen DM senkten, für dessen wei
tere Abdedtung wir aber im kommenden Jahr keine 
Mitlel einsetzen konnten. 

Der Schuldenstand des Landes wird bis zum Ende des 
lau(endcn Jahres - eliminiert man alle diejenigen 
Schulden, !ür de1·en Bedienung mit Zins- und Tilgungs
einnahmen zu rechnen ist - eine Höhe von 1,414 Mil
liarden DM erreichen. 

Mit diesem Schuldenstand liegen wir zwar pro Kopf 
der Bevölkerung nach den le!.l.teu bekannten Statisti
ken nur geringfügig über dem !ür die Gesamthe it der 
Länder errechneten Durchschnitt. Diese Bezugsgröße 
hal sich jedoch als nicht tauglich für einen Vergleich 
der Gel>ielskörperscha!len untereinander erwiesen, weil 
sie die unterschiedliche Finanzkraft nicht berücksichtigt. 
Entscheidend für die Beurteilung, welche Belastung 
von einem . Schuldenstand ausgeht, ist vielmehr die 
Fl'agc. wieweit die laufenden Einnahmen durch den 
Schuldendienst absorbiert werden. Um einen für alle 
Gebietskörperschaften einheitlichen Maßstab zu finden, 
setr.t man in neueren Untersuchungen den Zinsen
dienst ins Verhältnis zu den Steuereinnahmen und er
mittelt damit die sogenannte ZinsiSteuerquote. 

Ich stütze micl1 hier au! die Stellungnahme des Wissen
schaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministerium 
vom 23. Juli 1068, in dem die „Kriterien und Konse
quenzen der Staatsverschuldung·• untersucht w erden. 
Der Wissenschafllkhe Beirat kommt zu dem Ergebnis, 
daß die öf!entlichc Gesamtverschuldung in der Bundes
republik nicht bedenklich sei; diese Ansicht geht davon 
aus, daß die Zins/Steuerquote noch als ausgewogen 
ungesehen werden kann. 

Dabei wird geschätzt, daß der Zinsendienst der gesam
ten öffentlichen Hand in der Bundesrepublik im Jahre 
1068 etwa 5 Prozent der Steuereinnahmen in Anspruch 
nimmt. 

Leider errechnen wir im Lande Rheinland-Pfalz im 
Jahre 1969 bereits eine Zins/Steuerquote von rund 
7 P1•ozent. Eine weitere Steigerung - daß muß unum
wunden eingeräumt werden - würde die Leistungs
fähigkeit des Landes au! gefährliche Weise schwächen. 
Um dies zu verhindern, bleibt nur ein Weg: Unsere 
Einnahmen müssen erhöht werden; nur dann kann die 
Zins/Steuerquote in einem erträglichen Verhältnis blei
ben. 

Hier schließt sich der Kreis der finanzpolitischen Be
trachtungen. Die notwendigen Ausführungen zur Ver
besserung unserer Finanzlage habe ich bereits gemacht. 
Nnch § 9 in Verbindung mit § 14 des Gesetzes zur För
derung der Stabilität und des Wachstum:;: der Wirt
schaft sind die Länder in gleicher Weise wie der Bund 
verpflichtet, ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen. Die erste Finanz
planung unseres Landes nach dem Stande vom 25. Fe
bruar 1968 wurde von der Landesregierung am 12. März 
1968 beschlossen. Sie wurde dem Landtag mit Schrei
ben des Herrn Ministerpräsidenten vom 14. März 1968 
zugeleitet. Aus mir unbekannten Gründen hat der 
Landtag darüber bis heule noch nicht debattiert. Die 
Landesregierung berät zur ZeH die überarbeitete und 

·----·~----·---

auf den neuesten Stand gebrachte Finanzplanung des 
Landes für die Jahre 1968 bis 1972. Ich ho!fe, daß es 
gelingt, sie dem Landtag in kürzeste1· Frist vurzulegen, 
damit sie gemein~ mit dem Haushalt 1969 im Haus
halts- und Finanzausschuß beraten werden kann. 

'(Abg. König: Das kommt also wieder zu spät!) 

- Das zu späte Einbringen ist kein GruT)d dafür, daß 
sie hier nicht hätte debattiert werden können. Filr die 
Gestaltung des Haushaltes 1969 erhielt ich vor kurzem 
in dem schon zu Beginn meiner Ausführungen erwähn
kn Schnellbrie! einige Verhaltenshinweise. Da heißt es 
zunächst: „Die staatlichen Konjunkturprogramme müß
ten eingeschränkt werden". Antwort: Der Entwurr ent
hält kein Konjunkturprogramm, er enthält auch keine 
konjunktursteigernden Elemente. Es wurde weiter ge
fordert, man müsse auf die Finanzierung staatlicher 
Konswnausgaben durch Kredite verzichten. Ich habe 
Ihnen dargelegt, daß wir nur einen Teil der Investitio
nen mit Krediten finanzieren. Efne weitere Forderung 
lautete: Die Mittel !Ur öffentliche Bauvorhaben müß
ten sparsam dotiert werden. Wir haben nur notwendige 
Maßnahmen in den Haushalt au(gcnommcn, dle erfor
derlich sind, wenn wir in der Zukunft bestehen wol
len, Maßnahmen, die auch dem S teuerzahler von heute, 
vor allem aber seinen Kindern, zugute kommen. 

Schließlich gab man dem Finanzminister den Rat, über
schüssige Steuergelder müßten zur Rückzahlung von 
Schulden verwendet werden. Ich habe mich bemüht, 
Ihnen aufzuzeigen, daß bei uns im Lande von über
schüssigen Steuergeldern leider noch keine Rede sein 
kann. Idl habe aber auch den bes.ten Willen der Lan
desregierung zu erkennen gegeben, wenn entgegen un
seren Voral,lSSchätzungen mehr Steuern eingehen soll
ten, die in Aussicht ge nommenen Kredite einzuschrän
ken. 

Zusammenfassend läßt sich sagen: Die Bemühungen 
von Landesregierung und Parlament, durch tatkräftige 
Reformen in allen Bereichen die Grundlagen !Ur eine 
fortschrittliche Entwicklung zu schaffen, sollen ergänzt 
werden durch die wohlbemcsscnen Leistungen, die der 
Ihnen vorgelegte Haushalt 1969 gestattet. . 
Mit einem Dank an alle, die bei der Erarbeitung des 
Entwurfs mitgewirkt haben, mit einem Dank an meine 
Ministerkollegen !ür die verständnisvolle Zusammen
arbeit in der Landesregierung, übergebe ich die Vor
lage zur endgültigen Gestaltung und Beschlußfassung 
vertrauensvoll in Ihre Hände. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Die Besprechung zu diesem Punkt der Tagesordnung 
erfolgt in der Sitzung am 28. Oktober, 

Idl ru!e au! Punkt 2 der Tagesordnung und dar! noch 
bemerke'n, daß die Fraktionen darüber einig sind, daß 
die Besprechung der Punkte 2, 3 a und 3 b gemeinsam 

·erfolgt. 

Pt!nkt 2 der Tagesordnung : 

Ers.te Beratung eines Urantrages der Fraktion 
der SPD betr. Landesgesetz zur Änderung des 
Artikels 36 der Verfassung für Rheinland-Pfalz 

- Drucksache VL'815 -
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Zur Begründung hat das Wort Herr Abgeordneter 
Fuchs lSPD). 

Abg. I-'uchs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
es hier mit einem Thema zu tun, das von der sozial
demokratischen Fraktion erneut zur DelJ<:ttte gestellt 
wird. das nicht neu ist, ein Thema, das uns seit vielen 
J ahren beschäftigt, nämlich das der Lehrerbildung. Wir 
sind der Überzeugung, daß m anches im Bereich unserer 
Schulen. manches auch im Bereich unserer Lehrerschaft 
anders gelaufen wäre, wenn bereits zu einem früheren 
Zei1.punkt die Mehrheit dieses Hauses bereit und in 

der Lage gewesen wäre, die Lehrerbildung anders zu 
seh<'n aJi; 1.u Beginn dieses Jahrhunderts, und den Leh
rer auch in seiner Aufgabenstellung, gerade den Lehrer 
an den bi~herigen Volksschulen, anders zu sehen als 
den or.J~t>lspielenden Kleingärtner Im Dorf, wie manches 
idealistiR~he Bild von unseren Lehrern lange Zelt 
w;ichgehalten wurde, ohne daß es mit den Realitäten 
und Notwendigkeiten unserer Tage in Einklang ge-
~1 "'oclf'n hätte. -

De r Lehrer aller Schulformen wird in Zukunft anders 
zu sehen sein. Ich meine, daß das Bild schlechlhln 
\'Om Lehrer an Volksschulen, an Mittelschulen, an 
höheren Schulen sich in einer starken Wandlung befin
det. Die Aufgabenstellung für unsere L ehrer ist an
spruch svoller geworden. Und die Anforderungen an 
unsere Lehrer sind auch deshalb von einem andet·en 
Blickpunkt aus zu sehen, weil wir heute Bildungs- und 
Ausbildungsfragen auch anders sehen als vor 30, 40 
oder 50 Jahren. Für die CDU möchte ich hinzufügen: 
Die ro2'.iHldemokt•atlsche Fraktion dieses Hauses sieht 
die Situation anders a ls d ie CDU dieses Landes vor 
4, 5 oder 6 Jahre n. Denn, meine Damen und Herren, da
mals w11ren Sie noch nicht bereit, solchen Gedankengän
gen in aufgeschlossener Weise zu folgen . Wir hoffen, 
daß das diesmal der Fali ist. Denn der Herr Kultus
minister hat ja schon einige Ankündigungen hier und 
d<t gemacht unter dem Druck der Entwicklung, auch 
unter dE1m Druck der Opposition dieses Hauses. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist wahr! Vor allem, Herr 
Kollege Fuchs, unter dem Druck der Opposition!) 

Ich zweifle nicht dara n, daß der Herr Kultusminister 
;ingesichts der neuen Initiative der sozialdemokrati
s<'hcn Frak tion dieses Hauses mit a ll seinen Mitarbei
tern in seinem Hause für heute eine Konstella tion er
arbeiwt. hat, die er uns sehr ausführlich hier vortragen 
wird. 

(Beifall bel der SPD.) 

Wir freuen uns darüber, daß die CDU und FDP auf 
Grund der Initia tive der SPD mit einer Großen An
frage nachgekommen sind, um dem Kultusminister 
Gelegenheit zu geben, etwas darzulegen über das, 
worübel' das Kultmmtiniste1ium, insbesonde~e der Herr 
Minister, sichet· monatelang nachgedacht hat. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Prlisidcnt Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
neten Martin (CDU)? 

Abg. Fuchs: 

Ja, er ist aus K reuznach, bitte schön, Herr Martin . 

Abg. Marlin: 

Herr Kollege Fuchs! Darf ich Sie daran erinnern, daß 
ich namens der Fraktion der CDU schon im Mai dieses 
Jahres deutlich gesagt habt!, daß wir von uns aus eine 
Anderung des Artikels 36 vorgeschlagen haben? 

Präsident Van Volx~m: 

Ich darf feststellen , daß das ke ine Frage war. 

Abg. Fuch5: 

Ja, doch, es war eine schöne Frage. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Ich h abe vorhin loyaler
weise erklärt, daß ich hoffe, daß die CDU heute etwas 
aufgeschlossener diesen Fragen gegenübertritt a ls vor 
4, 5 oder 6 Jahren. Insofern ist Ihre Frage damit be
ant~·ortet. kh hoffe, Herr Kultusminister, daß Sie in 
der Frage der Lehrel'bildung jetzt etwas zügiger arbei
ten - ich meine nicht Sie persönlich, sondern alles, was 
Ihnen da hilft -, und etwas schneller vorankommen als 
etwa bei det Vorbereitung der Einführung der Haupt
schulen in diesem Lande. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es bleibt nach wie vor bedauerlich, daß Inhalt und 
Form unserer Hauptschulen bis zur Stunde praktisch 
nicht in vernünftiger Weise fixiert worden sind, ange
fangen von den Lehrplä nen bis hin zu der Frage: Wie 
soll das mit Leistungsgruppen usw. tatsächlich sein, 
mlt der Benotung und allem, was dazugc hi.kt, abge
sehen von dem Vorwurf, den man e1·hebcn muß, d aß 
die Landesregierung nicht rechtzeitig dafür gesorgt hal, 
daß die Lehrer die Chance erhalten, sich als Far.h
lehrer in Kursen für die Hauptschule vorzubereiten. 
Auch das ist ein Versäumnis, das man hier in aller 
Klarheit sehen muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte mich im Zusamenharlg mit der Hauptsch ule 
auf dlese Feststellung beschränken. Man wird doch, 
wenn man draußi>n m it Leht·ern, Elternbeiräten und 
Schülern spricht, nachdenklich , daß die Ha uptschule in 
der Gefahr ist - Ich möchte da s heute sehr ausdrück
lich feststellen - , daß s ie von Anfang an diskreditiert 
wird durdl mangelnde Voraussetzungen, d ie nicht ge
schaffen oder rechtzeitig Ln Angriff genommen worden 
sind. Das ist eine Gefahr, vor der wir ausdrücklich 
warnen möchten. 

Wenn sich das Bild des Lehreri; verände rt ha t, muß 
sich auch die Lehrerbildung ände rn. Meine Damen 
und Herren! Wir mad1.;n ja heute keine Finanzdl:!batte, 
sie wird nächste Woche sein. Mein Freund Hans König 
kann das auch besser als ich, zu Finanzfragen S telluJlg 
beziehen. Aber eines ist auch klar; So leicht kom
men wir auch dann an der Frage nicht vorbei, näm
lich der materiellen Anerkennung der Leistung und 
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der Veränderungen des Lehrerbildes in unserer heuti
gen Zeit. 

(Bei(all bei der SPD.) 

Dann muß man auch bereit sein, diese Fragen der so
ziologischen Einstufung, die damit zusammenhängt 
- daran kommt man nicht vorbei - ernst zu prü!en 
und auch, wo es notwendig ist, anzuerkennen. Wir be
dauern, daß bei der letzten Besoldungsreform diese 
Fragen mit der linken Hand abgetan worden sind. 

(Abg. Schwarz: Das ist nicht wahr!) 

Hier hätte man ernster und intensiver die Situation 
prüfen rr,üssen. 

Meine Damen und Herren! Wäre die Mehrheit in Fra
gen der Lehrerbildung früher unseren Intensionen ge
Iolgt, hätten wir uns sicher manche Halbheit und 
manche Verärgerung draußen im Lande ersparen kön
nen. Sie wissen, beim Anhörverfahren über das neue 
Grund~ und Hauptschulgesetz hatten wir schon einmal 
die Möglichkeit, auch die Vertreter der Studenten un
serer Pädagogischen Hochschulen zu hören. Was wir 
dort zum Teil an berechtigter Kritik über Halbheiten 
im Bereich der Lehrerbildung · hören mußten, war 
sicher !ilr ·manche erschreckend. Und vieles in dieser 
Hinsicht wäre uns erspart geblieben, wenn man recht
zeitig uns gefolgt wäre und ganze Schritte getan hätte. 
Denn, meine Damen und Herren : Eines war doch von 
Anrang an klar, daß unabhängig von der Form dieses 
Land doch nicht in der Lage ist, allein schon materiell 
fünf oder sechs Pädagogische Hochschuien so auszu
bauen, daß sie in der Tat die Anforderungen einer 
Wissenschaftlichen Hochschule insgesamt erfüllen könn
ten. Mein Kollege Hans Herrmann wird nachher sicher 
einiges Interessante dazu zu sagen haben über die jet
zigen Pädagogischen Hochschulen und ihren Auftrag 
sowie die notwendigen Verbesserungen, die man für 
eine Zwischenzeit dort in jedem Falle anbringen muß. 
Ich cl'innere mich auch an die Feststellung, die hier 
mehr!ach getro!!en wurde, nicht nur vom Herrn Mini
ster, sondern auch von Sprechern ·aer CDU-Fraktion, 
wo das Idealbild der Pädagogischen Hochschule an die 
Wand gemalt wurde, und es d-0rt zwischen 300 und 600 
Studierende geben würde, weil alles, was darüber hin
aus ginge, nicht mehr überschaubar wäre und weil nur 
In dieser Größenordnung die individuelle Betreuung 
des einzelnen Studenten an der Pädagogischen Hoch
schule gewährleistet sei. 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich das über
legt und mit den Notwendigkeiten einer Wissenschaft
lichen Hochschule in Einklang zu brin~en versucht, 
dann muß man daran scheitern, weil bei einer solchen 
kleinen Hochschule einfach die notwendigen Voraus
setzungen etwa für eine Dozentenwahl und alles, was 
dazugehört, entweder überhaupt nicht oder nur unter 
ganz schwierigen Umständen gewährleistet sein könnte. 

(Glocke des rräsidenten.) 

Präsident Van Volxcm: 

Gestalten Sie eine Zwischen!rage des Herrn Abgeord
neten Dr. Mohr (CDU)? 

Abg. Fuchs: 

Bitte sehr! 

Abg. Dr.Mohr: 

Herr Kollege Fuchs, sind Sie dann nicht mit schuld, 
wenn man hier von einer Schuld sprechen kann, daß 
so viele Pädagoifsche Hochschulen in unserem Lande 
bestehen? Haben Sie nicht jedem Standort mit zuge
stimmt? 

Abg. Fuchs: 

Meine Damen und Herren! Die SPD hat sich stets 
gegen die Vielzahl kleinerer Pädagogischer Hochschu
len gewandt. Das, was in der Sache Neuwieä geschah, 
war nur der Versuch, unter den damaligen Vor
aussetzungen, die Sie zu verantworten ha Uen, ein klein 
wenig konfessionellen Ausgleich in diesem Lande zu 
schafien. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das war der einzige Vorgang dabei. Wir Sozialdemo
kraten sind der Meinung, daß die Ausbildung aller 
Lehrer aller Schulformen künftig im Rahmen unserer 
Landesuniversität zu er!olgen hal. Das ist der einzig 
mögliche und notwendige Schritt in die Zukunft. Was 
Sie sonst tun an halben Schritten, führt uns wiederum 
nicht zu dem von uns anzustrebenden Ziel. Denn der 
künftige Lehrer, insbesondere der Fachlehrer, muß 
auch austauschbar sein. Wieso soll es künftig nicht 
möglich sein, daß etwa der Fachlehrer in der 6. Klasse 
am Gymnasium genauso unterrichten kann wie an der 
Mittelschule oder auch an der Hauptschule. Deshalb ist 
es in diesem Zusammenhang auch zwingend, daß wir 
künftig den Stu!eniehre!' anstreben müssen. Es ist doch 
zur Zeit zum Beispiel bedrückend, wenn man sieht, 
daß zeitweise starker Lehrermangel an den höheren 
Schulen herrscht, man aber nicht helfen kann, weil die 
Lehrer nicht austauschbar sind. Aus diesem Grunde 
also die Forderung nach der Austauschbarkeit. 

Meine Damen und Herren! Die Errichtung einer Erzie
hungswissenscha!tlichen Fakultät mit verschiedenen 
Studiengängen im Rahmen unserer Landesuniversität 
bleibt die gestellte Aufgabe. Dabei ist es nicht aus~e
schlossen, daß zwei oder drei Abteilungen dieser Fa
kultät - darüber muß man dann ernsthaft sprechen -
außerhalb der Landesuniversität bestehend eingerichtet 
werden. Und das bedeutet gleichzeitig - auch eine alte 
Forderung der Sozialdemokratischen Partei - daß damit 
die Zeit endgültig vorbei sein muß, wo die Lehrerbil
dung nach Konfessionen getrennt erfolgt. Diese Zeit 
muß in der Tat vorbei sein. Es ist ein alter Zopf, 
der von uns heute noch getragen wird in unserer Ver
fassung. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich diese 
Frage stellen, wir haben sie in diesem Hause oft ge
stellt, es ist darauf nie eine klare Antwort gegeben 
worden, weil es keine darau! gibt: Wo soll es denn 
einen Unterschied geben, ob ein Studienrat in der 
6. Klasse der höheren Schule unterrichtet oder ob der 
Hauptschullehrer die 6. Klasse der Hauptschule unter
richtet? Warum ist es bei dem einen zwingend oder 
notwendig, daß der eine kon!essionell aus,ebildet wird 
und der andere nicht? Diese Frage kann man gar nicht 
beantworten. Die Antwort kann einfach nur lauten: Es 
gibt keinen Unterschied. Wir mUssen dahinkommen, 
daß die Ausbildung nach Konfessionen getrennt vor
über ist. Wer gerade die Studierenden an den konfes
sionellen Pädagogischen Hochschulen zu djesem Thema 
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hört. dt!r wird sicher nachdenklich, was diese jungen 
Mf>nsrn('n darüber denken und was sie davon halte n. 
Wc1 meint . d<>ß man dadurch mehr und bessere christ
lich<> I ~hrer bekQmmt. ich glaube, der täuscht sich 
).(unz gewHltig. Vie lleicht e rreicht man bei einigen dort 
g„n<tu d<is Gegenteil, auch durch noch so intensive 
ind ividuelle Behandlung. Dabei kann i;icher den Bc
sonderlwiten der Religion und den Besonderheiten des 
Religion:>lehrcrs Rechnung getragen werden, auch im 
P.ahmen einer Ausbildung an der Landesuniversität, an 
ei1wr .r;rziehungsw1ssenschaCtlichen Fakultät. Wir sind 
uns daeuiier klar, daß damit auch die Frage gestellt ist: 
Was soll mit den übrigen Pädagogischen Hochschulen 
werden. wo sollen die zwei oder d rei Abteilungen die
ser Fakultät im Lande inställiert werden? 

LassC'n Sif' mich dazu auch eine sehr offene Aussage 
m;.chrn. Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß 
im ZU!<I." d ieser Entwicklung sicher eine solche Abtei
lung im Norden des Landes unterzubriugen ist, wobei 
wir große n Wert darauf legen, daß bei diesem Um
wandlungsprozcß die Stadt Trier die Chance bekommt 
mit eitwr Geisteswissenschaftlichen Fakultät die Vor~ 
aufü<Ptzung für eine spiHere Entwicklung zu einer Uni
\ '('J'Sitäi zu bekommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

ich meine, daß wir dieses Ziel der Stadt Trier gegen
über aus vielen Gründen schuldig s ind. Es gibt sidler 
auch keine Zweifel darüber, daß eine andere Abteilung 
im Süde n des Landes - ich drücke midi jetzt so aus 
und hoffe, daß meine pfälzischen Freunde darüber 
niC'ht bös(• s ind -, im südlichen Bereich Rheinhessen 
Pfalz - wir h<1ben ja einen neuen Regierungsbezirk, die 
Pffilz<>r und die Rheinhessen gehören jetzt zusammen, 
wir fühlen uns gemeinsam sez'10n wohl, wenn wir un.s 
n icht wohl fühlen , dann sagen wir uns auch mal die 
ME>inung, a ber hinterher klappt es immer wieder - sein 
soll. Wi„ glauben, daß bPi diesen Ubc rlegungen berück· 
~i<:hti .1i;t WC'rden muß, daß in der Stadt Kaiserslautern 
dif' Grundl11gen gE>schaffen werden für eine Entwick
hin~ zu einer Technischen Hochschule. 

kh nwine, wenn man diese Gedanken mit einbe:t.ieht°'ln 
die Überlegungen, wird vielleicht die eine oder andere 
J<;nl~cht>idung leichter zu treffen sein. 

Mrin~ n a mrn und Herre nt Wir ho!ien, daß die Mehr 
hc•it diPSE'S Hauses die Notwendigkeit der Änderung 
dPS Arti ki>J <; :lfl P.rkennt und daß wir im Interesse un
~•'rt-> t ' I.Rhrer, Kinder und unserer Eltern bald zu Ent
i;cheidungen kommen. Die sozialdemokratische Fraktion 
beantragt die Überweisung an den Kulturpolitischen 
.\usschufl. 

(Beifall bei d er SPD.) 

Pr!isldent Van Yolxem: 

kh rufe jetzt auf die Begründwig zu Punkt 3 a der 
'fägl.'sordn ung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
ordnungsgemäßes Studium an den Pädagogischen 

Hocht1d1ulcn 
- Drttc:>ksache VI 1683 -: 

DiP GrnßP Anfrage wird begründet durch den Herrn 
Abgl:'Ordne ten Herrmann (SPDj. 

Abg. Herrmann: 

Herr Präsident! Meine sehr vere hrten Damen und 
Herren! Am 30. April wurde das Gesl.'tz über Grund-, 
Haupt- und Sondersc'hull.'n von diesem Hohen Hause 
verabschiedet. Bis zum heutigen T age zeichnen sich Jn 
der Lehrerbildung noch keine echten Ansätze ab die 
d ieser Tatsache Rechnung tragen. Das Unbeh<1~e11 'dar
über kommt nicht nur in d ic-ser Großen Anfrage der 
F1·<1k1Jon ~r ~PD. vom 20. Jun i zum Ausdruck, sondern 
meJ..Q."1College Fuchs 'hai es schon ge1>i<g1., sichedich auch 
in der Großen Anfrage der Regierungskoalition über 
die Neuordnung der Lehrerbildung in Rheinla nd-Pfetlz 
die am 16. d. M. eingebracht wurde. ' 

Wir verzeichnen es mit einem Gefühl der G enugtuung 
daß jetzt auch die Regierungsko.alition der Aul!assun~ 
ist, daß es an der Zeit wäre, über die Fragen der 
Umstrukturierung der Lehre rbildung in diesem Lande 
zu reden. Um diese Diskussion sinnvoll füht·en zu kön
nen, wäre es natürlich weitaus besser, wen n ein Gesetz
entwurf itn Augenblick schon vorliegen würde. In sei
ner Ansprache anläßlich der Einweihung der Pädagogi
schP.n Hochschule in L<ind<Hl Rm 2!1 .. Januar war es de[" 
Herr Minister, der behauptete, d aß das Hauptschul
gesetz nur dann verwirklicht werden könne, wen n en t
sprechend vorgcl>ildete Lehrer: zur Verfügung ständen. 
Diese Aussage können wir voll un d ganz unterstüt:t.en. 
Allerdings wäre es dann schuu lä ngst an der Zeit ge
wesen, daß sich der Herr Minister au! das damals Ge
sagte auch besinnen würde. Im übrigen ist es uns, aur 

. d~e ?auer. gesehen, cigenUich gar nicht so angeneh m, 
immer wleder an diese Landaue1· AusführungP.n erin
nern zu müssen, was ja in anderem Zusammenhang 
von dieser Stelle aus meh1·mals geschehen ist. Denn 
vergleichen wir die damaligen Ausführungen mit den 
gegebenen T atsache n, dann kommen wir im L a ufe der 
Zeit zu einem ganzen K atalog von Versä umnissen. 
Wenn dem Her rn Minister so genau bekannt ist, daß 
eine Verwlrklichung der Hauptschule nur m öglich ist, 
sobald die dafür vorgebildeten Lehrer zur Verfügung 
stehen, erhebt sich doch notwendigerweise die Frage, 
warµm et.bis heute noch nichl die Vorkehrungen ge
troffen 'hat, um diese Lehrer zur Verfügung zu haben. 
Daß unser Bildungswesen in seiner Gesamtheit 1·eform
bediirftig und es die L ehrerbildung lm besonderen ist, 
das ,„·fssen wir nicht erst seit gestern und beule . Aber 
die Erkenntnis allein , daß Reforn1Pn not\vendig sind, 
ge~!f..it .uni; nicp.t. Angekündigte Reformen bringen uns 
kelti~n el~igen Schritt w eiter. Da bedurfte es erst eines 
sehr heißen Studenten!lömmers, um den einen oder an
deren, der so san!t dahindämmerte, aus seiner Lethar
gie ZU reißen Und ihm bewußt 7.U machen, daß es aller
höchste Zeit zum Handeln ~eworden ist. Damals kam 
es den Stud<.."1ten gegenüber zu manchen Versprechun
gen. auch was d en Zeitpunkt anbelangte. Inzwischen ist 
es Hel·bst geworden. Was hat sich getan? Aber ttllen, die 
da glauben, über das damals Gesagte und Gewesene 
den Mantel des Vergessens aui;breilcn zu können. muß 
man sagen : S ie werden sich sehr bald enttäuscht ~ehen. 
Warum wurde n icht schon zu Beginn dieses Winter
&emesters an den Pädagogischen Hochschulen die Kon
sequenz aus dem Sdlulabkommen von Hamburg gezo
gen, in dem sich die Kultusminister der B undesländer 
darüber einigten, an Stelle der Volksschule die Grund 
und Hauptschule aufzuhauP.n? Demnach wäre es mög
lich gewesen, mit der Ausbildung des Grund- und 
Hauptschulleh["ers den Anfang :zu m achen und die neue 
Konzeption in der Leh t'el'.iusbildung m it Hilfe e ines 
neuen Studienplanes zu realis ieren. 

(Kultusminister Dr. Vogel: Das haben wir ja! D~s 
ist schon längst in Kraf t!) 
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- Darauf komme ich zurück, Herr Minister! - Dabei sind 
7.wei Ziele zu ver!olgen. Zum einen muß die allgemeine 
Durchlässigkeit parallel zur Entwicklung des Schulwe
sens auch unter den LehrergrnppC'n gefördert werden, 
und zum anderen kann der Zugang an neuen Lehrern 
besser gesteuert werden. 

Erwähnt hat au.eh schon mein Kollege Fuchs, daß das 
Ungleichgewicht zu den Gymnasien beseitigt werden 
könnte, wenn einmal der Stufenlehrer in entsprechen
der Anzahl - und er würde siche1· in genügender Zahl 
vorh1mden sein - als Mittelstufenlehrer an den Gym
nasien Verwendling finden könnte. Der Abstand zu der 
überwiegenden Mehrzahl der übrigen Länder, in denen 
die Lehrer für Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschu
len an wissenschaftlichen Hochschulen ausgebildet wer
den, dar! nicht noch größer werden als er jetzt schon 
ist. Dieser letzte Satz stammt nicht von mir. Ich ent
nehme ihn einer Entschließung der Vertreterversamm
lung des Verbandes der katholischen Lehrer Deutsch
lands im Lande Rheinland-Pfalz. Es ist sicherlich eine 
seht· gute Entschließung. Aber in diesem Lande hat 
man ja Zeit, ich glaube sogar viel Zeit. Da wurde am 
13. Dezember 1965 der Ausschuß für Strukturfragen der 
Volksschullehrerbildung berufen. Dieser Ausschuß 
machte sich dann sofort fleißig an die Arbeit und \•er
abschicdete am 17. März 1967 seine Empfehlungen. Das 
war also vor l'/1 Jahren. Diese Empfehlungen wurden 
am 15. Juli 1967 veröffentlicht. Am 30. November 1967 
teilte der Herr Minister dem Präsipenten der Vollver
sammlung der Studentenschaft der Pädagogischen 
Hochi;ehule in Kaiserslautern mit - ich darf hier mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren -: 

Die Tatsache, daß die Empfehlungen zur Lehrerbil
dung in Rheinland-P!alz am 15. Juli 1967 veröffent
licht worden sind, besagt noch nicht, daß sie auch 
himeichend diskussionsreif sind. Es bedal'! einer 
Reihe von Vorbesprechungen, um zunächst einmal 
die unterschiedlichen Standpunkte gegeneinander 
abzugrenzen, ehe man an eine Erörterung von Emp
fehlungen herangeht, die insbesondere hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen nicht allenthalben Zustimmung 
finden. Im übrigen sln.d für mein Ministerium und 
für mich d ie Beseitigung des Lehrermangels an 
Gymnasien und die Neufassung des Volksschulge
S<."tzes bildungspolitisch vordringlicher. 

Das war am 30. November 1967. Dann war wieder 
Ruhe, bis im vergangenen Sommer die Betroffenen mit 
Hilfe von Sit-ins und Sit-ouls die Dringlichkeitsstufe 1 
rür ihl'c Anliegen hen;tellten. Anschließend folgten 
Semesterferien. Und jetzt ist Semesterbeginn. Die Frage 
ist: Sind jetzt die Empfohlungen des Strukturausschus
ses diskuss1onsreif? Wenn ja: Wann wird diskutiert? 
Wir vermuten, daß eventuell heute erste Ansätze kom
men. Dann die Frage; Wie lange wird diskutier t, bis 
wann darf man nach stattgefundener Diskussion mit 
Handlungen rechnen? 

Im übrigen, Herr Minister: Meine Partei ist von den 
Empfehlungen des Strukturausschusses ein ganzes Stück 
weiter cntfemt als die Ihrige. Das können Sie unseren 
Verlautbarungen auch vorhin von dieser Stelle aus, 
entnehmen. Ich darf Ihnen aber auch sagen, daß für 
uns diese Empfehlungen von allem Anfang an schon 
diskussionswert waren und wir sie auch sehr intensiv 
diskutiert haben und unseren Standpunkt festlegten. 
Es muß auch einmal gesagt werden, daß uns die Namen 
der Ausschußmitglieder, die nicht von uns, sondern 
vom Kultusministerium berufen worden sind, die Ge
wäh1· boten, daß von Anfang an diskussionswürdige 

Empfehlungen vorliegen würden. Daß dem so war, 
durften wir nach der Vorlage feststellen. Und uns ist 
es ein aufrichtiges Bedürfnis, dem Strukturausschuß 
und seinem Vorsitzenden für diese mühevolle Arbeit zu 
danken. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD.) 

Es ist wohl nicht damit zu rechnen, daß der Herr Mini
ster - vorhin kam ja von Ihm ein Zwischenruf - in 
der mit Runderlaß vom 18. September verfügten Än
derung der Studienordnung für die Pädagogische Hoch
schule Ansätze für die künftige LehreraUt1bildung sieht. 
Denn was . dort geändert wurde, ist doch gar zu be
scheiden. Das Studium an musischen Fächern wurde 
etwas konzentriert oder zum Beispiel die Stunden im 
Wahlfach von 12 au1 20 erhöht, wobei man aber gleich
zeitig wissen muß, daß in diesem Fall in Nordrhein
Westfalen die Stundenzahl bei 30 bis 35 liegt. Insgesamt 
gesehen ist die Struktur der bisherigen Lehrerbildung 
beibehalten worden. Und der Student, so wie es im 
Augenblick noch aussieht, wird weiterhin zum pädago
gischen Zehnkämpfer - ohne Mexikochancen - ausge
hildet. 

Auch die Neufassung der Ordnung der ersten Prüfung 
für das Lehramt an Volksschulen hat nichts mit der 
Ausbildung zum Lehrer an Grund- und Hauptschulen 
zu tun. Wir haben zwar seit Beginn des Schuljahres 
Hauptschulen. Bis zur Stunde ist noch niemandem 
bekanrit, wie der Hauptsd1ullehrer überhaupt ausge
bildet werden soll, welche Fächerkombinationen zu 
studieren sind und wie es mit dem Studium der Grund
wissenschaften aussieht. Auf solche Au.ssagen des Mini
steriums warten die Pädagogischen Hochschulen schon 
sehr lange. Das weiß der Herr Minister. Und die Do
zenten, Professoren und Studenten der Pädagoglschen 
Hochschulen sind der Meinung, daß hier längst hätte 
etwas geschehen können. 

(Vizepräsident Dr. Völker übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Diese Sorgen haben nicht 
nur wir, die SPD-Ft•aktion, das sagte ich eben, sondern 
alle Betroffenen, Sorgen zu Fragen dieser zeitgemäßen 
Lehrerausbildung und Sorgen, d ie sehr deutlich er
kennen lassen, daß einfach Zeit verstreicht. Laut ö!!enl
lichen Erklärungen des Herrn Ministers Ist ja noch im 
Laufe des Jahres mit der Gesetzesvorlage zu rechnen. 
Wir werden auch slchel' heule noch die eine oder andere 
Vorstellung hören, wie es mit der künftigen Lehrer
bildung und der Zusammensetzung des Lehrkörpers an 
den geplanten neuen Einrichtungen aussehen soll. 

Wenn es demnach zu einer Umstr ukturierung und Kon
zentrierung der Lehrerausbildung in diesem Lande 
kommt, so wäre es falsch, wenn man der Auffassung 
wäre: Macht mal jetzt schön langsam mit euren For
derungen, da kommt doch etwas ganz Neues au! uns 
zu, wir wollen erst einmal abwarten, bis alles soweit 
ist. - Niemand von uns erwartet, daß d,.iese Konzen
trierung schlagartig erfolgen könnte. Solche Dinge be
anspruchen erfahrungsgemäß eine bestimmte Zeil Er
warten können wir aber, daß während einer solchen 
Obergangsphase alle jetzt schon möglichen Maßnahmen 
für eine Umstrukturierung wahrgenommen werden. 
Das wäre schon spätestens zum Semesterbeginn mög
lich gewesen und wurde leider versäumt. Wie sollten 
aber auch solche Fragen gelöst werden, wenn bis zum 
heutigen Tage aus dem Ministerium noch keinerlei 
genaue und konkrete Vorstellungen darüber bekannt 
wurden, wie man sich die Lehrerbildung vorstellt? 

Zur Stellenbesetzung an den Pädagogischen Hochschulen: 
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Wir konnten feststellen, daß inzwischen vakante Stel
len besetzt wurden. Dubci sind wir auch bereit, wegen 
der augenblicklichen Situation, in der Kom.ent.rierungs
maßnahmen anstehen, bestimmte Notlösungen in Kauf 
zu nehmen. Notlösungen sollten aber von möglichst 
kurzer Dauer sein. Mit Notlösungen kann niemals ein 
echtes wissenschaftliches Studium gewährleistet sein. 
Wie soll unter diesen Umständen meinetwegen Pro
jektforschung betrieben werden? Und noch etwas zum 
Lehrkörper. Es ist kein Geheimnis mehr, daß nach 
einer Umstrukt11riPrung zu einer wissenschaftlichen 
Einrichtung <>.ine Anzahl von jetzt an den Pädagogi
~<:hen Hochf'<.'hulen verwendeten Kräfte nicht mehr cln
setzbi:ll' sein werden, weil ganz bestimmte Vorausset
zungen fehlen, die aber ohne sehr viel Schwierigkeiten 
beigebracht werden können. Das heißt, daß sofort 
übc-rlegungen darüber anzustellen sind, wie die Be
troffenen von eintretenden Härten verschont bleiben 
können und wie ihnen die Möglichkeit zur Erlangung 
der Eingangsvoraussetzungen geboten und schnellstens 
realisiert werden kann. 

Die zukünftige Einriclltung zur Lehrerbildung muß 
nicht nur materiell, sondern auch penmnell wesentlich 
umfasi;ender und diiierenzierter ausgebaut werden als 
das bisher lwi den Pädagogischen Hochschulen der Fall 
ist.. Nachdem dies eine tmbestreitbare Notwendigkeit 
ist , sollte man nicht wieder, \vi.e das bei der Haupt
schule der Fall war, erst die neue Einrkhluug schaffen, 
um hinterher entsetzt feststellen zu müssen, daß man 
nicht gleichzeitig die personellen Voraussetzungen dazu 
in Ordnung gebracht hat. Um nicht noch mehr unnöti
gen Zeitverlust zu haben und damit das GefäHe zu 
cten :-mderen Bundesländern noch mehr zu vergrößern, 
wären vom Ministerium jetzt schon aHe Maßnahmen 
;:u einer Umstrukturierung zu treffen. Wann wollen 
wir zu einem zeitgerechten Bildungswesen kommen, 
w<.>nn wir ~ine zeitgerechte Bildung unserer künftigen 
Lehrer ohne jeden ersichtlichen Anlaß hinausz9gcrn? 
Bt~ki.'nnP.n wir uns aber zu einer echten wissenschaft
lichen AusbHdung unserer Lehrer, dann kann es für 
uns die Diskussion darüber nicht mehr geben, wie und 
wo diese Ausbildung stattzufinden hat. Wir gehen 
dnvon aus, daß diese Ausbildung nur an einer erzie
hung!"wissenschaftlichen Abteilung der Universität ge
schehtm kann. Zu einem Zeitpunkt, zu dem jedermann 
erkannt hat, daß wir nur dann eine ior lscbriltliche 
und modP.rne Bildungspolitik betreiben können, wenn 
wir auch bereit sind, unsere Lehr-et· !üi· diese Anfor
derungen auszubilden, kann es nicht sein, daß wir jetzt 
noch eigenständige Einrichtungen installieren, von 
denen wir wissen, daß sie schon heute nicht mehr in die 
L<1ndschaft passe n. 

Lassen Sie uns altes tun, um die Fragen dieser zukünf
tigen Lehrerbildung zeitgerecht lösen zu können, ohne 
d a J.i es dabei jetzt wiederum zu Fthlinvestitionen 
kommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

VizcpräsidC"nt Dr. Völk..-r: 

Entsprel'hend der von Ihnen beschlossenen Tagesord
nung rufe ich jetzt auf Punkt 3 b: 

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und FDP 
betreffend Neuordnung der Lehrerbildung in 

Rheinland-Pfalz 

- Drucksache VI!870 -

Zur ~gründung erteile ich das Wort Herrn Abgeord
neten ·Dr. Mohr (CDU). 

Abg. Dr.Mohr: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen, meine 
Herren! Der Herr Kollege Fuchs hat uns vorgeworfen, 
daß wir efüem alten Zopf nachhängen und gleicher
maßen eine restaurative Bildungspolitik, zum minde
sten auf dem Gebiet der Lehrerbildung, betrnilwn. 

(Abg. Leonhart: Da hat er recht gehabt!) 

- Wenn Sie das sagen, muß ich natürli<'h daratlf hinwei
sen, daß bei der letzten Verfasi;ung~änderung im Jahre 
1964 auch der Herr Kollege Ful.!11s diesen Zopf noch 
verehrt hat. Denn damals hat er erklär·t, daß diese 
Lösung eln Sieg der Vernunft gewesen sei und daß, 
wenn es seinen Vorstellungen entsprechen würde, wir 
eine katholische, eine evangelische und eine simultane 
Hochschule hier in diesem Lande bekommen sollten. 

(Beüall bei der CDU.) 

Weiterh.in muß ich feststellen, daß der Urantrag der 
SPD inhaltlich nicht ganz mit dem übereinst immt, was 
vor eineinhalb Jahren in der Erwiderung auf die Re
gierungserklärung der Sprecller der SPD-Fraktion hier 
gesagt hat und daß die in der Regierungserklärung ent
haltene Vorstellung sehr viel offener gewesen ist im 
Hinblick auf die Entwicklung in der Lehrerbildung. 
Herr Kollege König, Sie haben noch im Sommer ver
gangenen Jahres erklärt: Die Lehrerbildung ist neu zu 
ordnen mit dem Ziel, den Pädagogischen Hochschulen 
den wissenschaftlichen Status zu geben, und dabei isl 
der simultanc.q. Lcbrerbildung stärker als l>isho::r Rech
nung zu tragen. Die Regierungserklärung sagte : Wir 
wollen die Lehrerbildung neu gestalten und die dazu
gehörenden organisatorischen Fragen lösen. Das war 
eine offene Aussage im Hinblick au! die Entwicklung, 
wie sie sich angebahnt hat. Und man kann nicht das 
Ergebnis eines Prozesses von vornherein festlegen, son
dern muß abwarten, wohin dieser Prozeß geht. 

(Bd!all bei der CDU.) 

Nun lassen Sie mich zu einigen ganz entS<'heidenden 
grundsätzlichen Fragen hier einige Ausführungen ma
chen. Denn in Ihrem Urantrag und auch in Ihrer Gro
ßen Anfrage sind ja vor allem, wenn ich richtig ver
standen habe, drei Problemkreise angesprochen. Df!r 
erste enthält die Weiterentwicklung der Pädagogischen 
Hochschulen zu Wisseni;chaftlichen Hochschulen . Tn der 
jetzt geltenden Satzung ist die Aufgabe einet' wissen
schaftlichen Ausbildung bereits herausges tellt. AbN' der 
Re1.:htsst.at.us ist nkht gel{dJcn. Man hat oft das Argu
ment vorgetragen, daß eine gesetzgeberische Initiative 
die Wissenschaftlichkeit einer Hochschule materialit.e r 
gar nicht bringen könne. Das ist sicher teilweise inso
fern richtig, als es Sache und Aufgabe des Leht·körpers 
ist, diesen Nachweis zu führen. Das kann nur die Hoch
schule selbst. Aber· es gibt auch n:<lle Br>dingungen und 
P<'rsonelle Voraussetzungen, um der Hochschule die 
Qualifikation zu ermöglichen. 

Es wurde oft das Bildungsgefälle im Hinblick auf die 
Lehrerbildung hier angesproch€'n. Deswegen ist es si
cher gut, daß man den Vergleich mit den anderen 
Bundesländern zieht. Was dieses Bildungsgefälle anbe
trifft, so darf ich nur auf zwei Dinge hinweisen: 
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1. einmal ist das Verhältnis und die Relation zwischen 
Student und Dozent in unserem Lande eines der giln-

. s1.lgsten \'On allen Ländern in der Bundesrepublik. 

(Bei!all bei der CDU.) 

2. Die so schlechte Ausbildung bei uns - nach Ihren 
Worten - wird immerhin in den anderen Ländern als so 
hochw~l'tig anerkannt, daß jeder Lehrer dort mit Freu
den angestellt wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

Was den Status der Wissenschaitlichen Hochschule an
belangi, so ist die Situation in den anderen Ländern 
!olgcnde: in Hamburg, Berlin, Schleswig-Holstein, Hes
sen, Nordrhein-Westfalen und Bayern bestehen wissen
scha!Uiche Einrichtungen. Der Status der Wissenschaft
lichen Hochschule ist nicht gegeben in Niedersachsen, 
im Saarland, in Baden-Württemberg und bei uns. 

Die Begründung fül' eine wissenschaftliche Pädagogl
sche Hochllchule liegt !licher darin, daß das Studium in 
der Erziehungswissenschalt in den Fachdisziplinen und 
ihl'er Didaktik Forschung und Lehre zur Voraussetzung 
haben. Insofern haben Sie völlig recht, daß hier ein 
Entwicklungsprozeß eingesetzt hat, daß wir ihn sorg
!ältig bt.'Ol>achten und ihm nachkommen mtlssen. Leh
rerbildung h<1t es ja nicht nur mit Erziehungspraxis und 
unmittelbar praktisch bezogenen Lehren, sonderI) viel
mehr in stät·kerem Maße mit kritischer Re.fl.exion über 
die Erziehungs- und Schulwirklichkeit zu tun. Die Er
ziehungswissenschaft muß sich dabei wissenschafUicher 
Methoden bt.>dienen, um den Lehrer in den Stand zu 
setzen, seine Au!gabe im Zusammenhang mit der heu
tigen Bildungsproblematik zu erkennen. ~~eben der Er
zlchungswissenscha!t muß die Fachwissenschaft ein
schließlich der Didaktik stehen. Gerade der Ausbau der 
Hauptschule erfordert den Fach- oder Fachgruppenleh
rer, der in dieser Richtung seine Ausbildung b ekom
men hat. 

Nun kommt der zweite Bereich. Ich glaube, hier brauche 
ich keine weitere Begrilndung mehr zu geben, weil 
auch die Gutachten, die dazu erstellt wurden - auch das 
der Westdeutschen Rekto1·enkon!erenz -, die Notwen
digkeit und Bedeutung einer wissenschaftlichen Päd
agogischen Hochschule herausgestellt haben. 

In der Begründung Ihres Urantrages, meine Damen 
und Herren, haben Sie ein Problem angesprochen, das 
meines Erachtens sorgfältiger bedacht werden muß: 
Lehrerbildung und Universität. - Zunächst sehe ich kei
nen rechten Zusammenhang. Vielmehr erkenne Ich ei
nen Widerspruch zwischen Ihrer Großen Anfrage und 
Ihrem Urantrag. In der Großen Anfrage wird nur von 
der Weiterentwicklung der Pädagogischen Hochschule 
gesprochen. Hier aber wird die Integration in die Uni
versität ge!ordert. Verscha!Ien wir uns auch hier kurz 
einen Überblick üb~r die beslehenden Grundformen in 
den einzelnen Ländern. · 

Wir haben die universitäre Lösung in Hamburg und 
Hessen. Wir haben eine universftätsverbundene Form 
in Bayern. Wir haben eigenständige Hochschulen in 
allen anderen Bundesländern, also iri. Baden-Württem
berg, in Berlin, in Bremen - also auch in den von Ih
nen ge!ühl'len Ländern - , in Nordrhein-Westfalen, im 
Saarland, in Schleswig-Holstein und bei uns. 

Ich will hier im einzelnen nicht auf das Problem ein
gehen. Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

wenn doch in den Gutachten, die von den verschieden
sten Gremien erstellt wurden, übereinstimmend aus
gesagt ist, daß jede Form eine Berechtigung besitzt, daß 
es also eine universitäre Lösung gibt, daß es eine mit 
der Universität verbundene Lösung gibt und daß es die 
eigenständige Pädagogische Hochschule gibt, dann soll
ten wir doch daran nicht zweifeln. 

Der Arbeitskreis der Pädagogischen Hochllchulen, heute 
nennt er sich Kon.Cerenz der Pädagogischen Hochschu
len, das heißt der Zusammenschluß aller Pädagogischen 
Hochschulen der Länder in der Bundesrepublik, hat 
in seinem Gutachten gerade dieses Problem angespro- -
chen und hat alle Lösungen als sinnvoll und richtig 
herausgestellt. 

Die Westdeutsche Rektorenkonierenz und auch der 
Strukturausschuß unseres Landes haben dazu Stellung· 
genommen. Gerade die Stellungnahmen des Pädagogi
schen Hochschultages in der let:l.ten Woche in Bremen 
hat das noch einmal bekrä!tigt. Ich verstehe nicht, wes
halb Sie dann noch ausschließlich auf diese Lösung hin-
drängen. · 

Lassen Sie mich dazu noch eines sagen. Die Frage der 
Organisation und der Formalstruktur der Pädagogi
schen Hochschule ist sekundär. Es geht doch darum, die 
sachlichen Bedingungen und die personellen Voraus
setzungen zu erkennen, die in jeder Form akademischer 
Lehrerbildung gesichert sein müssen. Die Erfordernisse 
für eine wissenschaftlich qualifizierte und beru!snahe 
Lehrerbildung müssen erfüllt werden und können in 
jeder dieser Formen erfüllt werden. Man wird also zu 
untersuchen haben, inwieweit die realen Gegebenheiten 
und die historische Entwicklung eine angemessene Lö
sung für ein bestimmtes Land in Aussicht steilen. 

Lassen Sie mich auch noch den sicher ~ehr heiklen 
Fragenbereich der Lehrerbildung und der Konressio
nalität hier kurz aufzeigen. Auch hier haben wir in 
der Bundesrepublik eine sehr unterschiedliche Rege
lung dieses Verhältnisses. Baden-Württembex·g, Nord
rhein-West!alen, Saarland und unser Land haben Ver
fassungsbestimmungen für die konfessionelle Volks
schullehrerbildung. Wir haben außerdem konfessionelle 
Hochschulen in Niedersachsen und in Bayern. Wir wis
sen, daß die Entwicklungstendenz jetzt darauf hinzielt, 
eine Umwandlung dieser kon!ellsionellen Pädagogischen 
Hochschulen vorzunehmfill. Wir kennen diese Tenden
zen in Nordrhein-Westfalen und In Baden-Württem
berg. Wir wissen, wieweit es bereits in Bayern gedie
hen ist, und die anderen Länder werden sicher folgen. 

Es geht hier also darum, zu prüfen, wieweit die Not
wendigkeit und die Berechtigung bestehen, diese Um-, 
wandlung vorzunehmen. Zunächst möchte ich noch ein
mal - das ist auch in früheren Diskussionen b~rc!ts 
von uns herausgestellt worden - betonen, daß es keinen 
Gegensatz zwischen Glauben und Wissenschaft &ibt. 
Dieser Gegensatz stammt aus einem positivistischen 
Geiste des vorigen Jahrhunderts. 

(Beüall bei der CDU.) 

Diese Auffassung, als bestände hier ein Gegensatz, ist, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, in Theorie 
und Praxis widerlegt. In der Praxis - schauen Sie nur 
ins Aul:lland - werden Sie erkennen, welche großartigen 
Hochschulen, nicht nur Pädagogischen Hochschulen und 
Universitäten, hier bestehen mit einem Rang, der den 
anderen sicher gleichkomm.t und sie teilweise übcr
trif!t. 
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Die Konfessionalität einer Hochschule - hier verstan
d<•n als Forschen, Lehren und Studieren - ist die Gei
st(',s- und Lebensform einE'r bestimmten Konfession und 
widP1·:.pricht weder der Wissenschaftlidlkeit noch der 
akndemischen Selbstverantwortung. Eine Konfession 
kann die Grundlage eines gemeinsamen .Lebens der 
L<:>hr~nd<"n und StudiPn>nden abgehen und kann auch 
\\'l'Sl'.!Htliche Impulse und sachliche Perspektiven gerade 
;111ch fi.ir di"' wissPnschaftlichc Arbeit abgehP.n. 

Trotzdem stellt sich die Frage: Warum geben wir" 
die konfessionelle Lehrerbildung auf? - Nun, die kon
rvs><imwl I(' Hochschllle ist nur dann sinnvoll, wenn sie 
vou t<!len Hochschulbürgern bejaht wird. Eine katho
li~che ortPr <'van.'(('lische Hochschule kommt nicht da
dureh zustande. da!~ Rie vom Staat verfügt und einge-
1·i<'ht„t wird. Det· religiöse Chc.rakter kann wohl cr
tni'1gli<'ht und gefordert, aber nicht gewährleistet wer
den. 

Si(' wisst•n, daH in einigen Pädagogischen Hochschulen 
uns<:res Landes Umfragen unter den Studenten stattge-
1\mdt•n haben mit dem Erg~·bnis, daß ein großer Teil 
clie:-<.,.. konft>~~;i„nelle Hochschule ablehnt, und das müs
~cn wir n~spektieren. Ein Weiteres kommt hinzu. Das 
b l audl. glaube ich, !(erade im Zusammenhang mit dic
:<<'l!l l'J'obiem AAhr bedeutsam. Es hat auch ein kritiscll.
theologisclws Denken in den Kirdicu eiugeseizi und 
zu twucn Einsich11.'n geführt. Die Kirchen verl:ilehen 
1-kh heule anders. Christlicher Glaube impliziert heute 
stärker 111;; früher Freiheit und Offenheit und Dialog 
gt!gt:nübt:r Mitmen~chen und Welt. Man hat auch ein
s~ltt> n tnü::i8€-n, dl:lß die gesellscl1aftliche Potenz einer 
Grnppe nidJ.t von ihrer institutionell rechtlichen Ab
,;iclh!rung abhängt. sondern von ihrer qualitativen Re
priil'•ent.anz. Die Neuorganisation und die damit ver
bundene Konzentration - die auch von Ihnen angespro
cl1en wurde - der Pädagogischen Hod:lschule bringt in 
d i<·ser Hin~i<'ht Konsf'quenzen, und deshalb kommt 
:-.chnn von dahe1· dieses Problem auf uns zu. Ganz 
gldd1, ob wir zu einer Zweierlösung oder zu einer 
Drc-it:-1·lö!'uni:: kommen, wird von daher gesehen diese 
konfe!'1>ionelle Regelung nicht mehr möglich sein. 

Lass('ll Sie mich :i:um Schluß auch darauf hinweisen, 
dar:. eine Wandlung im Selbstverständnis der Pädago
~ir<t'h<m Horhschulen stattgefunden hat. Die Pädagogi
sdwn Hnrn«(+mlPn haben an die Tradition der preußi
schi-n Pädagogiscb~n Akademien angeknüpft, die vor 
allnin H\lf die lde<>n Sprangers und die Initiative des 
preu(\i!'di<>n Kulh1sministPrs Becker gegründet wur~en. 
Di•mal!' wurde die theoretische und praktische Ausbil
dung von Volksschullehrern als spezifische Aufgabe 
hPrau<1gP,::tr"llt. Sie wurde vor allem auf die künftige 
lkrursrntigkdt als Lehrer und Erzieher bezogen. Diese 
:<<> v~n:.t<tndem~ Bildner-Hochsclmle, sollte deswegen 
auch ülwrschaubar sein. Damals hat man gesagt: Die 
imn:imale Größe liegt bei 400. und damals war man 
aud1 d·~r Auffali.c;ung, gerade aus der Zielvorstellung 
l'int>r Hildner-Hochschule, daß diese Akademie eine 
wl'!tan;:d1<1uliche GP~chloASE'nheit besitzen müsse. 

Die preußischen Akademien waren bis auf eine alle kon
ressionell. 

(Abg. Fuchs: Ist ja klar und war ja noch eine 
Kinn~ von Staats Gnaden!) 

- Das, glaube ich, kann man von det• Weimarer Zeit 
nicht rrwhr sagen. Ich sage ja: Die Pädagogischen Aka
demien haben sich selbst so verstanden, und dieses 
.st~lbstverständnis hat sich eben gewandelt. 

Die überschaubare Pädagogische Hochschule Im Sinne 
des Beckcrschen Modells ist heute nicht mehr gegeben. 
Sie wird auch von uns nicht meh1· so gesehen. Auch 
die Ausbildungsfunktion der Pädagogischen Hochschule 
hat sich erweitert. Hier werden nicht nur Volksschul
lehrer und. Volks!i!rzieber ausgebildet. Es ist auch dar
an gedadlt, den Diplompädagogen auszubildPn. Da
durch ist eine Erweiterung des Ausbildungsz.ieles be
reits angesprochen. 

Meine selu· verehrten Damen und Herren! Der Bil
dungsauftrag del' Schule, auf die ja die Lehrerbildung 
immll:T ausgerichtet sein muß, hat sich eben geändert. 
Er wird heute anders verstanden. 

Professor ;Robinsohn hat das einmal in einem Witz sehr 
deutilch dnrgestellt und anschaulich vorgezeichnet. Als 
der Lehrer die Mutter von Klein-I:!:rna darauf hinwies, 
daß sich Klein-.Erna ö!ter waschen müss<,, weil sie 
stark röche, antwortete die Mutler schlicht und hart; 
„Sie sollen ihr nicht riechen, Sie sollen ihr lernen." 

Daraus erkennen Sle, daß beim Volke bereits ein 
neues Verständnis der Schule eingesetzt bat, daß die 
Schule - gerade auch die Volksschule - nicht mehr die 
Aufgabe habe, eine volkstümliche Bildung zu vermit
teln, sondem daß auch zumindest die Hauptschule einP 
wissensdla.CtlidJ. geleitete Schule sein muß. 

Von daher gesehen sind wir der Auffassung, daß heute 
der Zeitpunkt gekommen ist, den Artikel 35 7.U ändern 
und stimmen selbst\·erständlich dE>r Überweisung in 
den Ausschuß zu. Ich müchle aber !Joch einige kurze 
Worte auch zur Begründung unserer Anfrage vortragen. 

Die Große Anfrage der SPD bezieht sich ja \1,;eitgehcnd 
auf den jetzigen Zus tand und auf die augenblickliche 
Siiuatlon der Pädagogischen Hochschule. Unsere An
frage aber geht auf eine Konzeption für die Weitt.•1·ent
wicklung. ·Wir wollen also von der Land esregierung 
wissen, welche Kon'l.eption sie im Blick auf die Wciter
entwidtlung unserer Pädagogischen Hochschulen und 
der Lehrerbildung ganz allgemein hat. Dabei gehen 
wir davon aus, daß für die Grund- und Hauptschulen 
el.n1?; gj,cic;P.we~ig~ A4sbildung gesichert sein muß. 

Es ist in der Vergangenheit oft davon gesprnchen wor
den - m eistens aus finanzpolitischen ErwägungE'n her
aus -, daß man hier eine Trennung vornehmen müsse 
zwischen dem Grund- und Hauptsdiullehrer. Aber- ich 
glaube, ct"!ß g i;:rade die Ergebnisse der modernen 

· ·r:.cr·n:::tisydi'.orögfo, der Pkidagogik und dei· pädagogischen 
Soziologie doch dazu geführt habt-n, dal3 es sich hier 
um einen entscheidenden Abschnitt in der schulischen 
Entwiddung handelt und von daher gesehen die wis
senschafUiche Ausbildung der Grundschullehrer genauso garä'ntierf sein muß wie die der Hauptsd1t11lE>h
rer. 

Weiter möchten wir die LandP.sregierung bitten. daß sie 
für die wegfallenden Standorte - ob wir zu einer 
Zweierlösung oder zu einer Dreiedö>itmg kommen -, 
Ersatzlösungen findet. Ich war überrascht, meine Da
men und Herren von der Opposition, welch .ein positives 
Echo die Vot·stellungcn unseres Knlt.usminist.ers bei Ih
nen bereits gefunden haben, im Blick auf die Fakultät 
in Tl'ier und Kaiserslautern . 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir sind, das möchte ich dem Herrn Kollf'.gen Hl:!rrmann 
sagen, sehr viel weiter, als Sie eigentlich vermuten. Ge-
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rade auch im Blick au! die Verfassungsänderung haben 
wir bereits Gespräche mit dem Nuntius gefüh1·t, so daß 
es nichl su ist, als hätte es erst Ihrer Großen Anfrage 
und Ihres Urant.rages bedurft, diese Entwicklung ein
zuleiten. 

(Abg. Ludes: Wer hat die Gespräche geführt?) 

- Der Herr Ministerpräsident hat sie geführt! 

(Unruhe und Heiterkdt im Hause. - Abg. Langes: 
Das ist unser Ministerpräsident! - Abg. Fuchs: 
Wir haben daran nicht gezweifelt, daß das Ihr 
Ministerpräsident ist! - Glocke des Präsidenten.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
es war heute die günstige Gelegenheit nach der Ver
abschiedung des Grund- und Haupti;chulgesetzes, daß 
wir dieses P roulem angepackt haben. Wenn der Herr 
Kollege Herrmann darauf hinwies, es sei schon sehr 
spät oder vielleicht zu spät, kann ich ihn nur auf die 
Situation in den. anderen Bundesländern hinweisen, die 
eigentlich doch ein Stück weiter hinter uns her hinken. 
Wir sind sehr viel weiter, was gerade die Ausbildung 
der Grund- und Hauptschullehrer anbetrifft, weil die 
Neuordnung der Prüfungsordnung bereits vorliegt und 
das Studium zumindest schon dahin orientiert wird. 
Eine völlige Neuordnung, so wie es erforderlich ist, 
kann erst dann erfolgen, wenn die Umorganisation ab
gelaufen ist. Wir können doch, meine Damen und Her
ren, nicht den zweiten Schritt vor dem ersten tun. Von 
daher wird es also unsere Au!gabe sein, die Verfassung 
zu ändern, um dann die Umstrukturierung und Um
organisation unserer Pädaiogischen Hochschulen vor
nehmen zu können. 

Wir erwarten vom Herrn Kultusminister dafür eine 
Konzeption, die nicht an bestimmte Festlegungen orien
tiert ist, wie bei Ihnen !ür eine universitäre Lösung, 
sondern die für eine zukunftsträchtige Entwicklung 
offen ist 

(Beifall bei den Rcgiet·ungsparteien.) 

Vizepr!lsldcnt Dr. Völker: 

Zur weiteren Begründung der Großen Anfrage Druck
sache VI/870 erteile ich das Wort dem Herrn Abge
ordneten Dr. Danz (FDP). 

Abg. Dr. Danz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Fuch:>! Sie haben 
gemeint, daß die gemeinsame Große Anfrage der Koa
litionsparteien auf den Druck der Opposition zurück
zu!ühnm sei. Das klingt gerade so, als milßten Sie -
die SPD - uns in den Jagen hineintragen, und ich 
möchte :wmindest für die FDP - für die habe ich hier 
zu sprechen - das doch weit von mir weisen; denn Herr 
Kollege Mohr wird ein solchL'S Zitat, wie er es über Sie 
geb1·acht hat, von einem FDP-Sprecher nicht finden. 
Wir haben uns inimer klar für die Simultanisierung 
der Lehrerbildung ausgesprochen und haben in unse-
1·em Rahmen auch alle Inlti<1tiven in dieser Frage er
griCfon. Das können wir nachweisen. 

(Beifall dei: FDP.) 

Es ist Ihnen bekannt, meine Damen und Herren, daß 
· es eine Koalitionsvereinbarung mit einem klaren Zeit
plan hinsichllich unserer kulturpolitischen Untemeh
·mungen in der Koalition gibt. Dort haben wir festge
legt, daß gleich nach der Verabschiedung des Gesetzes 
!ür die Grund-, Haupt- und Sonderschulen das wichtige 

' Problem der Neuordnung der Lehrerbildung im Zusam
menhang mit einer neuen Hochschulgesetzgebung an
gegangen wird. So ist nicht von außen her, sondern von 
einem ganz konsequenten Zeitplan her heute unsere 
gemeinsame Große Anfrage auf den Tisch gekommen; 
denn die Große Anfrage soll e inmal dem Herrn Kul
tusminister offiziell Gclegcnheh geben, uns seine Kon
zeption vorzutragen, aber auch den einzelnen Fraktio
nen ihrerseits zu diesem Problem Gedanken und über
legungen zu entwickeln. 

Es gibt gar keine Frage, daß die Lehrerbildung neu 
geordnet werden muß. Ich glaube, dazu muß einmal ein 
erster Schritt getan werden. - Die Entkonfessionallsie
rung der Lehrerbildung ist eingeleitet worden durch 
die Änderung des Artikels 36 vor vier Jahren und soll 
heute weitergeführt werden zu einer endgültigen Lö
sung des Artikels 36 - Streichung der Absätze 2 und 3 -, 
wobei man hier in der Ausschußberatung untersuchen 
kann, ob der Artikel 36 nicht entbehrlich ist und man 
die Lehrerbildung ganz dem Artikel 39 unterordnet. 

Von dort her, das kann ich zu Ihrem Antrag .schon 
sagen, wird die FDP selbstverständlich Ihren Urantrag 
unterstützen, auch seine Überweisung in den Ausschuß. 
Sie wissen, weshalb in unserem Lande das Problem der 
Änderung des Artikels 36 seine ZeJt brauchte. Es hatten 
schwierige Verhandlun&en mit den Kirchen vorausge
hen müssen. Wir von der FDP stellen mit Befriedigung 
fest; daß diese Gespräche eingeleitet sind, daß sie offen
bar positiv verlau!en und in sehr absehbarer Zeit auch 
positiv abgeschlossen. werden können. Wir vertreten 
die Meinung, dall wir nach Abschluß dieser Gespräche 
sofort an die Änderung des Artikels 36 gehen und dann 
den Herrn Kultusminister ermächtigen sollten, die der
zeit ut.>stehenden sechs Pädagogischen Hochschulen auf
:wlösen und noch vor der Verabschiedung eines Geset
zes - damit keine Zeit verlorengeht - diese aufgelösten 
in eine Erziehungswissenschaftliche Hochschule hinein
zunehmen mit den zwei oder drei Abteilungen, von 
denen nun schon überall gesprochen wird. 

Die Erziehungswissenschartliche Hochschule sollte dann 
allein dem Artikel 39 untergeordnet werden, und die 
zwei - höcb.Stens drei - Abteilungen sind einfach not
wendig, um die Lehrerausbildung zu koru:enu·ieren. 

Unseres Erachtens soll die wissenscha!llich-thcoretische 
Ausbildung, die Forschung auf dem Gebiete der Päd
agogik und der Didaktik - auch der Fachdidaktik - ge
währleistet sein. Hierzu sollte diese Abteilung und diese 
Hochschule entsprechende Institute einrichten können. 
Sie mu.!3 mit einem entsprechenden Mittelbau ausge
rüstet werden und in der personellen Hinsicht auch mit 
einem spitzeren Kegel innerhalb der Professorenschait. 

Unseres Erachtens sollte diese Erziehungswissenschail.
liche Hochschule wie die Universität das Recht der 
Selbstverwaltung erhalten, und hinausgehend über die 
Empfehlung des Strukturausschusses sind wir der 
Meinung, dar.i hier die Studenten an dieser SelbstvCT
waltung beteiligt werden sollten. 

Die ErziehungswiS6enschafUiche Hochschule - übt.>r 
deren Angliederung oder Eingliederung in einen Ge
samthochschulbereich es mir derzeit, bevor nicht unser 
Hochschulgesetz schon vorgelegt ist, verfrüht erscheint, 
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.schon eine endgültige Aussage zu machen -, wUte die 
Möglichkeit bekommen, einen akademischen Grad, 
nämlich den des Diplom-Pädagogen zu ve1·leihen, eine 
zusätzliche Ausbildung zu geben, die die Kenntnisse 
noch wi!'senschaftlich vertiefen kann. Zur Studien
rt'form an dieser Erziehung:;wissenschaftlichen Hoch
schult\ itflllte - die Dinge sind ja sd1on eingeleitet, daß 
wir es h t>ute nicht mehr mit den „Zehn-Kämpfern" zu 
tun h<ibPn; denn wir haben ja schon auf Studienschwer
punkte abgestellt, sollten Grund- und Fachwissenschaf
ten unter.schieden werden. Hier kann sich die FDP 
den Vorschlägen des Strukturausschusses nicht voll an
schließen. Sie meint aber, daß sie eine sehr geeignete 
Disku;;sionsgrundlage liefere, um an diese Studienre
form heranzugehe n. 

Es ist gar nicht abzuwenden und als Forderung zu er
heben, daß mit der wissenschaftlichen Ausgestaltung 
dl· 1· Lelu·„rbildung die Zulassungsvoraussetzungen er
h(iht werden müssen. Mir scheint in Zukunft die Hoch
schulreife ali; Zugang in diese Lehrerausbildung not
WL·ndi~ zu sein, wobei wir uns dann i;chon der Univer
i; itiit nähern, und ich meine, unser Hochschulgesetz in 
Rheinland-Pfalz müßte in der Tat so aussehen, daß es 
uns nic:hl:> in der Zukunft verbaut, sondern daß auch 
die Integration dieser Hochschule in die Universität 
miiglkh ist oder daß zumindest eine solche Möglichkeit 
offE>ngelu1Jten wird. · 

Die SE'hr 7.U vertiefende wissenschaftlich-theoretische 
Ausbildung in der Pädagogik und in einer Fachwissen
sch aft - cicnn wir brauchen ja für die HauptSt.:hule den 
1'';1(•hlPhrf'r und den Fachgruppenlehrer - wird ergeben, 
d<i ß die mehr schulpraktisc-he Ausbildung zwar nicht 
\'iillil't fallengelassen wird, aber doch etwas kürzer 
kommr>n muß in der Ausbildung während der sechs 
SPnH~sit-1'. 

Deshalb wird sicherlich ernsthaft zu überlegen sein, ob 
ma n btO>i einer zweiten Pha:;I:! der Lehrerausbildung 
nicht. ein Referendariat einrichtet, wie wir es bei den 
Gyrnn;.isiallehrern haben, in dem d ann die mehr theo
relil;che11 und didaktischen Kenntnisse an der Schul
Pl'<•xis erprobl werden können und die eben nur aus 
d~m Schulleben z.u ermittelnden Kenntnisse noch erar
bni te t werden können. 

Die Lehrerausbildung sollte unseres Erachtens schließ
JiC'h drei Phasen umfassen. Die Erziehungswissenschaft
Jiche Hochi-;chule wird neben Fernstudium und anderen 
F:inrit'htungP-n einen wichtigen Auftrag zu übernehmen 
haben, e-lnen Forschungsauftrag. Das darf nicht ver
ges;:;cn werden. Die dritte Phase, nämlich die Weiter
bildung und Fortbildung der Lehrer muß meines Er
achtens wesentlich mehr angepackt werden. 

Meine Damen und Herren! Ii:fl glaube, meine Ausfüh
l'UUl(ell - ich halte sie extra kurz, womöglich kommen 
w ir in de r Diskussion noch einmal miteinander ins 
Gespräch - haben doch gezeigt, daß die Regierungs
parlt::ien und die Landesregierung keineswegs die 
schwierigen und wichtigen Probleme der Lehrerausbil
dung und der Neuordnung dieser Frage mit der linken 
H<1nd gearb<'itet haben, sondern daß hier ein ganz kon
i;equentes Vorgehen vorliegt. Natürlich kann man dar
üb111· streiten, ob man erst die Lehrerausbildung neu 
01·dnen müßte, ehe man an das Grund-, Haupt- und 
:..;ondHsc.:hulgesetz geht. Wir sind der Meinung, daß das 
Grund-, Haupt- und Sonderschulgesetz. den Vorrang 
hatte. 

Und wenn Sie wissen, wie lange es dauert, bis lm 
lelz.ten Winkel unseres Landes die von uns unter
stützte Hauptschule entsteht, dann wissen Sie auch, wie 

dringend das Problem war und bei aller Wichtigkeit 
der anderen Fragen dieser Schritt zuerst· gemacht 
werden mußte, was nk!hl ausschließt, daß wir den 
zweiten so schnell und so gründlich tun wie es eben 
geht. 

(Beifall bei den Regierungsparteim.) 

Vizepr!sfdcnt Dr. Völker: 

Ich eröffne die Aussprache zu den Beratungspunkten 
Drucksachen Vl'815, VI/883 und VI/870. Ich ~rteile das 
Wort dem Herrn Kultusminister. 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrte n Damen und Her
ren Abgeordnete! Namens der Landesregierung habe 
ich die beiden Großen Anfragen zu beantworten sowie 
zu dem Urantrag der Fraktion der SPD zur Änderung 
des Artikels 36 der Landesverfassung Stellung zu neh
men. Ich möchte das zunächst grundsiH.7.lir.h tun und 
auf einzelne Bemerkungen, die in der letzten Stunde 
gemacht worden sind, nachher in der Diskussion zu
rückkommen. 

Die Große Anfrage der SPD geht von der Sorge ~u.s, 
die beabsichtigte Weiterentwicklung der Pädagogischen 
Hochschulen unseres Landes zu einer Wissenschaftlichen 
Hochschule und dle damit verbundene Umstrukturie
rung könnte sich auf d as augenblickliche Studium etwa 
nachteilig auswirken. Diese Anfrage zielt also auf die 
g<"genwärligen Ve1·hältnisse. 

Die Große Anfrage der Koalitionsfra ktionen hingegen 
fragt nach der Zukunft; sie möchte von der La ndes
regierung ·wissen, in welcher Form die künftige Aus
bildung der Grund- und Hauptschullehrer nach Auf
fassung der Landesregierung erfolgen soll. 

Der Urantrag der SPD schließlich zielt auf eine Ver
fassungsänderung, durch die jede Sonderstellung der 
Ausbildung der Lehrer an Grund- und Ha upti:chulen 
aufgehoben und die entsprech.enden Ausbildungsstätten 
dem Be.reich der Wissenschaftlichen Hochschulen zuge-;: 
or.dnet werden sollen. In der Begründung geht dieser 
Urantrag sogar so weit, die gesamte Lehrerbildung in 
Zukunft in die eine Landesuniversität Mainz einbe
ziehen zu wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Lehrer
bildung hat seit 1945 in unserem Lande einen beson
ders weiten Weg zurückgelegt. Wenn man heule über 
den Standort im Wettbewerb zwischen den Bundes
Hindern diskuticrtt dann sollte man auch die Ausgangs
punkte mit in die Betrachtung einbeziehen. Im 
Juli 1946 bes timmte eine Verordnung der Militärregie
rung in Baden-Baden, die Lehrerbildung in zwei Stu
fen durdlzufilhren. Den Unterbau sollten vier, an die 
Volksschule - · meine Damen und Herren, Sie hören 
richtig - anschließende Klassen bilden, die den Namen 
„Pädagogium" erhielten ; sie sollten als Zubringer für· 
eine anschließende vierscmestr!ge Ausbi-Jdung auf einer 
„Pädagogischen Akademie" dienen. 

An der Institution der „Pädagogischen Akademien" hat 
auch die im :J.\1ai 1947 beschlossene Landesverfassung 
zunächst nichts geändert; auf wissenschaftlicher Grund
lag~ 'soüle 'sich der zukünftige Lehrer über eine Ge-
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samtent!altung der intellektuellen, der musischen und 
körpcl"lichen Krä!te auf die betont gaI12heitliche Bil
dungs- und Erzicliungsauigabe der Volksschule vorbe
reiten. Dieses Ziel iand seine Entsprechung durch eine 
starke Betonung der Beru!spraxis bereits innerhalb der 
Ausbildung und fand seine Entsprechung in der An
knilpfung an die Sprangerschen und Beckerschen Mo
delle, auf die vorhin der Herr Abgeordnete Mohr ver
wiesen hat, an dem Gedanken der sog. „Bildnerhoch
schule". 

Durch Landesverfügung vom 11. April 1960 wurde die 
„Pädagogische Akademie" in „Pädagogische Hochschule" 
urn&ewandelt; sie wurde als Hochschule eigenständiger 
Prägung mit der Aufgabe versehen, den Lehrer der 
Volksschule auf der Grundlage wissenschafUicher For
schung in hochschulmäßiger Lehre auszubilden. Die 
Studlenzeit !Jeträgt seitdem, also seit Jahren, nicht mehr 
vier, sondern nun sechs Semester. 

Es war selbstveri;tändlich, daß diese Konstruktion bei 
veränderter Aufgabenstellung der bisherigen Volks
schule nicht mehr würde befriedigen können. Wer die 
Hauptschule ein!Uhl't, muß ihr auch den entsprechend 
vorgebildeten Lehrer geben, selbst wenn wir endlos 
darüber diskutieren, ob erst der Lehrer und dann die 
Schule oder erst die Schule und dann der Lehrer da 
sein soll. Wir müssen aber hinzufügen: Niemand hat 
gesagt, das Fach „Gemeinschaftskunde" dürfe erst 20 
Jahre nach der Gründung der Bundesrepublik einge
führt werden, weil erst dann genügend Lehrer dafür 
ausgebildet gewesen seien. Meine Damen und Herren! 
Wir müssen also jetzt die Lehrerauiobildung ändern. 
Weil die Landesregierung das wußte, hat bereits mein 
Amtsvorgänger im Jahre 1965 einen Ausschuß für 
Strukturfragen berufen, der aus zwei Dozenten jeder 
unserer sechs Pädagogischen Hochschulen gebildet 
wurde. Die von ihm im Frühjahr 1967 vorgelegten 
Empfehlungen - Herr Abgeordneter Herrmann, auch 
dieser Ausschuß hat zwei Jahre gebraucht, um nur 
Empfehlungen zu erarbeiten - zur Neuordnung der 
Lehre1•bildurig in Rheinland-Pfalz, sind Ihnen, meine 
Damen und Herren, sofort nach der Drucklegung zu
gegangen. Und wenn ich sie habe drucken, veröffent
lichen und Ihnen zusenden lassen, dann habe ich eben 
gerade die ö!!entiiche Diskussion unterstützen und 
nicht etwa, wie es vorhin zwischen den Zeilen anklang, 
behindern wollen. Ich habe diese Empfehlungen, die 
wichtiges Material !ür unsere Entscheidungen liefern, 
mehrfach eingehend gewürdigt, so war vor allem im 
Januar dieses Jahres in einer grundsätzlichen Rede, dle 
vorhin der Herr Abgeordnete Herrmann bereits zitiert 
hat, und über die den Mantel der Vergessenheit zu 
breiten, weiß Gott nicht meine Arbeit Ist. Sonst hätte 
ich sle nicht so hliu!ig zitlert und immer wieder heran
gezogen. 

Als die Landesregierung das neue Gesetz über die 
Grund-, Haupt- und Sonderschulen im Dezember ver
gangenen Jahres in diesem Hohen Hause einbrachte 
und als wir bei seiner dritten Lesung im April noch
mals das Wort ergriffen, haben wir nachdrücklich be
tont, daß damit nur der erste Schritt zur zeitgerechten 
Neuordnung unseres Bildungswesens getan sei und daß 
zumindest der zweite und der dritte unverzüglich fol
gen müßten; der zweite, der in einer Umstrukturierung 
unserer Lehrerbildung best~ht, und der dritte, der ein 
einheitliches neues Hochschulgesetz für alle Wissen
scha!Ulchen Hochschulen dieses Landes bringen muß. 
Nur eine weitgehende Um- und Neustrukturierung der 
Lehrerbildung vermag die gestellten Anforderungen 
tat.::iächlich zu erfüllen. Gewisse kleine Korrekturen, 
wie wir sie inzwischen vorgenommen haben, können 

nur geringfügige Verbesserungen bewirken. Erst eine 
wesentliche Verringerung der Zahl der Lehrerbildungs
stätten und die damit erstrebte Intensivierung des er
ziehungswfssenscha!Uichen Studiums schaffen zeitge
rechte Voraussetzungen. 

Weil wir darüber bereits sehr deutliche Vorstellungen 
haben, die ich Ihnen gleich anschließend entwickeln 
darf, sind wir verpflichtet, heute nichts zu tun,. was die 
ohnehin großen Schwierigkeiten der Umstrukturierung 
noch weiter vermehren könnte. Wir halten es vielmehr 
für zweckmäßig, bereits jetzt an unseren Pädagogischen 
Hochschulen den gehobenen wissenschaftlichen Anfor
derungen des kilnitigen Lehrerstudiums so weit wie 
irgend möglich Rechnung zu tragen. Das muß sich vor 
allem in der Zusammensetzung des Lehrkörpers der 
Pädagogischen Hochschulen niederschlagen, wenn der 
Lehrkörper der neuen wissenscha!tlichcn Ausbildungs
stätten weitgehend aus dem Lehrkörper der bisherigen 
Pädagogischen Hochschulen hervorgehen soll. Das be
deutet, daß die derzeitige Personalbewirtschaftung der 
Pädagogischen Hochschulen unseres Landes mit der 
künftigen Entwicklung der Lehrerbildung in Rhein
land-Pfalz abgestimmt wird. Das ist der Grund meiner 
Anordnung, freiwerdende Stellen an den Pädagogischen 
Hochschulen nur bei nachweisbarem Bedürfnis wieder 
planmäßig zu besetzen, sonst aber vorerst au! beam
tete Hillskräfte bzw. nebenamtliche und nebenberuf
liche Lehrkräfte zurückzugreifen. 

Hieraus ergibt sich auch die Antwort au! die beiden 
konkreten Fragen der Großen Anfrage der SPD: 

Um den durch das neue Gesetz über die Grund-, Haupt
und Sonderschulen gestellten höheren fachlichen An
forderungen bereits im Rahmen der zur Zeit gegebenen 
Möglichkeiten gerecht zu werden, wurde die Ordnung 
der ersten Prüfung für das Lehramt an Volksschulen 
und der ersten Prüfung für das Lehramt an Volks
schulen in mindestens drei Fächern (musische oder 
technische Fächer) mit Wirkung vom 1. Oktober 196B 
geändert. 

Diese Änderung bezweckt vor allem, bereits jetzt ein 
vertiertes Studium in einzelnen Fächergrupp1:-n zu ge
währleisten, womit freilich noch nicht die Studienord
nung gegeben ist, die uns für die künftigen Lehrer an 
Grund-; Haupt- und Sonderschulen vorschwebt. Aber 
wer sich auch -nur ein wenig mit der Praxis bcschä!Ugt, 
weiß eben, daß diese neue und endgültige Studienord
nung die Konzentrierung voraussetzt, weil ich erst das 
entsprechend differenzierte und qualifizierte Lehrer
kollegium brauche und dann eine stärkere Konzentrie
rung au! die einzelnen Fächer in einer Prilfungsord
nung vorschreiben kann. 

Die Änderungen der Prüfungsordnung wurden ein
gehend mit den Rektoren der Pädagogisc.°llen Hoch
schulen erörtert. Hierbei wurde den Rektoren auch 
aufgetragen, die Auswirkungen eines vertierten Stu
diums in personeller Hinsicht !e.stzustellen. Die Vor
stellungen der Hochschule liegen uns inzwischen vor. 
Sie werden natürlich von uns auf ihre Stichhaltigkeit 
geprüft. Wir haben dafür Sorge getragen, daß auch die
ser Mehrbedarf durcll eine vermehrte Beschä!tigung 
geeigneter nebenamtlicher und nebenbcru!licher Lehr
kräfte bzw. beamteter Hilfskräfte wie Assistenten und 
Oberlehrer aufgefangen wird. Im Rahmen der ange
botenen Lehrveranstaltungen · ist es also im Winter
semester 1968!69 mögÜcll, das Studium an den sechs 
Pädagogischen Hochschulen ordnungsgemäß und im 
Sinne der gegenwärtig gültigen Studien- und Prü!ungs
ordnungen durchzuführen. 
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Zur :1.weilen Frage der SPD: Vakante Stellen werden 
- wi<' aus dem Gesagten bereits hervorgeht - nur dann 
wil:'d<.•r plHnmäßig besetzt, wenn die jeweilige Stelle 
durd1 no;>"rlf'n11rntliche bzw. nebenberufliche Lehrkräfte 
~lder durch beamtete Hil!skräfte nicht ausreichend ver
sorgt werd<;n kann. Selbstverständlich werden wir die 
Hn•:nrh<'r. die sich künftig einer Berufungsveranslal
t u ng unto:>rziehe n, bereits nach den höheren wissen
;.-;chHl'tlkhen Maßstäben der künftige n Wissenschaft
lichen Hochsl'hule zu beurteilen haben. 

Am l:tandP sei mir erlaubt, auf eine Diskrepanz auf
nw1·ksam zu machen. die sich zwischen de1· G1·oßen 
Anfrage der SPD vom 20. Juli und der Begründung 
des SPD-Urantrags vom 6. September allzu offensicht
lich Prgiht. In der Anfrage wird die Landesregierung 
au fgefol'dert, alle vakanten Stellen an den Pädagogi-: 
sl'hl·n Hochschulen unverzüglich zu besetzen. In der 
Begründung des Urantrages ist von einer Integrierung 
drr Lehrerbildung in die Landesuniversität die Rede. 
Dies müßte wohl voraussetzen, auch den Lehrkörper 
dc·r hishPril;(t'n Pädagogischen Hochschulen in die Lan
dt>sunive!'sität zu übernehmen. Daß sich in einem sol
~hen Fall die bereits vorhandenen Schwierigkeiten um 
Pin Vielfaches vergr-Oßern würden, liegt auf der Hand. 
W••r die Reform von morgen will, muß die Maßnah
ni;•n, die e1· heute tritft. bereits vor Augen haben. 

<Bl'ifall bei den Regierungsparteien.) 

Nieine Damen und Herren! Die Ne1.1ordnung der Aus
bildung der Lehrer an Grund- und Hauptschulen soll 
iu Zuk11nft an einer WissenS<.:haftlichen Hochschule er
folgen. Die bisbt!t'ige Pädagogische Hochscllule muß zur 
Ez'7.iehungswissenschaftlichen Hochschule weiter en t
w ickelt wPrden. an der nkht nur ein erziehungswissen
-;drnl't.li<:hes, sondern ebensosehr ein fachwissenscha!t
lichf's Studium gesichert ist. 

Di<' ErziehungswissenschaftHche Hochschule soll dem-
11<1d1 nkhl nur die Grundwissenscllaften der Bildung 
und Erziehung in Forschung und L.ehre betreiben, son
dPl'll alle an ihr vertretenen I.<'achwissenschaften in 
iwzu~ auf die wissenschaftliche Durchdringung 
iht'l' I' Bildungsinhalte und ih.i:er didaktischen Pro
bleme mit umfassen. Dies gilt sowohl für die 
Alll'hildung des Grund- wie die des Hauptschul
ll'hrE>n;, Die Frage, ob der Studienweg des künftigen 
Lt'hrers an Grund- und Hauptscl1ulen der gleiche sei 
,,ct,·r ob bereits während des Studiums der Schwcr
p1111kt ;mf eine der beiden Schulen gelegt werden soll, 
ist vit>I diskutiert worden. Der Ausschuß für Struktur
l'ra!o\t' ll empfiehlt. in i;einem Gutachten zwar eine schwer
puni<tmäßige Ausrichtung des Studiums auf Grund
od('t' H<iur>lscltule; die Erziehungswissenschaften sollen 
,i<'dnd1 die 11.emeinsame Grundlage beider Studienwege 
sl'in . Uiese Empfehlung stimmt mit der Aussage vider 
Fal'hleute überein: auch wir möchten uns dazu be
kcnnPn. daß die . Ausbildung für den Grund- und 
Haupl.schullehrer an der glcicl:u:n Erziehungswissen
Sl'h<ii'llkhen Hochschule getätigt werden soll. 

Di„ El'ziehungswissenscha1tliche Hochschule hat somit 
die A11fg<1be, einen Lehrer auszubilden, der durch ein 
(•r;t.il'hungs\vissenschaftliches Grundstudium in die Lage 
\'el':H'ltt Wil'd. aen gesamten El'z.iehungs- und Bildungs
prozeß zu übcl'l.1licken, die besonderen Gegebenheiten 
<>in1?1· bi>stimmten Altersstufe zu verstehen und eine 
b~stimmte Gruppe von Unterrichtsfächern in besonde
r<>i· Weise zu beherrschen. 

Das letzlrre heißt, daß sich der einzelne Student stär
kN ;ils bisher auf bestimmte Fächergruppen, insbe
:<ondere aber au! sein 'Wahlfach, konzentriert. Das setzt 

eine Hochschule vornus, die sowohl in ihrem Lelwkör
per als auch in ihren lnstituten so aus~estallet ist, daß 
'sie mit ihrem Lehrangebol der gestellten wissenschaft
lichen .Aufgabe gerecht werden kann. Das erfordert 
aber ~4ciJ. -. hie7 bin ich Hel'rn Dr. Danz auLlerordent
llch dankbar dafür, daß er es schon sagte - bei den 
Studenten solche Eingangsvoraussetzungen, wie sie an 
den wissenschaftlichen Hochschulen gang und gilbe sind 
und verlangt werdeo. 

Wir habcu in der Zeit. des akutesten Volksschullehrer
mangels die Tore sehr weit auigemacl1t. Heute, wo wir 
den Bedarf wesentlich leichter befriedigcm künnen und 
wo wfr höhere Anforderungen stellen müssen, müssen 
wir diese zusätzlichen Berechtigungen ernsthaft über
prüfen. Als Konsequenz ergibt sich, daß wir all jene 
Zugänge überprüfen, die ohne ein volles Abitur die 
Berechtigung zum Studium an einer Pädagogischen 
Hochschule einräumen. So haben wir bereits die Ein
richtung der sogenannten Begabtensonderprüfung auf
gehoben, da uns die Aufrechterhaltung dieser Notmaß~ 
nahme heute nicht mehr länger gerechlCertigt crs<.il itm. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage gestellt. 
ob das ebenfalls in Zeiten akuten Mangels eingerichtt"tP 
Fachinstitut in Rengsdol"f weiter fortbestehen soU, wenn 
in Zukl.Ulft i;ler Bedarf an Lehrkräften auch anderwärts 
gedet:kt weI'den kann. Die Erziehungswissenschaftliche 
Hochschule soll auch für denjenigen offen sein, so mei
nen wir, der zwar ein erziehungswissensrhaftliches Stu
dium 11-bsolvieren, aber nicht den Bel'uf des Lehrers 
ergreifen will. Wir meinen daher, daß das Studium an 
dieser Hochschule außer der ersten Staatsp1·üfung für 
den Lehrer auch den Erwerb eines pädagogischen Di
ploms ermöglichen soll, eine Forderung, die wir übri
gens, wie erinnerlich, seinerzeit im Hinblick aur diese 
Entwicklungsmöglichkeit bereits im § 61 unseres neuen 
Schulgesetzes aufgcn0mmen haben. 

Eine besondere Notwendigkeit, dieser Hochschule auch 
das Promotions- oder sogar das Habilitationsrecht ein
zuräumen, sehen wir derzeit nicht, zum;';I wir beab
sichtigen, alle wissenschaftlichen Hochschulen so eng 
miteinander zu verbinden, daß eine Prnmotion ode1· 
Habilitation an der Universität a11ch demjenigen ohne 
Schwierigkeit möglich sein wird, der zunächst an einer 
anderC'n wlssenscha!Uichen Hochschule studie1·t. und 
dort selbständig w issenschaftlich gearbeitet hat. Wenn 
wh- den Scnritt zur Erziehungswissenschaftlichen Hoch
schule, das heißt zu einPr wesentlich-en Kom:Pntrierung 
tun, müssen wir schon der geringen Zahl wegen von 
der bishel'igen Bindung der ffi(~isie11 Pädagogischen 
Hochschulen des Landes an eine konfessionelle Lehrer
bildung abgehen. Da dies Änderungen in unser<:'n Ver
trägen mit d!'n beiden Kirl'i1t:11 voraussetzt, hat die Lan
desregierung diesbezüglich Verbindung zu ihnen aufge
nommen. Unter Leitung des Herrn Ministerpräsidenten 
hat das erste Gespräch mit dem Nuntius am 14. Okto
b,:r stattgefunden, die nächste Begegnung ist hier in 
Mainz am 8. November geplant. Auch mit den Evange
lischen Landeskirchen ist bereits für die allernächsten 
Tage ein Besprechungstermin vorgesehen. Wir glauben 
Grund zur Annahm<!' 7.11 haben, daß sich keine unüber
windlichen Schwierigkeiten ergeben und daß alle Be
teiligten zügig zu neuen Vertragsvereinbanmgt•n k1Jm
men. Dabei werden wir Regelungen aur der Basis d er 
ebl?n unten:eichne\etl bayerischen Lösung anstreben, 
sowohl was die Beteiligung der Kirchen an der Beset
zung gewisser weltanschaulich relevanter Lehrstühle, 
insb~undere der theologischen, betrifft, als auch im 
Hinblick auf das Recht privat<i'r Träger, Hochschulen 
in eigener Verantwor1.ung zu P.rrichten und dafür in 
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dem Maße unsere öffentliche UnteL·stütz.ung zu finden, 
wie die Öffentlichkeit durch diese Privatinitiative ent
lastet wird. 

Wenn man nicht länger auf ein überholtes staatliches 
Schulmonopol pocht, sondern sich zu Pluralismus und 
Demokratie bekennt, muß das auch hier seine Auswir
kung haben. Die katholische Seite hat uns nachdrück
lich an unser Versprechen erinnert, das geltende Privat
schulgesetz zu novellieren; die Landesregierung fühlt 
sich auch darum verpflichtet, bald die in der Regie
rungserklärung vom Mal 1967 angekündigte Novelle 
vorzulegen. 

Sobnld der Weg zur-Erziehungs,vissenscha!Uichen Hcc.~
schule von dieser Seite her frei ist, spricht unseres Er
achtens nichts länger mehr dagegen, die notwendige 
Verfassungsänderung vorzunehmen. Auch der Landes
regierung erscheint es zweckmäßig, die Absätze 2 und 3 
des Artikels 36 zu streichen und damit auch die Aus
bildung der Grund- und Hauptschullehrer in die Rege
lungen des Artikels 39 übergehen zu lassen. Der ver
bleibende Artikel 36 Abs. 1 w äre dann eine Aussage 
zur Qualifikation jedes Lehrers in unserem Lande und 
verlöre seine heute ohnehin nicht mehr sehr zweck
mäßige Begrenzung auf die Volksschullehrerschaft. 
Wenn dieses Hohe Haus die Verfassungsänderung bald 
beschließt, gewinnen wir Zeit, um die Neuordnung ein
zuleiten und di(! notwendigen Maßnahmen so früh wie 
möglich durch:wführen. Wir müssen ohnehin bedenken, 
daß es sechs Semester dauert., bis ein Abiturient sein 
ganzes Studium nach dem neuen Ausbildungsgang 
durchlaufen hat, daß wir aber möglichst bald adäquat 
ausgebildete Grund- und Hauptschullehrer brauchen. 

Wir streben an, e 1 n e Erziehungswissenschaftliche 
Hochschule für das ganze Land z.u errichten, die sich 
ubcr nach dem zu errechnenden Bedarf in mehrere Ab
teilungen gliedern kann. Diesen Bedarf zu bestimmen, 
ist aus verschiedenen Gründen außerordentlich schwie
rig und mit voller Siche'rheit kaum möglich: Unsere 
Lehrerschaft an den Volksschulen hat skh durch eine 
überaus rasche Zunahme in den letzten Jahren stark 
verjüngt. l.950 hatten wir im Lande nur etwas i.iber 
8 000 Grund- und Hauptschullehrer, damals Volksschul
lehrer, am 15. November d. J. werden es· über 13 500 
::ein , und das, obwohl sich die Kinderzahl natürlich. 
verringer t hat, weil heute viel mehr zu weiterführenden 
Schulen gehen als 1950. 

Diese Zahlen haben zur Folge, daß die Zahl der aus 
Altersgründen a usscheidenden Lehrer in den kommen
den 20 Jahren weitaus unter dem sonst üblichen Durch
schnitt liegt. Die Zahl der Schüler an Realschulen und 
Gymnasien abe'r wird weiter steigen, das heißt, der 
Pnnentsa lz der Hauptschüler wird insofern abnehmen, 
als wir auch a uf dem flachen Lande Abgangsquoten 
erreichen werden, wie wir sie heute in den Städten und 
Ballungszentren schon haben. Andererseits weiß jeder
mann, daß die Stundenbelastung gerade unserer 
Grund- und Hauptsd1ullehrer zu hoch ist und in eine 
gesunde Relation zur sinkenden Arbeitszeit im übrigen 
öffontlichen Dienst gebracht und während der nächsten 
20 Juhrc gehalten werden muß. Dte Klassenfrequenzen 
sind trotz aller Fortschritte der letzten Jahre vor allem 
am internationalen Vergleich bei weitem zu hoch. Hin
zu kommt, daß wir uns mittel- oder langfristig mög
licherweise au! eine weitere Schulzeitverlängerung, un
ter Umständen ln freiwilliger Form, einrichten müsse n. 

Di(' Studien des Bildungsrates zur Ganztagsschule 
schließlich !ühl'cn uns weiter zu der Erkenntnis, daß 
damit ein erheblicher Mehrbedarf an Lehrkräften auf 
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uns zukommt. Hinzu kommt, daß der vertieften theore
tischen Ausbildung an der Erziehungswissenschaftlichen 
Hochschule als zweite Phase eine praktische Vorberei
tungszeit früher oder später folgen muß. Unabhängig 
von der Frage, wie dieser Vorbereitungsdienst aussehen 
wird, muß festgehalten werden, daß ein Mehrbedarf an 
Lehrkräften entsteht, wenn man die jungen Lehrer 
weitgehend für die beru!spraktische Ausbildung frei
stellen will. 

Das sind nur einige wenige der langen Liste von Pro
blemen, die man bCdenken muß, wenn man die Zahl 
der Abteilungen festlegen möchte. Es hängt nicht von 
der Kulturpolitik allein, sondern von der wirtschaits
und finanzpolitischen Entwickiung der nächsten jahre 
und .Jahrzehnte ab, wann wir welche der genannten 
Forderungen erfüllen können. Die Statistiker haben 
trotzdem mit allen Vorb~halten und bei allen diesen 
vielen Unbekannten nur sdlwer zu errcch.nenden Bedarf 
eine Zahl ermittelt, die es erfordern würde, daß wir 
an der Erziehung.swissenscha!tlich.en Hochschule unter 
den jetzt angestrebten Ausbildung~b1..-dirigungen plit bis 
zu höchstens 3 000 Studenten reehnen müssen. Dabei ist 
schon berücksichtigt, daß ein gewisser Prozentsatz von 
ihnen nicht den Lehrerberuf anstrebt. 

Wieviele Abt~ilungen sollen wir für diese 3 000 Stu
denten errichten'? 

Meine Damen und Herren! Diese Frage dar! und kann 
nicht in erster Linie die Frage nach den Standorten 
sein, s.ie verlangt vielmehr zunächst eine sachbezogene 
und sachgerechte Antwort. Das eingangs erwähnte 
Strukturgutachten spricht im Grµnde - ohne eine 'Zahl 
ausdrücklich zu nennen - von drei Abteilungen. Ich 
habe mir die hierfür angeführten Argumente zunächst 
auch zu eigen gemacht. Wir bekämen in dlesem Fall 
drei überschaubal'e Abteilungen mit je etwa 1 000 Stu
denten, wir könnten sie sinnvoll und zweckmäßig über 
unser La nd verteilen, die vorhandenen baulichen Ge
gebenhelten wären. ohne bedeutsame Erweiterungen an 
fünf der sechs P ädagogischen Hochschulen anzubieten. 
Andererseits dar! aber nicht übersehen werden, daß 
sich in den letzten Monaten die Stimmen häuften, die 
dafür plädieren, nur zwei Abteilungen zu schaffen. 
Zwar würden dann etwa 1 500 Studenten au! eine· 
Abteilung entfallen, zu welchem Standort man sich 
auch entschließen würde, gewisse bauliche Erweite1·un
gen ·wären unumgänglich. 

Jedoch : Die Dif!erenzierung des Lehrkörpers, des Lehr
angebots sowie der Forschungsmöglichkeiten wä1·e grö
ßer, für künftige Entwicklungen, rür dlc wir uns gerade 
im augenblic.itlichen Zeitpunkt der bildungspolitischen 
Disku5s ion unbedingt offenhalten sollten, wären wir 
bei der zweiten Lösung freier und ungebundener. Bei 
der Entscheidung müssen wir !erne1· bcrücksichtiien, 
inwieweit die Kirche ihr Interesse, eine private kirch
liche Hochschule errichten zu dürren, auch tatsächlich 
realisiert - sei' es in unserem Lande oder in seiner un
mittelbaren Nachbarschaft- und in welchem Ausmaß das 
zu einer Entlastung der . El'ziehungswissenscha!tlichen 
Hochschule unseres Landes beitragen könnte. Jeden
falls, meine Damen und Herren, die Entscheidung muß 
alsbald fallen. Eine Lösung in kleinen Schritten. kann 
in niemandes Interesse liegen. Wenn wir diesen Iür 
manche Stadt und manche Region schmerzlichen Schritt 
tun, dann sollte dem, nach. reiflicher Überlegung, nach 
Anhören der Beteiligten und Veran t wo1·tlichen, eine 
auf die Dauer tragfähige Entscheidung zugrunde liegen 
und nicht etwa ein Zurückgehen in kleinen Schritten. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte Ihnen heule Für 
und Wider der Dreier- und der Zweierlösung vortra-
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gen, dllmit die Diskussion sachgerecht geführt werden 
ki.mn \ind damit wir uns bei Kenntnis möglichst aller 
Fakten ein Urteil bilden können. Erst wenn die grund
sätzli<'he Frage entschieden ist, kann über die Standort
frage gesprochen werden, eine für die politisch Ver
<Hll wort.lichen gewiß nicht leichtere Aufgabe als die 
erste. Auch hier wollen wir die Betroffenen hören. 
Aber auch hier sind die Folgen zu bedenken. Niemand 
in Dcut.s..:hlimct kann es sich in dieser Zeit leisten, Aus
bildungskapazitäten ungenutzt zu lassen; Die Abituri
entt!nlawine kommt angesichts der in· den letzten 
Jahren rapide gestiegenen Sextanerzahlen mit absolu
le1· statistisch vorausben~chenbarer Sicherheit auf uns 
zu. Di~ Abiturienten wollen aber studieren, wentgstens 
7.Um griißl.f>n Teil, unsere Universitäten und Hoch
schulen aber werden sie mit Sicherheit nicht fassen 
können. Wf'nn .heute bei rund 280 000 Studenten bereits 
in einigen Fächern an allen Hoch.schulen, in anderen 
Fikhf>rn ;:in einigen Hochschulen ein numerus clausus 
bcstc>ht. wif> sollen wir dann nach 1975 die Zahl von 
1·und 500 000 Studenten bewältigen? Das aber darf nicht 
,.,.,;; U172 oder 1973 tiberlegt werden, wenn diese Abi
tul'iPnten ;.1n die Toren der Universitäten pochen. dar
über müssen wir heute sprechen. Sonst dürien wir 
diese Kinder nicht auf ein Abitur und damit auf die 
Sw<fü?n bPreeh ligung vorbereiten. 

Unser Land hat nach dem Krieg eine große Lei5tung 
vollbracht, ;:iJs es aus dem Nichts die Landesuniversität 
M:-1im·; aufba ute. Sie hat sich inzwischen in Fol'schung 
1111d J.chrH in den Kreis der teilweise wesentlich älteren 
Sc.+1w,~to;:>l'll eingefügt und einen anerkannten Namen 
erworben. Jetzt gilt es. auch wenn wir nicht zu den 
reichen I .ändern gehören, darüber zu sprechen, wie wir 
un~._.r.-n Anteil an den in Zukunft notwendigen wis
seusch<ift lic-hen Ausbildungsplätzen im Lande Rhein
land-Pfal:i: schaffen können. Die Mangellage ist jedoch 
seht' unh~t~chiedlich: Nicht ausgefüllten Kapazitäten in 
manchen Disziplinen, darunter, Herr Abgeordnetel' 
Hc-rrmann, auch in bestimmten Teilen der Technischen 
Hochschulen. steht ein besonders gravierender Mangel 
in den Naturwissenschaften, in der Mathematik, aber 
auch in modernen Sprachen, in Deutsch und Geschkhte 
gegenüber. 

Angesicht~ dieser Situation möchte ich diesem Hohen 
Fi<iuse he ute vorschlagen, zwei neue Fakultäten zu 
gründen, eine für die mathematisch-naturwissenschaft
lichen Fächer, und eine für die geisteswissenschaftlichen 
Disziplinen. Diese beiden Fakultäten sollten wir in zwei 
Städten amiicdeln, die für die Ausbildung des Grund
und Hauptscllullehrers entbchdich. werden, die darüber 
hinaus von ihrer· Struktur her die Voraussetzungen 
bieten, diese Aufgabe zu übernehmen und sie gegcbencn
falli:: weiter auszubauen. Die beiden Fakultäten sollten 
wiewohl dislo?.lert angesiedelt, untereinander verbun
den sein und mit der Universität Mainz kooperativ 
zu:;.amme-narheiten. Die Fakultäten sollen ihren -~uf
gabenbC?reich in Forschung und Lehre in vollem Um
fang betreiben, sie sollen dabei de r vermehrten Aus
bildung von Lehrern für unsere Gymnasien und unsere 
Berufäsch11l1m ihre besondere Aufmerksamkeit i::r.hen
k<>n und womöglich ~ls Modell . ne~er. Wege-der-Leh
l'('l'bitdung dienen. Wenn wir in diesem Hause vor einer 
Wm:he ülwr Schulversuche sprachen, möchte ich in Er
gUnwng zu dem damals Gesagten heute in diesem zu
S<Hnmenhang einen Lehrerbildungsversuch anregen. 

Wenn Sil• meinen Überlegungen hinsichtlich. der Grün
dung der beiden neuen Fakultäten zustimmen, werde 
ich gern bereit sein, die notwendigen Verhandlungen 
einzuleiten, die vielerorts nkht zuletzt im IIlnblick a uf 

di~ i,.n~~;z!elle , Unterstützung natürlich geführt werden 
· müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.j 

Meine Damen und Herren! kh muß zurilckkommen auf 
.die ~rp~e ~a~~ der CDU und FDP. - Es tut mir leid, 
die Sekretärin hat skh verschrieben: hier steht CDU 
und SPD. kh muß aber der Gerechtigkeit wegen von 
der Großen Anfrage der K oalitionsfraktionen sprechen. 
Es tut mit" nicht leid, daß sie es sind, es tut mir nur 
leid, daß es nicht alle drei sind, Herr Dr. Danz. 

Ich muß darauf antworten und will das gan7. knapp 
tun: 

1. Die Landesregier ung sieht vor, für die künftige Aus
bildung der Grund- und Hauptsehullehl'er eine Er
ziehungswissenschäftliche Hochschule als öffentlich
redillicJ:i.e ''K.öii:ierschatt ztt schaffen. Diese H ochschule 
gliedert sich in zwei oder drei Abteilungen, die an 
verschiedenen Orten unseres Landes errichtet wer
den. 

2. Der Studiengang sieht neben dem err.iehungswissen
scllaftlichen Grundstudium ein Schwerpunktstudium 

·· 'iff'"JEil~ "S'fti1f'~ ·:l!Eir 'Gt'liild- oder Hauptschule vor. Da
neben wil'd durch ein vertieftes Studium in einer 
Fächergruppe, insbesondere [n dem Wahlfach, den 
erhöhten Anforderungen vor allem der Hauptschule 
·Rechnung getragen. 

· ~ De:r°"Perscm.a1bedarr der Erziehungswfsscnschafllichen 
HochsChule wird steh orientieren an dem unter Punkt 
2 angefüht·ten Studiengang und Aufg8hf'nkah1log. 

Insbesondere das vertiefte Fachstudium erfordert eine 
stärkere Besetzung der einzelnen Abteilungen, als dies 
an den z. Z. bestehenden Pädagogischen Hnchi::d1ulen 
der Fall ist. Diese Verstärkung wird einmal durch die 
Konzi::P.ki~rnn,,g, c~r. Pädag()gischen Hochschulen er
reicht; w$rdf:t'ti ium anderen dttrch eine Umstrukturie
rung des Stellenpla nes, nicht zulet?.l im Sinne einer 
Vermehrung des cikadcmischen Mittelbaues und der 
meh'.rfachen Besetzung einzelner Lehrgebiete. 

l!<fe!~e!' Damen und Herren! Ich darf zum Schluß einen 
Zettpfon fcir ctfe notwendig werdenden Schritte ent
wickeln. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Vizepdsldc~t rir. Volker: 

Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Heri;-q, ~l?~~r~p..~te~ Dr. Skopp (SPD)? 

Kultusminister Dr. Vogel: 

Bitte! 

Abg. Dr. Skopp: 

:{ieq:. MJ.n.\~~~f, ,Sie ~i;>~acben von zwei Fakultäten, die 
kooperativ mit der Universität zusammeniuheiten sol
len. Jetzt schlagen Sie vor, daß Sie eine Erziehungs
wissenschaftliche Hochschule mit zwei Abteilungen in
stallieren wollen. Ich ven;tehe das nicht recht und 
würde Sie bitten, das noch einmal klar zu sagen. 
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Kultusminister Dr. Vogel: 

Herr Abgeordn,eter Dr. Skopp, in meinen längeren 
Ausführungen habe ich über verschiedenes gesprochen. 
kh habe mich eine gewisse Zeit dabei aufgehalten, daß 
ich die Bildung für den Grund- und Hauptschullehrer 
an einer Erziehungswissenschaftlichen Hochschule sehen 
möchte, die slch in zwei oder drei Abteilungen gliedern 
kann. 

(Abg. Fuchs: Sie brauchen nicht die ganze Rede 
zu wiederholen!) 

- Ich muß doch versuchen, das dem Fragenden deut
lich zu machen. Später habe ich dann davon gesprod1en, 
daß wir es uns nicht leisten können, angesichts der Abi
turientenlawine, die bevorsteht, dafür nicht Vorsorge 
zu treffen und habe vorgeschlagen, in zwei Städten 
des Landes zwei volle Hochschulfakultäten zu begrün
den, dle disloziert sein können. Man hat das in ande
ren Ländern sehr häufig, man hat auch in Deutschland 
Beispiele, daß es eine Universität gibt, Lt:!spielsweise 
Erlangen und Nürnberg, die liegt zum Teil in Erlangen, 
zum Teil in Nürnberg. In England hat man das sehr 
häufig, die alle zusammen akademische Organe haben 
und die darüber hinaus, wie übrigens alle wissenscha!t
lichen Anstalten des Landes, kooperativ untereinander 
verbunden sind, insbesondere mit der Mutter der wis
senscha!tlichcn Institution dieses Landes Rheinland
P!alz, nämlich der Universität Mainz. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.). 

Ich habe nur noch vor, einen Zeitplan zu entwickeln, 
insbesondere da Herr Abgeordneter Herrmann mich 
darauf so seht· angesprochen hal. Herr Herrmann, ich 
bin sehr gespannt, ob dieselben Argumente h eute nach
mittag, wenn über eine Reform gesprochen wird, die 
sich über Jahre hinauszieht, auch kommen, daß näm
lich wir so zögernd und langsam vorgingen in einer 
Sache, die allerdings erst fünf Monate ansteht. 

(Vereinzelter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Voraussetzung für alles Weitere ist - ich hoire, das ist 
klar geworden, auch wenn ich etwas zu rasch gesprochen 
habe -, daß wir die Verfassung ändern und die Ver
träge mit den Kirchen neu !assen. Gleichzeitig kann 
die Entscheidung über Zahl und Standorte der Abtei
lungen der Erzlehungswisscnschaftllchen Hochschule 
!allen. Wir können dann die bestehenden Pädagogischen 
Hochschulen umgehend auflösen, und zwar alle, auch 
diejenigen, die Standorte einer Abteilung werden sol
len ; im gleichen Augenblick können wir die zwei oder 
drei neuen Abteilungen der Erziehungswissenschaft
llchen Hochschule begründen, die notwendigen Verset
zungen und Berufungen vornehmen und die neue 
Studien- und Prilfungsordnung einführen. Denn ich bin 
im Gegensatz zu den Ausführungen von vorhin der 
Meinung, daß wir sehr wohl eine schlagartige Um
strukturierung erwarten und daß eigentlich nichts da
gegen spricht, sie auch an einem Tage vorzunehmen. 
Dies alles sollte unverzüglich geschehen, noch in die
sem Winter, damit wir im nächsten Sommer den Stu
denten bereits sagen können, wo sie sich einschreiben 
sollen. Dabei sollten wir so vorgehen, daß zumindest 
die jüngeren Semester, die heute bereits die Pädagogi
sche Hochschule besuchen, noch in den Genuß verän
derter Studienbedingungen kommen. Wenn wir die 
Pädagogischen Hochschulen schließen, sollten wir aber 
den bctro!!encn Städten auch bereits verbindliche Aus
kun!t geben können, was für sie weiter vorgesehen 

isl Gleichzeitig sollte in diesem Hohen Hause im 
Jahre 1969 die Beratung des Hochschulgesetzes begin
nen, um alsbald der neuen Erziehungswissenscha!l
lichen Hochschule, der Landesuniversität, aber auch 
den anderen wissenscha!Uichcn Ausbildungsstätten, 
eine zeitgemäße neue Ordnung zu geben. 

Meine Damen und Herren! Ich brauche nicht zu be
tonen, daß damit viel A1·bcit und viele wichtige Ent
scheidungen verbunden sind. Dennoch meine ich, wer
den sie jetzt leichter sein, als wenn wir sie weiter an
stehen lassen. Ich meine, wir sollten über die ange~ 
schnittenen Fragen in eine intensive Diskussion ein
treten. 

(Bei!all bei den Regierungsparteien.) 

Vizeprltsldent Dr. Völker : 

Meine Damen und Herren! Wir unterbrechen jetzt die 
Sitzung bis 13.45 Uhr. Mit Rücksicht auf den Umfang 
der weiteren Tagesordnung bitte ich Sie,- sich möglichst 
pünktltch wieder hier im Sitzungssaale ciniufinden. 

U n t e r b r e c h u n g de r S l t zu n g : 12.45 Uhr. 

Wied erbe ginn der S ! t zu n g : 13.56 Uhr. 

Präsident Van Volxcm: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Wir sind bei der Be
sprechung der Punkte 2, 3 a und 3 b der Tagesordnung. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Fuchs (SPD). 

Abg.Fuchs: 

Herr Präsident! Meine Damen und He rren! Die kurL
fristige Mittagspause hat o!Iensichtlich nicht ausgereicht, 
um alles wieder an Bord zu bringen. Aber ich glaube, es 
ist trotzdem notwendig, zu einigen Punkten der Dis
kussion von heute vormittag und den Ausführungen 
des Herrn Kultusministers etwas zu sagen. Idl will 
mich dabei beschränken au! e inige nach meiner An
sicht wesentliche Punkte. 

Zunächst !reut es mich, daß der Herr Kollege Mohr 
hier klar festgestellt hat, daß nach den bestehenden 
Meinungen der F achleute die Ausbildung innerhalb der 
Universität für alle Lehrer ein gangbarer Weg ist. Wir 
Sozialdemokraten meinen, daß das der Wer. für die_ 
Zukunft sein wird. Deshalb sagen wir: Machen wir 
diesen Schritt jetzt gleich, damit wir uns nicht wieder 
in drei oder vier Jahren irgendwo anhängen müssen. 
Das ist unser Argument, warum wir uns entscllieden 
haben für diese Möglichkeit der Ausbildung aller Leh
rer innerhalb der Universität. 

Nun bin ich zitiert worden. Das ist immer eine hohe 
Anerkennung für geistige Leistungen, so nehme ich das 
an. Die sozialdemokratische Fraktion in diesem Hause 
hat immer sowohl für unsere Schulen wie für unsere 
Lehrerbildung die gemeinsame Ausbildung und Bil
dung zu allen Zeiten und zu jedem Zeitpunkt gefordert. 
Wir haben auch 1964 die simultane Lehrerausbildung 
und die Änderung des Artikels 36 in diesem Hause 
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vci·Jangt. Das ist nicht das erste Mal, daß wir das hier 
7.U!' Deb<il.\•• :;;tdlen. Nachdem das aber von Ihnen da
mals abgdchnt worden und damit keine Anderung des 
Artikds :36 in dieser weitgehenden Form möglich war, 
habC'n wir Sor.ialdemokraten gefordert: Dann müssen 
wir \\'Pni.gst.Pns auf dieser verfassungsrechtlichen 
Grundlag<'. die wir so ni<'ht wollten, eine Beschränkung 
der Zahl d<'r Pädagogischen Hochschulen erreichen, da-
111it wir wenil/.Stens zwei oder drei leistungsfähige Päd
;;gogische Hochschulen haben. 

Und da blieb nur die Konsequenz - auf der Grundlage 
die~1· VerfassungsbesHmmungen, die wir nicht zu ver-
1.rt>l.en h<1Hen - der Forderung nach einer simultanen, 
f'iner katholi~chen und einer evangelischen Pädagogi
:when Hochschule - nicht, weil das die Zielvorstellung 
od'.'r die politische Idealvorstellung der Sozialdemo
l<r>1ti>n gf!Wcsen wäre. sondern weil es das Maximale 
tle;;s('n w:.1r, was auf Grund der damaligen Verfassungs
lw~timmungen möglich und erreichbar war. Das ist 
ganz klar; ich wollte das hier nur noch einmal sehr 
<leut lieh herR11sst.ellen. 

<Beifall der SPD.) 

E.:; frl;!uL mich, daß der Herr Kultusminister einige Ge
ctankcngänge, die auch in unserer Stellungnahme zum 
Au~druck gekommen sind, mit in seinem Repertoire 
hat. Die Frage dieser Fakultäten, einer geisteswissen
schaftlich<'n - wie ich sie angesprochen habe - und einer 
1ncithemathisch-naturwissenschaftlichen - ich habe von 
der Grundlage zur Entwicldung einer Technischen 
Hodl„chul" gesprochen -, wird man sicher ernst prüfen 
müs~en, das heißt, in welcher rechtlichen Form diese 
Faku ltiHen e-ntstehf'n sollen und in welcher Verbin
dung sie zur Universität Mainz sein sollen. Wir von 
1m,.: <lHI" w.,.i·rlen diese Entwicklung unterstützen, weil 
~il' aLwh von um• hl'rei1~ vor Wochen befürwortet wor
dPn ist. 

Nun. Herr Minister. Sie haben gemeint, es wäre eine 
Diskrepanz r.wischen unserem Antrag zu Artikel 36 und 
der Groli€'n Anfrage über die derzeitige Situation an 
d<>n Piidagogischen Hochschulen. 

(Kultnio<minister Dr. Vogel: In der Begründung!) 

Nt>in. zu unserer Großen Anfrage über die jetzige Si
tu~l ion <lPr heutigen Pädagogischen Hochschulen liegt 
p.,Hr k<>inf' Diskrepan:i: vor. Denn, meine Damen und 
lfrrren, ~ines ist auch g<mz sicher: Bis zur Verwirkli
chung neuer Schritte kann man die jetzigen Pädagogi
~chf'n H'1ch;:chulen nicht „schmorl'n lassen~, sondern da 
muH man auch die eine oder andere Sofortmaßnahme 
t>rgrell'en, um die Ausbildung an den gegenwärtig be
i,lc>h('nden Pädagogischen Hochschulen einigermaßen 
vernünftig unter den heutigen Gesic..l'!.tspunktE>n zu er
möglichen. Dieses Zwiscl;lenstadium darf tmserer Mei
nung nach nicht lange dauern. Herr Minister, Sie haben 
zw<:ir g~<:tg:t, seit fünf Monaten sei das Thema ja erst 
sn riehtig in der Diskussion, und deshalb hätten Sie 
eigentlich schnell gearbeitet; aber ich nehme an, Sie 
wollten damit einen kleinen pfälzischen Witz oder, sa
;!;l·n wi!', !:'in kle>ine~ pfälzisches Bonmot hier anbringen 
- das i::<t wohlwollE"nd gemeint -, denn d.ie Frage der 
Ldirerbildung ist doch nkht erst seit fünf Monaten 
;lkludl odE>r <'lkut. sondern sie ist dies seit Jahren, eben
so wie die Einführung der Hauptschule mindestens seit 
dem Hamburger Abkommen eine aktuelle Frage ist. 

(Beifall der SPD.) 

Iosotern. k,a.t;uJ, man nicht so tun, als wäre das plötzlich 
un4 überraschend wie aus heiterem Himmel auf uns 
zugekommen. 

Es freut mich auch, daß wir übereinstimmen wegen der 
Notwendigkeit der .Änderung des Artikels 36 und daß 
der Antrag der SPD-Fraktion hiet· also offensichtlich 
weitgehende Unterstützung findet. Wir meinen auch, 
daß wir schnell handeln sollten. Im Grunde genommen 
wäre die SPD-Fra).üion bereit, die drei Lesungen über 
die Änderung des Artik('ls 36 noch heute durchzufüh
ren; so schnell zu handeln wären wir an sich bereit. 
Wir sind also jederzeit willens, die notwendigen Ent
scheidungen über Artikel 36 der Landesverfassung her
beizu!ühren. 

Nwi..„Rwr :ili7;~~t~. ich bedauere eigentlich ein klein 
wenig;· "däß '"§i!'! ·heute in Ihrer Konzeption nicht den 
Dm·chbru& gefunqen haben zu dem wirklich g!'oßen 
&hdtt moderner Lehrel'bildung. Das, was Sie vorgetra
gen haben, .sind kleine Schritte, die auf halbem Wege 
enden. Wir bedauern das. Es bleiben dabei viele 
Fra~en offen: Status der Studenten, der Dn7.enten, Do
zentenauswahl und viele iindere Fnig~·n, rlie im Aus
schuß sehr sorgfältig geprüft ·werden müssen. 

Sie haben auch angekündigt ein pädagogisches Diplom 
am Ende dieser Erziehungswis.senschaftlichen Hoch
schule, aber nichts darüber ausgesagt, was denn ein sol
ches Diplom in der Praxis tatsächlich bedeutet; denn nur 
ein Diplom auszuhändigen, ohne zu wissen, was das 
beinlwlt~Lu~!i . ..yelche. RE;;cbte dieses Diplom mit sich 
bt:i!:l.gi, ist, fW,de ich, .sehr theoretisch. Ich hoffe, daß es 
nicht eine ähnlich theoretische Konstruktion ist wie die 
Berufsreife bei der Hauptschule, von der wir heute 
schon wissen, daß sie in der praktischen Entwicklung 
der Hauptschule kaum verwendbar sein wird. 

Dann haben Sie angekündigt, daß eine private Hoch
schule im Bereich der Lehrerbildung ermöglicht werden 
solle. Sie haben dabei auch von staatlichen Subventio
nen gesprochen. Nun, ich will mil.:h hier nicht länger: 
auslassen über die Frage, ob auch eine kon!es::;ionelle 
Hochschule ihre wissenschaftliche Aufgabe erfüllen 
kann; das ~ann durchaus der Fall sein. Nur, meine 
Damen und Herren, ich muß hier ganz schwere Beden
ken aumelden, ob es richtig ist, zum ersten Mal im 
deutschen Hochschulbereich 

(Kult.uRmini~ter Dr. Vogel: Nee!) 

die private Hochschule mit sfa~tlicher Subvention in 
dieser Form zu ermöglichen. 

(Abg. Völker rzu Kultusminister Dr. Vogel]: Das 
haben Sie gesagt!) 

Das, meine Damen und Herren, kann zu schwerwiegen
den Konsequer1zen im C~samtbereich. der deutschen 
Hochschulen führen. Wir So?.ialdemokra1.l'n jedenfalls 
werden diese Frage seht· ernst überpt·üfen. Wir werden 
nai:h meiner persönlichen Meinung keinen Schritt mit
machen, der den Anfang einer Aufweichung des deut-

„ schen Hochschulwesens im Sinne der Schaffung staat
lich subventionierter privater Hochschulen bedeuten 
würde. 

(Beifall bei der SPD. - Widerspruch bei der CDU.) 

- Ja, meine Damen und Herren, wenn ein solch erster 
Schritt hier getan wird, muß man genau abwägen: 
Welche Konsequem:en hal das generell im Gesamtbe
reich des deutschen Hochschulwesens·~ Jedenfalls, nach 
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(P'uchs) 

bisherigem deutschen Denken von der Hochschule wäre 
das ein Bruch mit unserer Tradition; und wir waren 
uns ja Immer einig - -

(Erneuter Widerspruch bei der CDU. - Abg. Lan
ges: Das macht doch nichts! Tradition, was soll 

das?) 

- Tradition brauchen wir auch! Nur, meine Damen und 
Herren von der CDU, Sie können nicht dann Tradition 
abwerten wollen, wenn es gerade in Ihr Konzept paßt, 

(Abg. Langes: Nein, das wollen wir gar nicht!) 

sondern diese Frage muß man sehr ernst und sehr ge
nau überprüfen. 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Herren. Das, 
was diese Konzeption, die der Herr Kultusminister vor
getragen hat, weiterhin beinhaltet, bedeutet die völlig 
getrennte Ausbildung der Lehrer an Grund- und Haupt
schulen au! der einen und der r,ehrer an den übrigen 
Schulen auf der anderen Seite. Hier wird kein Schritt 
getan zu1· gemeinsamen Ausbildung der Lehrer aller 
Schulformen. Insoweit müssen wir eben!alls Bedenken 
anmelden, weil wir befürchten, daß durch diese Form 
des Vorgehens die Klassifizierung zwischen den Leh
rern auch in Zukunft nicht beseitigt wird. Und was Sie 
vor allen Dingen nicht erreichen, ist die Austauschbar
keit zwlsd1en den \•crschiedenen Schulen. 

•Insgesamt bleiben es kleine Schritte. Wir Sozialdemo
kraten hoffon, bei den Ausschußbel'atungen noch so viel 
an Fortentwicklung erreichen zu können, daß wir das, 
was dann endgültig beschlossen wird, auch für die Zu
kunft :t.u verantworten vermögen. 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat der Herr Kultusminister. 

Kultusminister Dr. Vogel : 

Hcl'r Präsident! Meine Damen und Herren! kh werte 
diese nachmittägliche Diskussion nur als ersten Einstieg 
in die auch von Ihnen, Herr Abgeordneter Fuchs, an
gekündigten Ausschußberatungen, die dann longe et 
late uns die Dinge, die uns am Herzen liegen, beraten 
lassen. Aber lassen Sie mich aus dem Stegreif ein paar 
Groankcn doch gleich äußern. 

Bezüglich der Schritte kann man natürlich darüber 
streiten, ob sie klein oder groß genug sind. kh selbst 
als Bergsteiger mache die Schritte immer so, daß ich 
weiß, daß ich beim nächsten SchJ:itt sicheren Halt finde; 
und das würde ich gerne auch·hier anwenden. 

(Beifall der CDU.) 

Ob damit der Durchbruch zur wirklich großen Konzep
tion, von der gesprochen wurde, erleichtert oder er
schwert wird, das wird diskutiert werden müssen. 

Wir müssen aber auch prüfen, ob sich die universitäre 
Lösunl"( in Hessen bewährt hat. Vor allem müssen wir 

mnächst prüfen, welcher Unterschied noch zwischen 
Ihrer, Herr Abgeordnete1· Fuchs, und der von mlr vor
getragenen. Meinung der Landesregierung besteht. Ich 
sprach von einer Zusammenfassung in einem Hoch
schulgesetz und einer Kooperation aller wissenschaft
lichen Anstalten. Sie sprachen zwar von einer Integra
~ion in die Universität., haben aber dann entgegen mei
nen Befürchtungen, ich sage Ihnen das ganz offen, da
von gesprochen, daß dies gar nicht in Mainz geschehen 
müsse, sondern draußen an anderen Orten geschehen 
könne. Wir müssen erst einmal sorgfältig prüfen, was 
dann noch an unseren beiden Vorstellungen unter
schiedlich ist; es sei denn, Sie wollen unserem kran
ken Patienten „Universität", der schon mit seiner jet
zigen Aufgabe nicht fertig wird, noch eine zusätzliche 
Aufgabe geben, die - abgesehen von gewissen Verbes
serungen an der Pädagogischen Hochschule, von denen 
ich sprach - in der Vergangenheit zur vollen Zu!rie
denheit gelöst wurde. Ich meine, daß man über diese 
Unterschiede sprechen muß. 

Dann sagten Sie, ich hätte das pädagogische Diplom 
nicht interpretiert, und haben die Gelegenheit noch ein
mal zu einem Diskussionsbeitrag übe1· die Beru!srei!e 
genutzt. Herr Abgeordneter Fuchs, über die Berufsreife 
lassen Sie uns einmal in drei Jahren sprechen. Dann 
wollen wir prüfen, ob Ihre Aussage nach dem Protokoll 
der heutigen Landtagssitzung oder meine Aussage zu
tri!!t, daß es nämlich eine Selbstverständlichkeit sein 
wird, daß auch die Hauptschule ebenso wie die Real
schule und das Gymnasium einen Abschluß hat und 
benötigt. 

Warum jedoch soll ich das Diplom erklären? Ich gehe 
von der .l\nnahme aus, daß jeder hier im Saale weiß, 
was ein volkswirtschaftliches Diplom ist und was man 
damit machen kann, daß jeder weiß, was ein Diplom 
der Hochschule nämlich ein Hochschul-Examen, dar
stellt und daß man dies genauso wie an der Universi
tät in den Fächern, in denen eine Notwendigkeit dafür 
besteht, an der Erziehungswissenschaftlich.en Hochscllule 
erwerben kann. In anderen Fächern haben wir die 
Magisterprüfung .als Äquivalent und in anderen wie
derum haben wir staatliche Abschlußprüfungen. Dieses· 
Diplom kann man gemeinl11n nach der deutschen Uni
versitätstradition als pädagogisches Diplom, als Uni
versitätsdiplom, bezeichnen. 

Präs!dent Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord:.. 
neten Fuchs (SPD)? ' 

Kultusminister Dr. Vo~cl: 

Bitte! 

Abg. Fuchs: 

Herr Minister, ist der Inhaber eines pädagogischen Di
ploms berechtigt, auch an anderen Schulen zu unter
richten? 
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Kultusminlste.r Dr. Vogel: 

Das pädagogische Diplom ist, wie jedes Diplom, im Un
lei·.schied 7.Um Staatsexamen keine staatliche Prüfung 
unrl Berechtigung, sondern eine Hochschulprüfung und 
-b<'r<'ch tigung. 

(Beifall bei der CDU.) 

F.:!' gehört also, meine Damen und Herren, in den Be
reich von Promotion, Habilita1ion, Magister- und an
cier<'n wissenschaftlichen Prüfungsqualifikationen und 
nicht in den Bereich der staatlichen Prüfungen, wozu 
Abitur und auch das Staatsexamen für das Lehramt 
usw. gehiiren. 

tch habl'.'! hier die Gelegenheit, zu einem weiteren Punkt 
t>ine vol"läuflge Anmerkung zu machen, und das ist der 
Ben•ich der privaten Hochschulen. Ich will jetzt nicht 
di<' Zweckm~ßigkeit und die Berechtigung, diese im 
Bereid1 der Erz.iehungswissenschaftlichen Hochschulen 
in Bheinland-Pfalz einzuführen, zw· Diskussion stellen; 
hierüber muß ausfüh1-licher diskutiert werden. Nur muß 
d~·m Hofort widersprochen w erden, daß es das in der 
<lt>U IS<'hen Hochschultradition nicht gegeben hätte und 
ni~h\. ..:iihl". Meine Damen und Herren, es gibt private 
r:n.h>hun~swissenschaftliche Hoehschulen in der Bun
desrepublik; es gibt seit eh wid je eine wissensc:haft
sclrn.ftlicti voll anerkannte private Hochsd1.ule im Lande 
Rheinland-Pfalz, nämlich die Theologische Hochschule in 
Tl'ie1-. Sie ist voll anerkannt in der Rektorenkonferem: 
vt>r t r~üm, und die dort abgelegten Examina und Di
plome we!'den von niemandem bestritten. Es gibt in 
Frankfu1·t und in vielen anderen Städten private Hoc.h-
sdwlen. Ob ma n dies von der Ausbildungsaufgabe ht?r 
wilL darüber müssen wir natürlich diskutieren; _aber 
daU es neu itl der deutschen Hochschultradition sei, 
:stimmt nun meines Erachtens in der Tat nicht. 

(7.uruf d er Abg. Frau Kölsch.) 

- kh kann leider n icht darau! antworten, Frau Kolle
gin. weil ich Sie nicht verstanden habe. 

D1inn kam die Frage der Trennung der Ausbildung. 
Ht>t'!' Abgeordneter Fuchs, ich möchte gerade den Schritt 
zur gemeinsamen LehrerbildUng im Rahmen der Vor
st<>llungen, wie sie beispielsweise ein Mann wie Robln
~ohn f'ntwi<'kel t hat, tw1. Und ich möchte dazu, wenn das 
Hohf' Haus zustimmt, die Voraussetzungen eines Ver
~uC'h:{ - ich sprach vom Hochschulversuch - setzen. Aber 
<rn<·h HPrr Robinsohn, der das einschlägige Konzept cnt
wi•:kPlt h::it, i!>t. an uns Kultusminister mit der Bitte 
herangetreten, dies im Versuch 7.U machen, und nicht 
mil der Aufforderung, dies von einem au! den anderen 
Tag verp11ichtPnc'I an allen Ani:;t<1lten vorzunehmen. Und 
<laher vorhin meine wohlbedachte Bemerkung, daß man 
eilwn t<1>lchen Versuch in der Tat im Lande Rheinland
Pfalz machen sollte, zumai dies dann zurn erstenmal 
in der Bundesrepublik geschieht. 

ll.bs<'hliellend möchte ich die Frage beantworten, wie 
ra-;c:h wir dies verwirklichen können. Wenn wir heute 
kdne drei Lesungen abhalten können - ich will nicht 
in den Pla n des Hohen Hauses eingreifen -, dann auch 
iiPsweg1:>n. weil uns Verträge binden, die kurzfristig und 
l>a!<i geändert werden können; der Respekt vor diesen 
Ve>rträgen verlangt es jedoch, daß man dazu die not
wendige Zeit zwischen den Lesungen vergehen läßt. 

8it- halwn dann den pfäh~ischen Witz - eigen tlich war 
t~.s ein Kompliment, das Sie mir damit gemacht haben, 
Herr Fuchs - -

(Abg. Fuchs: Wir gehören doch hier zusammen in 
einem Regierungsbezirk, Herr Minister!) 

ol•:• : •!::, ; •:!',,•,, ' II 1 

- Ja, ja, wir gehören noch in ganz anderen Beziehungen 
jet1.t zusammen. 

(Heiterhit bei der CDU.) 

He1'l" Fuchs, nur ein~. kh ciarf Ihnen noch einmal ins 
Gedäi:htnis zw-ückrufen: Das erste Land, das die Haupt
schule einführte und dafür ein Gesetz verabschiedete -
dies ist heute früh bei den klagenden und auch ankla
genden Worten des Herrn Abgeordneten Herrmann so 
etwas verge:isen worden -, war das Land Rhein land
Pfalz. u.o.d wir brauchen uns hier keine Vorwürfe zu 
machen. 

(Beifall der CDU.) 

Schließlich wird die F1·age der Grundlage e iner Tech
nischen Hochschule diskutiert werden müssen. Herr 
Abgeordneter Fuchs, ich hoffe auch hier, daß die aus
führhche Diskussion zeigt, daß die Unte1·schiede gar 
nicht so groß sind. Es geht mir nur darum, daß wir das 
Notwendigste zuerst tun, und das sind in erster Linie 
die Mathematik und die Naturwissenschaften, nicht so 
sehr d ie Disziplinen der Technisc.hen Hochschule. Hier
über kann sicherlich noch fachkundig gesproc:he11 wer
den. 

Noch ein Wort :r.u dem Hinweis auf die Gefahr·, da ß die 
Hauptschule wegen der mangelnden Vol'aussetzungen 
von Anfang an diskreditiert werde. Dies haben Sie, 
Herr Abgeordneter Fuchs, und dies hat auch der Herr 
Abgeordnete Herrmann angeschnitten. Ich mö(;hlc noch 
einmal sagen: Wir stellen njcht hinterher fest, daß noch 
einiges dazu fehlt, um dies überall im Lande getan zu 
haben, sondern wir haben im vorhinein in aller Dcut-

. I . lichkelt gesagt, daß diese Hauptsehule im Gesetz zu 
beschließen und sie prauUcn in jeder Gemeinde zu ver
wil'RlTCiieri;··z:wei Paa l' Stiefel sind und daß es eintgc Zeit 
dauern wird, bis das voHzogen ist. Wir können uns jelz.t 
·nicht b is zum Tage des endgültigen Vollzugs vorwerfen 
lassen, daß wir hier' etwas elngerichtPt hätten, was noch 
nicht verwirklicht sei. Es ist ein Schritt auf die :lukunft 
hin gewesen; dies haben wlr vorhe1· gesagt und müssen 
es auc:h jetzt bestehen lassen. Meine Befü rc.h tung, daß 
die Hauptschule diskreditiert wird, rührt nicht daher, 
daß wir sie noch ä.icht überall haben, sonde-rn daher, 
daß man sie von Anfang an mit der Musik begleitet, 

"sie 'köririe ja gar nicht gelingen, wen sie nicht über die 
notwendige Ausstattung verfüge. Wenn diese Musik als 
Begleitprogramm gesendet wird, müssen wir hiergegen 
etwas sagen. Ich meine jedoeh, daß wir mit dieser Mu
sik die Aufgabe, die wir uns gestellt haben, in Gefahr biiöiien·:„ .„ ... „„„ .. ····· · · · · 

Nun noch ein Letztes. Nirgendwo in diesem Lande ha
ben \_11ir einen Lehrer eln~r Schulart über, den wir nicht 
dort einsetzen 'Wilrden, wo Mang(.!l besteht. Ich habe 
mich ledigl!c.h dagegen gewehrt, jetzt der Volksschule 
Lehrkräfte zu entziehen und ans Gymnasium zu geben, 
wo wir sie für das ~lingen der Hauptschule an der 
Hauptschule tatsächlich brauchen. Man kann aber nicht 
~a~en1. ~~ß. ".l'.i;!" wegen Schranken, die da bestünden, uns 
ni9t.t.„~~g".~~.~~~~~~ .. a~stauschen will'dcn. Wir tun das· bei 
den Einga.ngssfofen und 'bei allen gemeinsamen Pro
jekten ohnehin und werden das auch weiter tun. Es ist 
selbstverständlich, wenn dort ein Lehrer übr ig ist, \Vird 
er dort verwandt, wo das notwendig ist. 

(Glocke d~s Präsidenten. - Abg. Frau Kölsch: Herr 
leul'ti.1srriinister, ~~-.. ~t~~~?! Sie sidi. in der P raxis 
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den Austausch vor, wenn ein Lehrer der seitheri
gen Volksschulausbildung in der Oberstufe des 
Gymnasiums etwa in den Naturwissenschaften 

unterrichten soll?) 

- Verehrte gnädige Frau! Es wird nie möglich sein, alle 
Lehrer so auszubilden, daß sie in der Oberstufe des 
Gymnasiums Mathematikunterricht geben körinen. Ich 
hielte das auch für erheblich zu teuer. Das will ich gar 
nicht, sondern was ich will - - . 

(Abg. Frau Kölsch: Die Antwort genügt mir nicht!) 

- Dann !ragen Sie erneut! 

(Abg. Frau Kölsch: Ich slelle die Frage, wie Sie 
einen Volksschullehrer der seitherigen Volks
schullehrerausbildung im Gymnasium verwenden 

wollen!) 

- Das will ich sehr wohl! Ich möchte zunächst sagen, 
daß ich ihn 

1. im Rahmen seiner Fählgkciten, dann wenn er an der 
Volksschule überzählig ist, am Gymnasium aber drin
gend gebraucht wird, durchaus in den Unterklassen 
verwenden kann. 

An jeder gemeinsamen Eingangsstufe wil·ken - wo wir 
sie haben - heute schon der. Hauptschullehrer, der Real
schullehrer und der Gymnasiallehrer zusammen. 

2. Können Sie nicht den Kultusmini.Ster des 22. Oktober 
1968 verp!lichten, Vorsorge zu tre!!en, daß der im 
Jahre 1930 ausgeb1ldele Lehrer heute in allen Schul
arten einsetzbar ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können uns darüber unterhalten - das haben wir 
ja bereits begonnen -, wie man ihn durch Weiterbil
dung stärker befähigen kann, das zu tun, und deshalb 
möchte ich sagen: Verlängert nicht die Grundausbil
dung, sondern nehmt Zeit, damit wir nach einer ge
wissen Berufatätigkeit weiter- und fortbilden können. -
Aber ich muß noch einmal sagen: Wenn die Entwick
lung im kultut·- und bildungspolitischen Bereich So 
rasch voranschreitet, wie sie das gegenwärtig tut, und 
wenn wir bereit sind, ihr ins Auge zu sehen und das 
Notwendige zu tun, dann müssen wir andererseits 
ablehnen, uns für alles prügeln zu lassen, was Ln den 
vergangenen drei oder vier Jahrzehnten anders ent
wickelt worden ist als es heute paßt. - Dann müssen 
wir sagen, daß es auch hier die Voraussetzungen zur 
Umstellung zu scharren gilt, daß wir aber zu messen 
sind an der Bereitschaft der Weiterentwicklung und 
nicht w messen sind an der Stimmigkeit mit dem Sy
stem von vorgestern; denn dadurch würden Sie uns ja 
nur drängen und veranlassen, keine Reform einzulei
ten, damit solche Spannungen nicht entstehen. Täu
sche n wir uns nicht. Die Lehrer, die wir im Jahre 1969 
an der Erziehungswissenscha!tlicfJ.en Hochschule auszu
bilden beginnen, werden im Jahre 2009 auch Schwierig
keiten haben, mit den dann notwendigen Gegebenheiten 
fertigzuwerden. Das ist eine Schwierigkeit, die wir mit 
cinbe:dehen müssen, die aber nicht 1m der Gutwillig
keit oder Böswilligkeit einer Landlagsmehrheit oder 
einer Landesregierung liegt. 

Auch ich möchte nicht mit diesen Sätzen, sondern mit 
dem Wunsche schließen, daß wir alsbald das B egonnene 
in der intensiven Diskussion Im Ausschuß fortsetzen 
können. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Prlsident \'an Vol.xem: 

Das Wort hiit der Herr Abgeordnete Hilf (CDU). 

Abg. Hilf: 

Herr P1·äsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte ____ _ 
die DebaUe, ffiit Rücksicht au! die weitere Tagesord-
nung, nichE fortsetzen, obwohl hier noch viel zu sagen 
wäre. Ich wollte nur im Auftrag der CDU-Fraktion den 
Antrag stellen, daß wir. unsere Große Anfrage, auch im 
Einvernehmen mit der FDP, dem Kulturpolitischen 
Ausschuß als Material 'überweisen, weil diese Dybatte 
dort fortgesetzt w erden muß, um die schwierigen Fra-
gen, zum Beispiel der Standorte usw„ zu lösen. Ferner 
möchte ich im Namen der CDU-Fraktion bitten, daß die 
Landesregierung, besonders der Herr Kultusminister, 
sofort mit den vorbereitenden übcrlegungen und Ge
sprächen beginnen, die lür die Lösung der Standort-
frage der Fakultäten von Wichtigkeit sind, und dann 
dem Kulturpolitischen Ausschuß darüber zu b erichten. 
Wir denken hier besonders an die Standorte Trier und 
Kaiserslautern. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident \'an Volxem: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Be- _ 
sprechung ist geschlossen. Es wird zu Punkt 2 vorge
schlagen, die Drucksache VL'815 dem Kulturpolitischen 

·. Ausschuß und dem Rechtsausschuß zu überweisen. - Sie 
sind damit einverstanden. -

Ferner wird zu Punkt 3 a) und b) vorgeschlagen, die 
beiden Großen Anfragen Drucksachen VI/683/870 dem 
Kulturpolitischen Ausschuß als Material zu überweisen. 
- Damit sind Sie einverstanden. 

Ich rufe au! den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Mitteilung des Präsidenten betr. Durchführung 
des Lastenausgleichsgesetzes; hier: Nachwahl von 
Beisitzern für den Beschwerdeausschuß l\lainz des 

Lastenausgleichsamtes 

- Drucksache VI/831 -

Hierzu liegen mir keine Wahlvorschläge vor. 

Ich i·uit:: Punkt 5 der Tagesordnung au!: 

Erste Beratu.oe- eines Landesgesetzes zur Austilh
rung des Gesetzes zu Artlkel 10 GG 

- Drucksache VI/862 -

Diese Vorlage wird nicht begründet. - Ich eröffne die 
Besprechung. - Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
May (NPD). 

Abg. May: 

Herr Präsident! Meine Damen· und Herren! Dem Hohen 
Hause wird Wer der Entwurf eines Landesgesetzes z.ur 
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Au~iührung des Gesetzes zu Artikel 10 GG vorgelegt. 
Dieses Ges<.>tz hat lfüt dts seinen Niederschlag gefunden 
in dem Grundgeset7., und wir wissen. daß dort eine 
gan7. ent;wht!idende Beschränltung der . verfassungsmä
ßig garantierten Grundrechte vorgesehen sind. In dic
:-;(•m wird !ll!':o das Briefgeheimnis, das Fernmeldege
heimnis und das Postgeheimnis stark eingeengt, und 
j<.'Cler W ('iU. daß darüber im Bundestag, man kann sa
gen leidenschii ftlich, diskutiert und beraten worden ist. 
Der hier vorliegende Entwurf ist im Wortlaut dem Bun
desgesetz angeglichen. Viras auffällt, Ist, daß hier zwei 
ganz entsd1eidende Passagen weggefallen sind. Es heißt 
hier in § 3 Abs. 2: „(2) Die Kommission besteht aus 
d em Vorsil~.e.J1den und zwei Beisitzern. Die Mitglieder 
der Kommission sind in ihrer Amtsführung unab
hän!!Üg und Weisungen nicht unterworfen ... " 

Beim Vergleich der Voi:lage und mii dem Gesetz 
des Bund~tages fällt hier auf, daß es dort heißt: „Die 
l{()mrnission besteht aus de!ll Vorsit7.enden, der die 
Befiihigung :r.um Richteramt besit:t.en muß, und zwei 
B<.'isit:i:ern:· 

Mt>ine D<1mPn und Herren! Das ist eine ganz entschei
dende Pas1<age, eine ganz entscheidende Stelle, und wir 
l>i lit>n, d;il~ sie auch hier unter allen Umständen in 
uns~rem Gesetzentwur! in Rheinland-Pfalz festgehalten 
wil'n . 

Wt>i!l~l"hin ist eine Bestimmung weggefallen. Es heißt 
hier in der Begründung zu § 3 Abs. 2: „Ein weiteres 
Gremium, wie es für den Bund in§ 9 Abs. 1 G 10 vor
gesehen ii;t, ist angeskhts der wenigen Fälle, die für 
den 7,usländigkeit.sbereich des Landes voraussichtlich 
:1.1 1 t>rwarten sind. entbehrlich." 

Dieser P11rngraph, der hier entfallen soll, heißt im Bun
d<•sg1•s<'lz: .,Der nach i$ 5 für die Anordnung von Be
~chränkun~smaßnahmen zuständige Bundesminister 
unterrichtet in Abständen von höchstens se chs Mona
'''fl ein Gremium, das aus fünf vom Bundestag be
slirmnt~n Abg~ordneten besteht, über die Durchfüh
rung dieses Geselzes.u 

Anetlog müßte es also bei uns heiilen, daß hier fünf 
Landt.ags!\l.lgPordnete mit in diese Kommission berufen 
w1:rd<:'n. denen da nn halbjährlich Bericht zu «;?rstatten 
ist. 

Mein!" st,hr ver~llrten Damen und Herren! Wir be
daut>m außerordentlich, daß diese ent~cheidenden Ab
•.•:Pichnng.:-n nicht sofort von allen Fraktionen erkannt 
bzw. zurückgewiesen wurden. Ginge das Gesetz nach 
dle~em Entwurf durch, wäre damit der Willkür Tür 
und Tor ~efürnct. 

ln einem Rechtsstaat sollten solche Gesetze unmög
lich SE>in. Wir Nationaldemokraten werden uus mit al
lr.-n 11ns 7.ustehcndcn rechtlichen Mitteln gegen die Ver
<clJM„'11iedung eines solchen Gesetzes zur Wehr setzen. 
kh miid1tP ;:il!e Fraktionen bitten, bei der weiteren Be
ratung der Vorlage sich mit dafür einzusetz1m, daß 
hier ein Gest-tz ver-.i.bschied<'t wird, in dem diese zwei 
St.e\len, die im Bundestag bewußt eingc-baut worden 
:sind als Sicherungsklauseln, damit hier das Recht nicht 
gebuj{en uud willkürlich verlet7.t werden kann, auch 
bei uns mit einbezogen werden. 

(Beifall der NPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
sdllicße die BespreC'hung. Es wird lhnen vorgeschlagen, 
die Drucksadle VI/862 dem Rech tsausR"huß zu über
weisen. - Damit sind Sie eiuver~tanden. 

(Zuruf von der SPD: Eine Gegenstimme!) 

- Bei einer Gegenstimme ist. die Uberweisung an den 
Rechtsausschuß beschloss~n. 

Ich rufe au! Punkt G der Tagesordnung: 

Erste Beratnng eines Urantrages der Frakttonen 
der CDU, SPD und FDP bt-treff~nd F.ntwurf eines 
Fünften Landesgesetzes über die Verwa!t.ungs-

verefnCachung im L~nde Rheinland-Pfalz 

- Drucksache VI.1853 -

Das Wort hat der Hen- Abg.:urdnete Dr. Storch (FDP). 

Abg. Dr. Storch: 

Herr Präsident! Meine Damen und He rren! Id1 habe 
die Ehre, im Namen der drei Landtagsfraktionen eine 
gemeinsame BegrUndung zu diesem Gesetzentwurf vor
zutragen, zu dem Entwurf e ines Fünften Landt'sgeset
zes über die Verwaltungsvereinfachung im Lande 
Rheinland-Pfalz. 

Als in der Juli-Sit:1.1Jng dieses Jahres die drei Frak
tionen einen gemeinsamen Urantrag - Entwurf eines 
Vierten Landesgesetzes über die Verwaltungsverein
fachung im Lande Rheinland-Pfalz, Drucksache VI/698 -
elnbrachle n, der zahlreiche Gebietsänderungen von 
kreisfreien Städten und kreisangehürigen Gemeinden 
vor!':ah, bestand bereits damab> F.imnütigkcit unter den 
drei Fraktionen darüber, daß dieser Urantrag auf mög
liche Ergänzungen und Veränderung('n h in noch einer 
eingehenden Ubt0l'prurung bedad. Dies brad1le der 
Landtag auch seinerzeit klar und eindeutig in einem. 
gemeinsamen Entschließungsantrag. in der Drucksache 
V..'I!'J }r.1.1„ ~~. ~'B~~r~ck. 

Die in der ZwisdHm~eit angestellten Überlei;iungen ha
ben z.u dem Ergebnis geführt, daß insbesondere bei 
·4-e-11 :~,~~~Jr.r ~tädte!:l„ und bei den groBen kreisange
hörigen Gemeinde n bei Zugrundelegung der gletchen 
objektiven Maßsti\be weitere Gebit!tsänderungen not
wendig sind. Das Ergebnis dieser Überlegungen ist in 
dem neuerlichen gemeinsamen Urantrag der drei Frak
tfonen, de:t heute hier vorliegt, in der Drucksache VI/853, 
niedergelegt. 

"Zu "diesem Gesetzentwurf liegt Ihnen außerdem ein 
tcm'tHnsämer Entsd1lleßung~antrag, die Drucksach~ 
VI/880, der drei Fraktion1>n vor. Ich darf zunächst die
sen Antrag in i;einem Wortlaut verlesen: 

„ Die' t.ätidesregierung wird ersucht, die an den vor
gesehenen ~bietsändel'Ungen beteiligten Gemein
den zu hören. Dabei sollen die Gründe, die im Ein
i:eI~ll i~~- die. beabsicJ1tlgte Eingliederung maßgebend 
waren, den GcmelndP-n schriftlich mitgt>tE'flt werden. 
Dle Landesregierung wird weiter ersucht, zu den 
allgemeinen VorsChriften des Gesetzentwurfs i;ach
lkh und rechtlich Str?llung zu nehmen sowie die in 
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den §§ l, 2, 4, 6 und 10 genannten Gebietsteile k.a
tllstermäßig zu umschreiben und die Stellungnahme 
dem Landtag baldmöglichst vorzulegen. 

Es ieh1 also bei diesem Entschließungsantrag darum, 
daß aie Landesregierung, wie CS in der Vergangenheit 
bei den Landkreisen und auch bei dem ersten Uran
trag ilbt!r die Neugliederung von Gemeinden geschehen 
Ist, die Gemeinden zu den vorgesehenen Gebietsände
rungen anhört 

Es ist bewußt darau! verzichtet worden, den Urantrag 
noch einmal im einzelnen zu begründen. Die Begrün
dung in einem solchen Gesetzentwut'f kann notwendi
gcnveise nur sehr allgemein gehalten sein, womit den 
Gemeinden im "EinzeUall nicht gedient wäre. Au1 der 
anderen Seite ist es aber notwendig, den Gemeinden 
im einzelnen mitzuteilen, warum der Gesetzgeber Ge
bietsänderungen in ihrem Bereich für notwendig e r
achtet. Diese Gründe sollen deshalb den Gemeinden im 
Rahmen des Anhörver!ahrens konkret mitgeteilt wer
den, damit sie sich bei ihrer Stellungnahme mit diesen 
Gründen auseinandersetzen können. 

Da es sich bc1 den allgemeinen Vorschriften des Ge
setzentwurfs um sehr schwierige sachliche und recht
liche Fragen handelt, erscheint es zweckmäßig, wenn 
die Landesregierung hierzu eine Stellungnahme ab
gibt, wie es im zweiten Absatz des Entschlicßungsan
trags ge!urdert wird. 

Ich bitte das Hohe Haus im Namen der drei Landtags
Iraktlonen, den Urantrag den vorgesehenen Ausschüs
sen, nämlich dem Ausschuß· für Verwaltungsreform 
u nd dem Innenausschuß, zu überweisen und dem Ent
sc.'1!icßungsantrag zuzustirn .• ~en. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxcm: 

Ich eröffne die Besprechung. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Harth (NPD). 

Abg. Dr. Harth: 

HCIT Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Über den Rahmen eines Vierten Landesgesetzes 
übet· die Verwaltungsvereiniachung 1n Rheinland-Pfalz 
- Drucksache VI/698 - hinaus liegt nun dem Landtag 
ein weiterer Urantrag der Fraktionen der CDU, SPD 
und FDP vor - Drucksache VI/853 - über den Entwurf 
eines Fünften Landesgesetzes über die Verwaltungs
verein!acl1ung, der unter anderem 'vefterc Z"-vangsein .... 
gemeindungen vorsieht. 

Auch diese Zwangseingemeindungen haben die passiv 
bctro!Ccnen Gemeinden wiederum zum größten Teil 
praktisch in letzte1· Stunde erst erfahren, und wiederum 
hatte es, was von den Kommunal!achleuten, die durch
gängig Ihre Parteifreunde sind, besonders gerügt wird, 
niemand nötig, vorher mit den Gemeinden zu sprechen 
und zu erklären, inwieweit hier die zu einer Zwangs
eingemeindung erforderlichen übei·wiegenden Gründe 
des öileutlichen Wohles vorliegen. 

Zu diesen neu aufzulösenden Gemeinden gehören ge
mäß § 5 der Drucksache VI/853 zum Beispiel die Ge
meinden Danscnberg, Erlenbach, Hohenecken und Mor-

lautem, die nun in die Stadt Kaiserslautern eingeglie
dert werden sollen. 

Interessant, jedoch nicht erhebend, ist in diesem Zu
sammenhang, daß der Herr Oberbürgermeister der 
Stadt Kaiserslautern, Dr. Jung, in einem am 11. Juli 
dieses Jahres in der „Rheinpfalz" veröffentlichten Arti
kel mit der Oberschrift „Eingemeindungen sind kein 
Patentre-.:ept" ausdrücklich el·klärte - ich zitiere mit Ge
nehmigung des Herrn Präsidenten -: 

Zwar mag die Eingemeindung durchaus als eine 
mögliche Gestaltungsform des Stadtumlandbereichs 
angesehen werden. Ungeachtet der damit verbunde
nen Vor- und Nachteile kann jedoch nicht übersehen 
werden, daß die gemeindliche Selbstverwaltung mit 
all ihren Folgen nach dem ausdrücklichen Willen des 
Grundgesetzes und der Landesverfassung ein tra-

. gendes Prinzip der freiheitlichen Ordnung unseres 
Staatswesens ist. Das Recht der Selbstverwaltung ist 
daher auch zutreI!t!nd als wesentliches Fundament 
und zugleich als wesentliche Garantie für den Staat 
bezeichnet worden. Dieses Recht muß in gleicher 
·Weise aber auch !ür die im Vorfeld der Städte ge
legenen Gemeinden gelten, in deren Rathäusern zum 
Teil vorbildliche Arbeit geleiste.t wird. Solange und so
weit die Lösung der Stadtumlandbeziehungen durch 
andere F ormen des kommunalen Zusammenlebens 
erreicht werden kann, verbleibt für die Eingemein
dung als zwangsweise Enteigmmg des Selbstver
waltungsrechts unserer Gemeinden kein Raum. Eine 
solche zeitgerechte und erfolgversprechende Gestal
tungsform hat der Gesetzgeber mit den Verbands
gemeinden geschaffen, d ie auch für die kommunale 
Zusammenarbeit zwischen den Städten und ihren 
Umlandgemeinden eine durchaus geeignete Basis 
aufzeichnen. 

Ein erfahrener Kommunalpolitiker hat kürzllch dle 
Verwaltungsre!orm mit dem vom Fernsehen bekann
ten "Spiel ohne Grenzen" verglichen. Wenn ein sol
cher· Vergleich erlaubt ist, dann bleibt zu ho!Ien, 
daß am Ende der Verwaltungsreform nicht die „Ak
tion Sorgenkind", sondern der „Goldene Schuß" ste
hen wird. Mit Eingemeindungen wird ein solcher 
VolltreI!e1· allerdings kaum zu erreichen sein. 

Hohenecken stimmte vorgestern mit 95,2 Prozent der 
abgegebenen Stimmen mit Nein. Weiter werden nun 
gemäß§ 6 des neuen Urantrages die Gemeinden Rhein
dürkheim und Wies-Oppenheim aufgelöst und ihr Ge
biet sowie ein an das Gebiet der Stadt Worms angren
zender Gebietsteil der Gemeinde Osthofen in das Gebiet 
der Stadt Worms eingegliedert. 

Bis vor wenigen Tagen war die Gemeindeverwaltung 
Osthofen der Ansicht, daß es sich um einen kleinen am 
Rheinufer liegenden Streifen von 5 000 qm handele. Erst 
in den letzten Tagen wurde sie vor die Tatsache ge
stellt, daß 1,3 Millionen qm - wesentliches Entwick
lungsgelände Osth~!ens zum Rhein hin - von Worms 
vereinnahmt werden soll. Die Gemeinde Osthofen wird 
- falls diese Enteignung vom Landtag beschlossen wer
den sollte - das Verwaltungsstreitverfahren anstrengen. 

Im § 3 des Geset.Zentwurfes werden nun noch Mußbach, 
Gimmeldingen und Königsbach in die Zahl der nach 
Neustadt an der Weinstraße zwangseingemeindeten 
Orte aufgenommen. Der einzige uns und den betref!en
den Gemeindevert1·etungen hierzu faßbare Grund 
scheint der zu sein, daß in der Protestsclll'üt der Ge-
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meinde Lachen-Speyerdorf gegen deren Eingemeindung 
nach l\'Pustfldt. außer einer Reihe sonstiger, unserer An
skhl 11ad1 nicht widerlegbarer Argumente gegen diese 
7.wangseingemeindung auch au! die Verletzung des 
Glei<'hheitsgrundsat:r.es hingewiesen worden ist_ 

Die neuerliche Ein?.ugsforderung ist erstaunlicherweise, 
wie au<•h in der Gemeinderatssitzung von Mußbacll er
klärt wurde, nach Ansicht. des Bürgermeisters deshalb 
t~rfolgt, um damit den Vorwurf der mangelnden Gleich
bch<mdlung auszuräumen. Außerdem weist die Ge
meindeverwaltung Mußbach darauf hin - Sie finden es 
heute in dem Artikel der „Rheinpfalz" -, daß noch vor 
wenigen Wochen die Abgeordneten dieses Hauses, Herr 
Dr. Kohl. Herr Dr. Brix und Herr Paul Wolf, also bis 
in die jüngste Zeit hinein, fortgesetzt und stets mit aller 
Bestimmtheit erklärt haben, daß Mußbach für eine Ein
gemeindung überhaupt nicht in Frage käme. Auch 
Mußbach hat erklärt, falls die Zwangseingemeindung 
<lurd·1g;t-führt würde, den Weg des Gerichts beschreiten 
;·.u w•>lhm. 

Rei den bisherigen Eingemeindungsgesetzen, die dle 
Landesregierung eingebracht hat, hatten, wie in der 
Drucksache des Gemeindetags Rheinland-Pfal:z: vom 
:3, Oktober 1968 an die Mitglieder des L::.ndtages Rhein
land-Pfalz festgestellt wird, „die Gemeinden stets vor
her Gelegenheit, Stellung zu nehmen." Außerdem wird 
da!'auf hingewiesen, daß zwischen einer Gesetzesinilia
tivo> der Hegierung und einem Urantrag einer Fraktion 
od1' r in diesem Falle von fast allen Abgeordneten in
i;l>fern E:'in Unterschied besteht, als sich im ersten Falle 
die Fraktionen mit der Meinung der Regierung zu be
f<t~>'"n haben. al:;;o der Landtag mehr eine überprüfende 
!\Hf~>1h<> wahrnimmt, während sich in diesem zweiten 
hiE:'r vorlieli(enden 1''alle die Fraktionen vor der Ein
bringung eines Urantrags bereits eine Meinung gebil
det und :-:ich damit auch s1.hv11 politisch festgelegt ha
lx•n, ohne sich allerdings die Mühe gemacht :z:u haben, 
diejenigen, die als Gemeinden untergehen, vorher zu 
konsultieren. 

Für die Gemeinden, die erst jetzt, nachdem ihr Name 
schon auf dem Urantrag steht, ihre Meinung darlegen 
künnen, ist es um so schwerer, mit ihren Argumenten 
dur<'h;mkommen, als nun auch ein politiscller Entschluß 
re\·idiert werden muß. Als besonders bedauerlich bc-
7.cichn<>t es der Gemeindetag, daß die Fraktionen . ihre 
Anträge. die in der ersten Lesung eingebracht wurrlen 
sind. nicht als das maximale Ergebnis ihrer Überle~un
gcn unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Wohles 
betr<1chten, sondern die größeren Städte geradezu noch 
auffordern, dem Landtag weitere Vorschläge für Ein
gemeindungen zu unterbreiten. Deshalb hätten die 
Nachbargemeinden größerer Städte den Eindruck ge
winnen müssen, daß der Landtag ihre Belange als 
zwcitrangi~ betrachtet. Im übrigen würden durch d ie 
Einbeziehung weiterer Gemeinden in die Auflösungs
aktion die sachlichen Argumente nicht besser. 

GemäL! § 10 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Rhein
land-Pfalz können aus Gründen des öffentlichen Woh
les Gemeindegrenzen geändert, Gemeinden aufgelöst 
oder neue Gemeinden gebildet werden. Es bleibt also 
zu untersuchen, ob Gründe des öffentlich~n Wohles im 
Sinne der Verwaltungswissenschart, der höchstrichter
lichen Rechtsprechung oder sonstiger einschlägiger und 
maßgebender Instanzen vorliegen und zutreffen. Bun
desminister Lücke führte seinerzeit aus - ich zitiere 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten -: „Die Vor
aussetzung einer Neuordnung des kommunalen Ge
bietsstandes ist, daß das einzelne Gemeinwesen infolge 
si:>iner Finanz- und Verwaltungsschwäche nicht mehr 
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in der Lage ist, die ihm obliegenden Aufgab-eo zu er
füllen." Auch der Beirat für Raumm·dnung beim Bun
desinnenministerium hält eine Eingemeindung nur in 
wenigen Fällen für anwendbar, und zwar dort, wo sie 
zu einer sinnvollen Grenzkorrektur führt. Professol· 
Gerhard Tsb;iry, Ex(X'rte auf dem Gebiet der Landes
planung und Raumordnung, erklärt : ,.Die Städte, ins
besondi:i,re die kreisfreien Städte, müssen :>ich von dem 
Trauma lösen, daß alles, was sich vor ihren juristischen 
Grenzen befindet, zu ihnen gehöre und stets Kern
randzone sei." 

Aus der Selbstverwaltungsgarantie l'rgibl skh rür den 
Gesetzgeber die Pflicht, im Interesse der Eigenverant
wortlichkeit der Gemelndr.n, \Vf'l<'he Verläßlichkeit der 
Gesetze voraussetzt, nur aus überwi~genden Gründen 
des öffentlichen Wohles in die Gemeindestruktur ein
zugreifen. Tut er das, ohne daß er diese überwiegen
den Gründe beweisen k<1nn, so handelt er gcsctz- und 
reclltswidrlg, Was die Gründe des öffentlichen Wohls 
im einzelnen angeht. so hRt das Oberverwaltungsge
richt Münster, wie allgemein bekannt ist, in einem 
Urteil vom 23. Mai 1950 die Vernichtung einer Selbst
verwaltungskörperschaft abi eine so weitreich!:!nde 
Maßnahme bezeichnet, daß es zumindest einer Erörte
ru~g der Gründe mit den beteiligten Gemeinden be
dürfe. Weiterhin dürfe eine bisher selbständige Ge
meinde nur aus schwerwiegenden Gründen aufgelöst 
werden, denen nicht durch weniger einschneidende 
Maßnahmen Genüge getan werden kann. Der Gesetz
gcl;icr müsse, wie .das Obervcrwalt.ungsgericht Nord
rhein-Westfalen !t>ststellt, die Gründe des überge
meindlicllen öffentlichen Interesses und den Wllien der 
Bevölkerung sorgfältig und gewissenhaft prüfen. Ein 
Lösungsvorschlag - vorausgesetzt einmal, das über
haupt eine Änderung nötig ist -, der F.ingemeindun
gen vorsieht, muß folglich hinreichende Gründe an
führen, die der richterlichen Nachprüfung standhalten. 
Bei der Abwägung der Gründe ist auch, wie der nord
rhein-westfälische Verfassungsgerichtshof ausdrücklich 
betont, auf die Interessen und Lebensfähigkeit des be
teiligten Landkreises Rücksicht zu nehmen. Von den 
allgemeinen· - Verfassungsprin:r.ipien, die der Gesetz
geber zu bcacllten hat, hit weiterhin, wie das Ilundes
verfassungsgerichl feststellt, insbesondere der Grund
satz der Erforderlichkeit und der Verhältnismäßigkeit 
von Bedeutung - _das sogenannte Übc:-rmaßverbot -, da 
dieser Grundsatz auch im Bereich des Artikels 28 Abs. 2 
Grundgesetz gilt. Der Grundsatz der Erforderlichkeit 
geb'ietet, daß Ünter mehrereu möglicllen Mitteln oder 
Methoden nur dasjenige oder diejenige mit den gering
sten einschneidenden Folgen gewählt werden darf. 
Dieser Grundsatz ist vom Oberverwaltungsgericht 
Münster ausdrück.licll auch auf Eingemeindungen an
gewendet worden. 

Bei der vorausgehenden Gesetzesvorlage Drucksache 
VI/698 haben unseres Erachtens ein großer Teil der zur 
Zwangseingemeindung heranstehenden Gemeinden -
ich denke hier insbesondere an die nach Trier einzu
gemeindenden Orte und an Lachen-Speyerdorf - über
zeugend dargetan, daß keiner der für die Eingemein
dungsnotwendi&keit angeführten Gründe des Gesetzes
vorschlags zutreffen, daß kein übergeordnetes öffent
liclles Wohl diese Eingemeindung fordert oder mit die
ser Eingemeindung gefördert wird, und daß lediglich 
das einseitige Interesse der eingemeindungswilligen 
S.~!:it P-.le!i!!L~!l-<;b . 1rf:ih~F von ihr abgelehnten Einge
meindungspläne heranrelfen ließen. 

Im neuen Urantrag Drucksache Vl/853 haben wir das 
Kl.iriosum, daß nun in der Stadt Kaiserslautern vier 
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Orte eingemeindet werden sollen, obwohl der Ober
bürgermeister dieser Stadt sich vor wenigen Wochen so 
äußerst skeptisch zur Frage der Zwangseingemeindung 
geäußert hat. 

Weiter sieht dieser Gesetzentwurf in seinem § 4 die 
Zwangseingemeindung von Kapcllen-Stolzen.fels nach 
Koblenz vor; eine Tatsache, mit der diese Gemeinde 
auch über Nacht, wie fast überall, bekanntgemacht 
worden ist, obwohl die Gemeinde erklärt, jederzeit den 
Beweis erbringen zu können - ein Teil der Beweise 
wird schon durch einen Blick auf die Landkarte er
bracht-, daß 

1. ein räumliche1· Zusammenhang mit Koblenz nicht 
gegeben ist, 

2. ein künftiges zusammenwachsen unmöglich ist, 

3. Bau- und Indusfriegelände nicht . vorhanden ist, 

4. gemeinsame Versorgungsleitungen unrentabel sind 
und 

5. Kapellen-Stolzenfels überwiegend Pendler aus Ko
blenz bcschärtigt, und nicht umgekehrt. 

Trotz dieses völligen Mangels an sachlicher Fundierung 
wurde die Gemeinde ohne vorherige Rücksprache und 
ohne vorherige Unterrichtung des Landrats auf die 
Liste der einzugemeindenden Orte gesetzt. Wir fragen, 
welche sachlichen Gründe bleiben für diesen schwer
wiegenden Schritt überhaupt noch übrig? 

Wer eine Gemeinde auflösen will, hat die Beweispflicht 
für das Vorliegen des überwiegenden öJ'!entlichen Jn
teresses. Er hat zu beweisen, daß ein Patient da ist 
oder ein Sch wäche!all, der geheilt ·oder gekräftigt wer
den muß, und daß, falls er diesen Beweis überhaupt 
erbringen kann, der Fall nur mit der drastischen, als 
ultima ratio zuzulassenden Eingemeindung gelöst oder 
geheilt werden kann. Wie Ihnen bekannt ist, bes treitet 
Kapcllen-StÖlzenfels wie eine ganze Reihe anderer 
Eingemeindungskand!daten das Vorliegen sachlicher 
Gründe. Kapellen-Stolzeniels ist der 'Oberzeugung, daß 
es durch die Eingemeindung nach Koblenz wesentlich 
geschädigt wird und diese Eingemeindung lceinen an
deren Zweck lui.bc, als der Stadt Koblenz zusätzlidi.e 
Steuereinnahmen zu verschaffen. . 

Bel der sogenannten Ritterstu1·:i:.konferenz "Aktion zur 
Rettung der Freiheit der Selbstverwaltung in Rhein
land-Pfalz" wurde der Zeitpunkt des Anhörvedahrens 
besonders bemängelt und weiter behauptet, es müsse 
als geradezu skandalös und alarmierend wirken, wenn 
zum Beispiel Landgemeinden, die teilweise seit 800 
Jahren selbständig existierten, durch die Tagespresse 
gewissermaßen „über Nacht" erfahren müssen, daß sie 
du1·ch den rheinland-pfälzischen Landesgesetzgeber 
au!gelöst werden sollen. Bis heute scheint uns die Be
hauptung der Rittersturzkonferenz vom 18. September 
1968 nicht widerlegt zu sein, daß nämlich alle Beweise 
und sachlichen Argumente bisher einfach ohne Be
gründung übergangen worden seien. Nebenbei bemerkt 
berührt es seltsam, wenn von den Gemeinden mit we
niger als 200 Einwohnern in Rheinland-Pfalz 12,5 Pro
zent aufgelöst werden sollen, jedoch von den Gemein
den zwischen 3 000 und 5 000 Einwohnern 25 Prozent. 
Wir schließen uns der Erklärung, die die Verwaltungs~· 

!achlcute anläßlich der Rittersturzkonferenz abgegeben 
haben, an: es sei nicht zu vel·antworten, derart funda
mentale Gesetze, die für die künftige politische, wirt-

scha!tliche und soziale Entwicklung unseres Landes 
von solch ausschlaggebender Bedeutung sind, unter 
Zeitdruck. zu verabschieden. Sol,l die Erklärung einer 
so ausgewählten Versammlung von Fachleuten, wie sie 
der Gemeindetag Rheinland-Pfalz darstellt: . „Die 
zwangsweise Eingemeindung ist nicht geeignet, ge
meinsame Probleme in den Verdlchtungsgebielen sach
gerecht zu lösen.", und: „Die zwangsweise Eingemein
dung ist fast wsn<1hmslos nicht aus Gründen des Ge
meinwohls geboten und widerspricht dem Grundsatz. 
der Verhältnismäßigkeit.", kein Gewicht haben? 

Ein Argument für die Zwangseingemeindung soll das 
Fehlen von Flächen für die Ansiedlung von Industrie 
abgeben. Hier wäre im Einklang mit den Zielvorstel
lungen der Landesplanung zu prüfen, ob eine weitere 
Ansiedlung von Industrie in einem Verdichtungsgebiet 
erforderlich ist, oder es nicht richtiger wäre, die In
dustrie in zentrale Orte des nachen Landes zu lenken. 
Eine zu starke Ansiedlung von Industrie in den Ver
dich tungsgebieten wiedersprlch t den raumordnerischen 
Zielen der Landesplanung. Aber selbst wenn die An
siedlung von Industrie mit den raumordnerischen Zie
len zu vereinbaren ist und die dafür erforderlichen 
Flächen nur in den Gemarkungen der benachbarten 
Gemeinden vorrätig sind, ist es sachlich nicht notwen
dig, die Nachbargemeinden einzugemeinden. Es ist 
kein zwingender Grund einzusehen, daß Industrie 
nicht auch in den Nachbargemeinden angesiedelt wer
de'.n könnte. 

Völlig abzulehnen ist es, wenn Im Zuge einer Ver
massungsideologie der Stiidteverband in seiner Eingabe 
zum Stadt-Nachbarscllaftsausschuß von „antiquierten 
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, fähige Selbstverwaltung und sonstige Forderungen, 
wie insbesondere die nach der bürgernahen Verwal-
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tung, nicht einfach entwertet und ausgehöhlt werden, 
insbesondere dann nicht, wenn man sich bei gegebener 
Veranlassung v;ieder als Schüler oder Bcv;underer des 
Freiherrn vom Stein bezeichnen will . 

i Die abrupte Festlegung von Eingemeindungskand!da
ten läßt uns noch einmal darauf hinweisen, daß es der 
Gesetzgeber ist, der aus der institutionellen Selbstver-. 
waltungsgarantie heraus die Verpfilchtung hat, den 
Nachweis für das Vorliegen solcher schwerwiegenden 
Gründe des öffentlichen Wohles zu erbringen, dle eine 
Eingemeindung verlangen, und daß es der Gesetzgeber 
ist und nicht die zur Eingemeindung vorgesehenen Ge
meinden, der den Beweis zu erbringen hat, daß andere 
Formen kommunaler Zusammenarbeit, die nicht so 
schwerwiegend in das Verwaltungsrecht eingreifen wie 
die Zwangseingemeindung, nicht ausreichen. Diesen 
letzten Punkt hält der Gesetzgeber anscheinend nicht 
einmal für erwähnenswert und schon gar nicht für 
prü rungswert. 

Obwohl bei der Abstimmung, dle sich mit Eingemein
dungsfragen befaßt, keine Befangenheitsvorschriften 
gelten, wie sie der § 40 der Gemeindeordnung enthält, 
wäre es wünschenswert, daß die im Landtag vertre
tenen Bürgermeister der Städte, die E!ngemclndungs
wilnsche haben, sich hier der Abstimmung enthalten 
und bedenken, daß in anderen Bundesländern Gesetze 
ausgearbeitet oder in Vorbereitung sind über die Un-

. vereinbarkeit von Amt und Mandat, ein Gesetz, wie es 
Rheinland-Pfalz trotz seiner Vorrang!gkeit vor vielen 
anderen Gesetzentwürfen leider bis heute noch nichi 
kennt. Wir sind überzeugt, daß die vorgesehenen 
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Zwilngi;:eing4'meindungspläne fast durchgängig rechtlich 
nicht begründet sind und nach den einschlägigen höch~t
richte·dkhC'n Erkenntnissen diese Gemeinden ihre 
fi<'lh~tiindie:keit nicht verlieren können. 

Wit· st.immt>n daher gegen den Urantrag der Fraktionen 
ocl' CDU. SPD und FDP - Entwurf eines Fünften Lan
rf<>sgesf•tzes über die Verwaltungsvereinfachun,g im 
Land<' nhf'inland-Pfalz -. 

(B<>irall bei der NPD.) 

Präsident Van Volxem : 

Das Wort h«t H<>1-r Ahgeordneter Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Kobl: 

Hen Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
J E'n! Inhalt. Form und Ton dessen, was eben hier vor
gctr<1gen wurde, erfordert eine wenn auch kurze Replik. 
kb will sie in zwei allgemeinen Bemerkungen halten. 

:Zuuädist einmal zur Sache. Es ist hier so vieles vorge
aa~en worden, was an sich einfach unzutreffend und 
tt·ilwcise unwahr ist, daß ich es mir versagen mcchte, 
im Detetil darauf einzugehen. 

/;ut· Si-tdl li<'hen I·'eststellung ist zu sagen, daß der heute 
hier eingebrachte zweite gemeinsame Urantrag genau 
wie der erste vom Juli d. J. den Zweck hat, daß 
na<"h einer ersten Lesung im Plenum das Gesetz
~ebungsverCahren eintritt. Und .wenn man so spricht 
wie· dwn gesprochen wurde, muß man einfach hinzu
fu~cn. daß vor wenigen Minuten der Kollege Storch 
für die drei Fraktionen hier einen Entßchließungsantrag 
begründet hat, in dem sehr deutlich das Verfahren .ent
hiillt>n iio;I., daß nämlich dieser Entschließqngsantrag 
- di<:s ist d<>r Sinn der ersten Lesung, seit es Paria- . 1 
me nte gibt - jetzt die Anhörung, und zwar in breiter 
Front. mit all den Argumenten in Gang setzen soll und 
daß nalürlich die Frage des öffentlichen Wohls und 
des wohlverstandenen Interesses der Bürger in Stadt
und Landkr<:>isen, im Stadtwnlanc'lbcrcich und in den 
Städten genau geprüft wird. Die Antragsteller haben 
<•s S"inPrzPlt erklärt und ich darf es sicherlich auch für 
die KollegP.n aus allen Fraktionen dieses Hauses hier 
erklären. daß wir sehr wohl wissen, daß in diesem 
Punkt his zur dritte n Lesung sich Veränderungen er
geben werden, wnst hätten wir es nicht <!ls sinnvoll 
Pmpfundcn, ein solcl1t:s Verfahren durchzusetzen. 

\\'(•r a lso die Behauptung aufstellt, ob ausgesprochener
maßcn oder unterschweliig, daß diese Anhörung eine 
Furce sei, daß etwa das, was hier im 41'erwaltungsre
formausschuß des Hauses oder in der Arbeit der de
mokr:ritisc.hen Parteien und Fraktionen, in Einzdanhö
rungen draußen oder in den Fraktionen geschieht, von 
vornherein eine „gestellt<:'" Sache sei, mit dem kann 
man sich nicht weiter auseinandersetzen, weil er von 
\'Ornherein den Boden der gemeinsamen Auseinander
.s«'.'tzung VE'rlällt. 

(Bdfall im Hause.) 

Meine Damen und Herren! E~ ist völlig selbstverständ
lich, daß sich in dieser Frage die Meinungen hart 
stoßen. Es ist völlig selbstverständlich, dan hier sehr 
kontroverse Positionen auftauchen. Aber es ist gerade 
günstig für das Klima einer fre iheitlichen Demokratie, 
da[j auch in den Parteien die Meinung1m h<tl'l mitein
ande1· ringen, daß es hier keine unifnrmE' Meinung gibt. 
Aber, melne Damen und Hen-en: Die deut::;che Demo
kratie ist n ach dem zweiten Weltkri<~g ang<>trelP.n, um 
aus den Erfahrungen der Vergangenheit zu lernen. Sie 
ist auch angetreten, um für dies<:>s Volk und die junge 
Generä"tlcm In dlt>s<>m Volk eine 7.ukunftsdiance zu ge
winnen. Jeder von uns weiH, daß dieser unser Stalit 
in vielen entscheidP.nden Punkten reformbedürftig ist. 
Jeder von uns wcrn, daß auch die jelzl vorgesehene 
Verwaltungsstruktur einer Veränderung notwendiger
·weise untP.rliegen muß, wie das gesamte gesellschaft
liche Leben dieses unseres Landes. 

\GloC'ke des Pr~bidenl.en.; 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischr-nfrag~ des Herrn Abl!:enrd
neten Dr. Harth (NPD)? 

Abg. Dr. Kohl: 

Bitte schön! 

Abg. Dr. Harth: 

Herr Dr. Kohl, ist Ihnen b t::k<mnt, daß die Argumente 
und die geäußerten oder unterschwelligen Behauptungen, 
es handele sich um eine Farce bei d en Anhörverfahren 
und daß der ganze Unwille und Zorn doch zu 99,9 Pro
zent von Le uten vorgebracht wird, die lhrqn drei Par
teien angehören'? 

Abg. Dr. K<>hl : 

Ich komme auf diese Sache gleich noch einmal zu spre
chen in einem anderem Zusammenhang. Herr Abge
ordne.ter. 

(Abg. Schadt : 99,9 Prozent isl uns noch geläufig! -
Heiterkeit im Hause.) 

~ Ich wiirde auch mit den 99 Prozent etwas vorsichtiger 
sel.n. 

Ich will noch einmal sagen: Dieses Hohe Haus und 
··jeder, der Verantwortung übe1·tragen bekommt, würde 

sich an der Zukunft unseres Landes versündigen, wenn 
er nicht genau priift, ob die gesellschaftliche Struktur 
unserer Tage in die Welt von morgen paßt. Wenn wir 
uns im Berelch der großen T echnnlogie , wenn wir uns 
im !}~reich Q.er Wissenschaft und Forschung, wenn wir 
uns im Bereich staatlicher Normen auf diese Welt von 
~orgen zuriistcn, dann wären wir ja miserabel bera
ten, wenn wir die öffentliche Verwaltung a usnehmen 
wür~n. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wenn ich das so sage, bedeutet das 'nicbt, daß 
ich gleichzeitig behaupte, daß das, was wir jetzt 
haben, automatisch geändert werden muß. Es muß 
untel'sucht werden, es muß darüber nachgedacht wer
den. Man kann aber nicht einfach mit finsterster De
magogie und finsterster Verunglimpfung desjenigen, 
der eine andere Position einnimmt, arbeiten. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, zum jetzt nachfolgenden 
Punkt der Tagesordnung erscheint heute in einigen 
1 heinland-pfälzischen Tageszeitungen - ich füge hinzu: 
ich wundere mich über die Aufnahme - ein Aufruf 
eines Mitglieds des sogenannten Ritterstu1·.t.-K.reises für 
den Landkreis Sankt Goar in Form einer Todesanzeige. 
kh will dies als ein Beispiel unter vielen herausneh
men. Meine Damen und Herren, ich habe Verständnis 
für jeden, det· um seine engere Heimat und deren Ge
staltung ringt; ich habe Verständnis für jeden, der be
reit ist, das Nötige zu tun, um den eigenen Heimat
bereich :so zu erhalten, wie er jetzt gerade ist. Aber ich 
ver.fechte die Meinung, daß auch diejenigen Verständ
nis, ich würde sagen, noch meht' Verständnis verdienen, 
die darüber nachdenken, ob diese.s Idyll, das hier und 
da zu beubuchten ist, in diese Welt von heute und mor
gen überhaupt noch paßt, ob wir nicht verpflichtet sind, 
mit einem hohen Maß an Mut, mit einem hohen Maß 
an Zivilcourage und pcrsönlichet· Einsat:tbereitsclla!t 
auch dort, wo unsere Mitbürger nicht sofort bereit 
sind, dies.en besseren Weg in die Welt von morgen zu 
sehen, dann Risiko au! uns zu nehmen und die entspre
chenden Entscheidungen zu tre!!en. 

Nun, das haben die drei Fraktionen beispielhaft auf 
sich genommen, meine Damen und Herren. Als wir an
traten in dieser Sache, wußten wir, daß damit keine 
breite Zustimmung zu !lnden ist. Manch einer retlet 
sich jetzt in die direkte Demokratie; aus manchen Krei
sen höre ich heute das Votum: Laßt doch dann im ein
zelnen darüber abstimmen. Ich habe eigentlich aber 
noch selten gehört, daß der gleiche Bürgermeister, der 
dcts vom Landtag vedangt, bereit ist, Uber seine spe
ziellen gemeindlichen Belange, etwa über eine Abwas
:sersatzung und ähnliche Dinge, die unangenehm und 
unpopulär auf der örtlichen Ebene sind, in direkter 
Demokratie abstimmen zu lassen. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Wer dieses Instrument bedient, muß sich darüber im 
klaren sein, daß sich am Rande einer solchen Entwick
lung eine Menge Demagogen ansiedeln. Meine Damen 
und Herren, die Republik von Weimar hat diese Mög
lichkeit eröffnet, und es haben sich eine Reihe von 
Kreisen dorl angesiedelt, deren letzten Spuren wir 
heute noch geleientlich in diesem Saale spüren. 

Damit leite ich über :z.u einem anderen Punkt. Bei al
lem V crständnls dafür, daß man · in dieser Frage sich 
engagiert, würde ich mir - und ich sage das in vollem 
Bewußtsein - als Mitglied wichtiger Spitzengremien 
dieser oder jener Art doch die Weggenossen betrachten, 
die ich mir in diesem Zusammenhang leicht einhandele. 
Ich würde nicht in der Nachbarschaft von Leuten er
scheinen wollen, die allzu leicht und all.zu flott von 99,9 
Prozent sprechen. Warum, meine Damen und Herren, 
lsl denn heute bei uns das In allen rechtsstaatlich-frt!i
hcltlichcn Ländern der Welt gegebene Instrument der 
Möglichkeit auch einer gesetzlichen Eingemeindung so 

verfemt? Doch wahrlich deswegen; weil wir in Deutsch
land das Reichsstatthaltergeseti. und die Gauleiter un
seligen Angedenkens noch in zu guter Erinnerung ha
ben, meine Damen und Herren, 

(Bcüall der Regierungsparteien und bei der SPD.) 

und weil es uns seltsam dünkt, daß aus&erechnet die 
geistigen Nach!ahren aus jenem Bereich heute nun 
rechtsstaatliche Gesinnung vorgeben, 

(Abg. Dr. Rösler: Sehr richtig!) 

und uns hier rechtsstaatliche Gesinnung predigen; 
Kreise, meine Damen und Herren, von denen ich 
schlankweg· behaupten möchte, daß sie ein gut Stück 
da:z.u beigetragen haben, daß wir heute noch diesen 
Nachholbedarf auf vielen Gebieten haben, daß wir un
sere Krart konzentrieren müssen au! das Wesentliche 
und au! das Eigentliche. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, es ist schon cinmal elnc 
deutsclle Republik daran· zugrunde gegangen, daß die 
damalige Pollilk und die Verantwortlichen im 
entscheidenden Moment nicht mit dem nötigen Mut, 
mit der nötigen Hingabe und Entschiedenheit not
wendige Beschlüsse gefaßt haben. Wir wollen uns die
sen Vorwurf nicht machen lassen. Und es mutet mich 
eigenartig an, daß die Anhänger einer politischen Split
tergruppe, die draußen im Wahlkampf bei jeder nur 
denkbaren Gelegenheit predigen: es w·Ird zuviel ver
waltet, es muß eine Reform des Staates in die Wege 
geleitet werden, ausgerechnet dann, wenn diese Reform 
hier und an diesem Ort Wirklichkeit werden soll, nichts 
anderes zu tun haben, als auf der Straße liegende 
Argumente einzeln aufzusammeln und zusammenzu
fügen . .Meine Damen und Herren, es ficht uns sicherlich 
nicht an, aus solchem Munde den Freiherrn vom Stein 
zitiert zu hören; ich denke nur, der würde sich sehr 
v1n.mdern, in welche Gesellschaft er gelegentlich gerät. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien 
und der SPD.) 

Ich will noch weiter hinzufügen: Man kann natürlich 
jetzt so eine Art Städtefeindlichkeit erzeugen. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

·Was soll's, wenn hier unter 100 Abgeordneten gefor
dert wird, die Oberbürgermeister nicht mitstimmen zu 
lassen? Erstens ist das nach der Zahl und bei der par
lamentarischen Grundsituation eines· solchen Antrags, 
den drei Fraktionen eingebracht haben, pa1·lamentarlsch 
unerheblich. Dies ist ein Punkt, der durchaus erfilllt 
werden könnte, wenn es die einzelnen Kollegen nur 
wollten. Ich könnte mir sogar vorstellen, es gäbe den 
einen oder anderen betro!fenen Kollegen, der ganz !roh 
wäre, wenn eine solche Regelung jetzt Platz griffe; 
und deswegen bin ich gerade dagegen; ich bin dafür, 
es soll keiner aus seiner Verantwortung entlassen wer
den. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien und der 
SPD sowie Beifall bei der CDU.) 
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Hinzu kommt aber folgendes. Wenn wir das zur 
Übung werden ließen, müßte ich mich fragen, wer bei 
bestimmten Dingen dann sonst ebenfalls nicht mit
slimmen dürfte. 

(Abg. Fudts: Seht' richtig!) 

kh könnte mit Hilfe des Handbuches sicherlich zu 
einer Klassifizierung gelangen; ~ber wir wärep dann 
halt wiedernm im Bereich einer Ideologie, die dazu 
beigetragen hat, daß solche Grundsätze einer Reform 
in d<?r Praxis heule so schwet· zu verwirklichen sind. 

Wir habC'n Rf>spekt vor jedem, der, meinetwegen auch 
mit haJ1en Bandagen, seine Meinung in dieser Frage 
kontrovers zu der unseren vertritt. Dies ist eine Frage, 
diP müürlicherweise Gegensätze entzündet, und die 
mus~C'n <1ui:.getragen werden. Wir verfügen nicht 
'.'on irgendeinem zentralen Punkt aus - per Gau
leiter - F.ingemeindungen; wir stellen uns der Diskus
sion: wir Kind bereit., Punkt um Punkt zu diskutieren. 
Wir sind allerdings auch bereit, auf Grund unserer 
Erkenntnisse schließlich und endlich eine Entscheidung 
zu treffen. Darin, meine Damen und Herren, liegt eben 
der grundlegende Unterschied. . 

Nun, ich habe es in einer früheren Debatte schon an
gekündigt, daß es so kommen wird, wie wir es heute 
crli>ben. Einer der Herren der NPD hat mir damals 
widcrsprnchcn und gesagt, das sei nicht so. Was Sie 
h~·ute h ier verspürten, w ar das erste Anzeichen fürs 
pnlitis:C'h" Alihi drmtßen . 

<Abg. May: Das ist doch unerhört, Herr Kohl! -
Abg. Schwarz: Sehr richtig !) 

M•' in<:> D«men und Herren, fürs politische Alibi drau
ßen - - Sie können dazu gerne eine Frage stellen. 
hitli>! 

(Abg. May: Ich möchte eine persönliche Fest
stellung zu der unerhörten Unterstellung treffen-) 

Das t ut mir leid, Sie können jetzt allerdings eine 
Frage stellen. 

(Abg. May~ Ich \•erwahre mich dagegen, daß hier 
eine sachliche Diskus..<;ion in dieser Form ausge
tragen wird! - Starke Unruhe im Hause und 
Gegenrufe. - Glocke des Präsidenten. - Abg. May: 
Ich finde, das ist eine unmögliche Situation, Herr 

• Präsident! - Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Va.n Volxem: 

Herr Abgeordneter May, Sie hatten nur das Wort zu 
einer Zwischenfrage; und das war kelne Zwischen
frage. 

<Abg. May: So geht es auch nicht! - Anhaltende 
Unruhe im Hause.) 

Abg. Dr. Kohl: 

Ich bin mit Ihnen einig in der Feststellung, daß es so 
nicht geht, Herr Kollege May! 

(Zustimmende Heiterkeit und Beifall b ei der CDU, 
SPD und FDP.) 

Das ist ein Punkt, wo wir uns in der Tat einig sind, 

Ich stelle noch einmal fest: Wir haben bereits in de r 
Juli-Debalte darauf hingewiesen, daß natürlich :>:11 er
warten sei, daß die NPD sich genau an diesem Punkt 
ansiedelt. Und das ist ja das, was Sie betreiben, das 
ist der politische Stil, den Sie üben : Sie steilen sich 
hin und !ordern den Fortschritt, Sie fordern die Mo
dernisierung der Vet·waltung und was auch immer ~s 
sei; und wenn es dann zwn Schlagen kommt, ziehen 
Sie slch zurück und l>c:.:id1en die Position, jedem alles 
zu versprechen. Meine Herren, ich gebe zu; Sie haben 

i im .A.u,genblick den einen oder anderen Weggenossen, 
1 .. l.iJu:x:. „ i:l~r;i.„.m.;;i.n. . i;im wunQem rpuß. Ich .sage das auch 

! 
nicht zu Ihnen; denn ich glaube nfrht, d<iß wir uns bei 
langer Dcl>atte in diesem Punkt gegenseitig befruclllen 
können. 

! 
(Abg. Otto: Zu wem reden S ie de.nn cindauernd?J 

Ich sage nur zu manch eine-m anderen, den Sil? heute 
zitiert haben, er möge darüber nal'hdenkcn, wem Pr 
Weggenosse in dieser Sache ist. 

Es ist es wert, darüber nachzudenken; denn, meine 
Damen und Herren, wir lassen uns in Sachen Demo
kratie - dies gilt für die Freie DC'mokr<iti!lche Parte i, 
für die Sozialdemokratische Partei und die Christlich
Demokratische Union dieses Hauses - nichts von Leu
ten sagen, die nichts, aber auch gar nichts, aus der Ge
schi~te gelernt haben. 

(Anhaltender Beifall der drei Fraktionen.) 

'' " ''""' .„„ .. ·. 

Präsident Van Volxem : 

Das Wort. hat der Abgeordnete Thorv.irth (SPD). 

Abg. Tborwirth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Henen! Von de m 
SpreCher der. NPD ist vorhin in einer Häufigkeit. die zu 
denken gibt und die einen das Wundern lehren könnte, 
das Wort .,Eingemeindung" verwende t worden. 

(Zuruf von der SPD: „Zwangseingemeindung" !) 

- „Zwangseihgemeindung". Dies geschieht auch drau
ßen. Nun ist die Wahl der Worte !ül" jeden frei. Meine 
Damen und Herren, da und dort jedoch, wo dies ge
schieht, um mit diesem Wort Erinnerungen an eine 
unselip;e d<-utsche Vergangenheit zu wecken, müssen 
wir eine solche Diffamierung auf das Schärfste zurück
weisen. 

(Beifall der SPD und vereinzelt im Hause.) 

Wir -stnd der Meinung, daß die Enlsd w idung eines fre i 
gewählten Parlaments, die in eine r Prüfung und Wür
digung der Sachverhalte getroffen wird, mit einer sol
chen Sache nichts zu tun h<tt und damit nicht zu ver
gleichen ist! 

(Abg. Fuchs: Sehr gut! - Beifall der drei 
Fraktionen.) 

Meine Damen und Herren! Hier sind Andeutungen 
über das Ringen des einen oder anderen Vcrantwort-
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liehen In unserem Lande in dieser Frage gemacht wor
den. Ich darf darauf hinweisen, daß es darüber in der 
Vergangenheit unterschiedliche Meinungen in dem Su
chen nach dem Weg gab, auf dem man ein schwieriges 
Problem lösen kann. Meine Damen und Herren, es ist 
sicher keine Schande, sondern ehrt den, der sich im 
Ringen um einen richtigen Weg überzeugen mußte, daß 
es andere zu vernün!tigen Ex·gebnissen führende For
men nicht gib.t. Wir alle in diesem Hause, zumindest die 
drei demokratischen Fraktionen, haben monatelang ge
prürt, 

(Abg. Fuchs: Sehr gut!) 

ob es andere Wege gibt, die uns den Weg der Einge
meindung vermeiden lassen und mit denen wir die 
schwierigen Fragen der Umlandprobleme und Bal
lungsräume lösen können. W1:!nn wir dann, nachdem 
alle Oberlegungen angestellt und sämtliche Wege un
tersu.cht worden sind, zu der Auffassung kamen, daß 
uns keine andere Form einer wirksamen Lösungs
möglichkeit verbleibt, so ist dies eine Feststellung, die 
sicherlich ernster Natur ist und über die man sicher 
wird diskutieren müssen, die aber zu ernst ist, um sie 
hier in einer solchen Weise abzuhandeln. 

Meine Damen und Herren! Hier geht es nicht um die 
Frage „Stadt oder Land", „Städte oder Gemeinden"; im 
Grunde geht es doch um die Menschen, die in diesen 
Räumen leben! 

(Bei.fall der drei Fraktionen.) 

Im Grunde geht es darum, zu untersuchen, auf welche 
Welse und auf welchem Weg wir den schwierigen Pro
blemen der wirtscha!tlichen Weiterentwicklung gerecht 
werden können. Wenn wir in diesem Lande Rheinland
P!alz industrielle Standorte besonderer Anziehungs
kraft h11bcn, wenn wir wissen, daß wir in QCn näch
sten zehn Jahren Entscheidendes tun müssen, um dir? 
Strukturveränderungen in dieser Landschaft zu mei 
stern, dann haben wir auch dafür zu sorgen, daß die 
Ballungsräume In die Lage versetzt werden, solche Au!
gaben zu bewältiien! 

(Beifall bei der SPD.) 

Diese gestellte Atügabe ist zu ernst, um sie anders 
zu behandeln. Die Herstellung der Identität von Sied
lungsstrukturen und Verwaltung und damit Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit zur Lösung dieser Aufgabe ist 
das, was wir uns vorgenommen haben .. 

Meine Damen und Herren! Es ist mehr!ach betont 
worden - .es wurde auch heute zum Ausdruck 
gebracht -, daß c.s nicht darum gehe, mit den von den 
Frakllonen gestellten Uranträgen den Eindruck zu er
wecken, als sei in jedem darin enthaltenen Einzelfall 
das 1et2.lc Wort und die ietzie Ent.sci1eidung gefallen. 
Wir machen eine erste Lesung, und wir haben uns im
mer !ür sämtliche Entsd1e!dungen und Veränderungen 
in den Einzelproblemen offen erklärt. Wir glauben 
aber, daß wir, wenn wir hier eine Verwaltungsreform 
machen und dabei sind, die Situation unserer Struktur 
zu verbessern, auch daran denken müssen, in den Bal
lungsräumen zu einer vernünftigen Ordnung zu gelan
gen. 

(Beifall bei den drei Fraktionen.) 

Präsident '\'an Yolxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Harth (NPD). 

Abg. Dr. Barth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten bamen und Her
ren! Herrn Dr. Kohl scheint es entgangen zu sein, daß 
hier nicht diese Gemeinden angeführt wurden, damit 
sie eventuell mehr oder weniger NPD wählen; dies ist 
gar nicht drin. · . 

(Heiterkeit im Hause.) 

- Jawohl, vollkommen sachlich. Ich hatte als Beispiele 
vielmehr solche Gemeinden ausgesucht, bei denen der 
gesamte Gemeinderat, das Bürgermeisteramt und alle 
Bürger keinen Grund dafür finden konnten, warum 
sie auf die Eingeroelndungsliste kamen. 

Herr Abgeordneter Thorwirth spricht nur von Bal
lungsräumen. Ich habe einige Beispiele ge bracht, in 
denen Winzerorte neben der Stadt liegen, nehmen 
wir nur KapeIIcn-Stolzenfeis - ich habe hier au! die 
Landkarte verwiesen -, und in denen vor einer Bal
lung und einem Ballungsraum überhaupt keine Rede 
sein kann. Ich ha tte mir bereit.s früher erlaubt, auf 
die nach Trier einzugemeindenden Orte zu verwei
sen. Es liegt in det" Luft, daß man nun die Argumente 
beispielsweise von Ehrang-Pfalzel v.'idcrlegt. Es han
delt sich um solche Fälle, in de~n kein industrieller 
Ballungsraum als Lösung anstand und trotzdem eine 
Ein_gemeindung vorgeschlagen wurde. Die Leute wur
den hier plötzlich vor eine solche Situation gestellt. Es 
handelt sich nicht darum, daß man dann immer wieder 
die Statthalter und Gauleiter anruft. Ich habe keinen 
Statthalter und Gauleiter erwähnt. 

(Unruhe im Hause.) 

Herr Dr. Kohl, in der Anhörung der Vertreter von 
Ehrang-Pfalzel wurde erwähnt, daß zwei Gemeinden 
1928 und 1929, nlcht nicht 1933, nach Trier eingemeindet 
wurden. Diese beiden Gemeinden wurden vom Bürger
meister der Gemeinde Ehrang-Pfalzel beispielhaft da
für genannt, daß es Ihnen nun in der Daseinsvorsorge 
und -fürsorge viel kümmerlicher gehe als den neu ein
zugemeindenden Gemeinden. Dies sind doch .sachliche 
Gesichtspunkte! 

(Abg. König: Das ist doch alles dummes Zeug, 
was Sie da sagen! - Abg. Schwarz: Das ist nicht 

sachlich, was Sie da sagen!) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnc;te May (NPD). 

(Unruhe im Hause. - Zurufe von der CDU: Jetzt 
kommt der Gauleiter! - Glocke des Präsidenten.) 

Abg.May: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Ich habe es fast erwartet, daß die Diskussion wie
der diesen Verlau! nehmen würde. Ich weiß aber auch, 
daß unter Ihnen eine ganze Reihe Abgeordneter sind, 
die der Entgegnung des Herrn Dr. Kohl nlcht bcipnich
ten können; 

(Zischen im Hause.) 
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df'nn das. was Herr Dr. Harlh vortrog, war ausgespro
chf'n li<l<'hlich. Es wäre für dieses Parla ment ein 
Annut:-;u•ugni1', wenn in einer solch entscheidenden 
Fr::1gp nicht. auch einmal eine Stimme laut würde, die 
für diP Gemeind<>n spräche. Ich Wf!iß nicht, wie viele 
Abp,PnrdnPt<> hif'r sitzen, den('n bt.•i diesem Thema ab
,;•1Jut nicht wohl in ihrer Haut ist. Auf der einen Seite 
stimnwn Sif' hier einem Gesetz zu, und auf der ande-
1'<.' n Sf'ite \•.rissen sie, daß in ihrem Heimat bezirk die 
Din~e völlig anders liegen. 

H err Dr. Kohl, ich kann Ihnen nur eines erwidern: Sie 
huhrn mir in der vorletzten Sitzung entgegengehalten. 
diC> NPD würde bei dieser Gesetzesvol'lage auf großen 
F is~~hfang iiusgehen, und wir würden einen Stoß gegen 
<llP IJPmokr;itie führen. kh ~laube,- jeder, de r auch nur 
cin igermallen objektiv ist, muß zugeben, daß gerade 
wi r un,; in dieser 1'' r agc, die, wie Sie w issen, draußen 
S<!hr v iPI Staub aufwirbelt, absolut zur ückgeh a lten ha
b<•n. lch hätte Gelegenheit gehabt, in Bürgerversamm
lunge n z:u gehen. Ich wurde sogar hierzu aufgefordert. 
kh bin wPggcblieben, weil ich wei.ß, wie dies ausgelegt 
wot'den wart>. All d<is, meine Damen und Herren, nützt 
niC'ht~ Wir ki:innen uns verhalten wie wir wollen; es 
f:.ingt ewig bei 19:i~ und beim Gauleiter an. Wir Na
tion<ddemokr;:iten sind der Auffassung, daß wir hier im 
.Jahre rn6R eine Verwaltungsreform zu bearbeiten ha
ben. und nicht mPhr im Jahre 1933 stehen! 

1,l",11rufo von df'r NPD: Sehr richtig!) 

Präsident Van Volxem: 

F.s liegen ke ine weiteren Wortmeldungen vor; ich 
i;chlit>ße daher die Resprechung. Ili1 lasse zunächst ab
~t.i11111H:"n über die Üb erweisung der Drucksache VIi853 
an dlm Aussl'httß fi.ir Verwaltungsreform und an den 
Inn!.'naussctmß. Ich bitte diejenigen, die der Überwei
sung Z\1i;timnwn. das Handzeichen zu geben. - Dank<:! 
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! - Bei einigen 
!-;\imnwnt,halt.ungen und Gegenstimmen a ngenommen. 

hh Josse nunmehr abstimmen über den Ihnen in det· 
Drncksache Vl/880 vorliegenden gemeinsamen Ent
schließungsantrag der drei Fraktionen. Wer diesem 
Anlra~ zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand
:zcichen. - Danke! Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun
l!:P ll ! - ßl'i f'inf'r Stimmenthaltung angenommen. 

kll ru[e Punkt 7 der Tagesordnung auC: 

Dritte Beratung eines Dritten Landcsgei;etzes 
ülwr die Verwaltungsvereinfachung im Lande 

Rheinland-Pfalz - Kreisreform -

- Drucksache VI:878 -

Die Berichterstattung für den Ausschuß für Ve1·wal
tu11g:;reform erfolgt durch den Herrn Abgeordneten Dr. 
Schmitt (CDU). Er hal das Wort. 

Abg. Dr. SchroiU.: 

HC'rr Präsident ! Meine Damen und Herren! Der Ent
wurf ein<>;; Dritten Landesgesetzes über die Verwal
tun~svereinfachung im Lande Rheinland-Pfalz, der 
heute hier in diesem Hause zur dritten Lesung ansteht, 
h;:i1. seint'n Ausgangspunkt in der Regierungsvorlage 
dnes Landesgeselzes über die Verwaltungsverein-

!achung im Lande Rheinla nd-Pfalz, die sich in ihrem 
II. Abschnitt mit de r Neuglledenmg von Landkreisen 
befat$t. Dieser ~ntwurf wurde am 19. März HJ65 in 
erster Lesung beraten. Die ursprüngliche Regierungs
vorlage gelangte zu dem Vorschlag, die heute 39 Land
kreise des Landes um sechs zu vermindern, nämlich 
die acht Landkreise Zweibrücken, Speyer, Frankcmhal, 
Kircllheirnbolanden, St. Goar, Zell, Saarburg und den 
Loreleykreis aufzulösen, und zuglt>ieh einen L andkre is 
Grü.µs;ta.dt 1,1nd. einen Mittelrhei.nkreis 11eu zu bilden. 

Der Bericbterntatter möch te heute darauf verzichten, 
meine Dumen und Herren, den Gang der Entwicklung 
des Entwurfs von seinem Ausgangspunkt bis zu der 
am 9. Juli dieses Jahres erfolgten zweiten Lesung im 
e inzelnen zu verfolgen, ZLlmal bei der zweiten Lesung 
des Entwurfs insoweit eine detaillierte Darste llung be
l'eits gegeben worden i s:t. 

(Vizepräsident Dr. Völker übf'rnimmt den Vorsitz.) 

Notwendig erscheint allerdinm1 auch heute die Fest
stellun1t daß die zwischenzeitliche F.ntwit!klunl(, wozu 
vor allem die allgemeine Entwicklung des G esamt
fragenhereiches krritorialf'r Verwa llungsreform inner
halb df'r Bundesrepublik, besonders aber die vo n d em 
Hohen Hause beschlossene Neuregelung der g€'meind
lichen Verwaltungsstufe durch das Landes~esetz zur 
Änderung kommun;;ilrt>rhtl!d1f'r Vorschriften und zur 
Vorbereitung der Neugliedt>rung von Gf'mPindP.n vom 
16 .. Juli dieses Jahr1>s gehören , nicht ohne Einfluß auf 
Vorste llungen und Vorschläge hini;ichtlich de r Verein
fachung der Verwaltungsstufe der Landkreise bleiben 
konnte. 

Sind die gesetzlichen Grundlagen gelegt - und sie sind 
gelegt -, die Verwaltung auf gcmeindlichf'r Stufe durch 
die all.gemeine Eln.fü h rung e ine1· Verbandsge meinde 
schlagkräftiger, einfach.er und ülJ~1-sid1 llicher zu ge
stalten, so ziebt dies zwangsläufig Schlußfolgerungen 
hinsichtlich der Zahl und der Abgrenzung der Land
kreise nach sich. Der Ihnen vorliegend!' Entwur{. melm~ 
Damen und Herren, geht daher folgerichtig wesentlich 
ÜU('I' die Regierung~vot'lage hinaus und sieht die Ver
mindenmg der Zuhl der Landkreise um 11. das hei!lt 
also von 39 auf 28 vor. Ein weiterer Landkreis soll als 
Folge einer Sondersituation - ·sie wissen, es ist der 
Landkreis Zweibrücken - in gegenwärtiger Gestalt nul· 
für eioe mehrjährige Übergangszeit erhalten bleiben . 

H eute, wie in der zweiten Lesung, mt-ine Damen und 
Herren, ist die F eststellung notwendig, daß lmtz des 
tiefgehenden Eingriffs in die Gesamtheit der Land
kreise, der Landkreis a ls Typus für den Ausschuß das 
Leitbild darstellte, wie er sich in seiner typischen 
"f'unktion als S(<lbsl ve rwal tungskürpr.rs('ha ft einf'rs!.'i ts 
und zugleich als unter e staatliche VerwaHungsb1,;höt·de 
andere r seits bis zum jetzigen Zeitpunkt e ntwickdt hat 
und s ich uns darstellt. DN Ausschuß h a t e iner seits die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit erkannt, im Inter
esse schlagkräftige r Verwaltungseinheilen, im Durch-

' l'!dmitt 7-U einem größeren Flächenzuschnitt unsel'et• 
Landkreise zu gelangen, z ugle ich aber in der oberen 
Grenze an dem Grundsatz det· überschaubarkcit der 
Lebr.-nsverhäitnisse und der Verwaltungsvorgänge fest
gehalten. 

Seine Vorschläge bedeuten, daß die Durchschnitts-Ein
wohnerzahl der Landkreise unserf>s T ,::indes insgesamt 
deutlich ül)er 100 000 liegen wird, wobei sich naturge
mäß bei Bcrü eksichtigung der Strukturverschleden
heitt:n eine sU\rkere Diskrepanz der Grenzwerte nach 
oben und unten ergeben muß. 
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Die Bildung ctw~ von Großkreisen, etwa mit einer Ein
wohnerzahl von 200 000 bis 300 000 oder mehr, die das 
Verlassen des bisherigen Landkreises als Typus einer 
bestimmt geprägten Verwaltungseinheit darstellen 
würde und übrigens auch weitgehend Folgerungen in 
der übrigen Verwaltungsorganisation des Landes nach 
sich z.iehen müßte, hat der Ausschuß nicht verfolgt. 
Vielmehr war es sein Bestrel;ien, unter Berücksichti
gung der Strukturelemente der eim:eXnen Räume, die 
Neuregelung organisch aus den bestehenden Verhält
nissen zu entwickeln, wie dies mit begrenzter Ziel
setzung bereits die Regierungsvorlage getan hatte. 

Faktoren, wie Einwohnerzahl, voraussehbru:e Zahl der 
künftigen Verbandsgemeinden, die gccgraphischGn und 
damit strukturellen Verschiedenheiten nach Einwohner
dichte, Verkehrserschließung und klimatischen Ver
hältnissen, selbstverständlich auch geschichtliche Ent
wicklung und landsmannschafUiche Verbindungen, wa
ren unter anderem wesentliche Beurteilungselemente, 
wobei der Ausschuß bel allen Vorschlägen sich nach 
den Maßstäben des ö.ffentlichen Wohles orientierte. 

Wenn der Ausschuß als Ergebnis seiner Arbeit mit der 
Au!lösung von 22 Landkreisen - von 39 - und der Neu
bildung von 11 Landkreisen nach Raum und Inhalt 
einen tiefen Eingriff in diesen Sektor der Verwaltung 
im Lande vorschlägt, so geht er dabei insbesondere 
davon aus, daß der Landkreis als Einrichtung zwar 
institutionell garantiert ist, indessen die Landkreise in 
ihrer konkreten Gestalt keine Bestandsgarantie be
sitzen, sondern nach Maßgabe des Gesetzes und in der 
Sachbetrachtung unter den Notwendigkeiten und Fol
gen allgemeinen, strukturellen Wandels zur Disposition 
des Gesetzes stehen. 

Nach der zweiten Lesung, meine Damen und Herren, 
hat gemäß § 8 der Landkreisordnung - ich will mich 
an dieser Stelle nicht in die Frage vertiefen, ob das 
rechtlich zwingend nötig gewesen wäre oder sich der 
Landesgesetzgeber im Zuge einer solchen allgemeinen 
Entwicklung auch über diese Vorschrift eines normalen 
Landesgesetzes hätte rechtlich hinwegsetzen können -
die Anhörung der Kreistage der beteiligten Landkreise 
staltge!unden. Die Ergebnisse dieser Anhörung wur
den, nebst dazu erarbeiteten und dem Ausschuß vorge
tragenen Stellungnahmen des Ministeriums des Innern 
sowie der Landesplanung, vom Ausschuß eingehend be
raten. 

E!i würde den Rahmen dieser Berichterstattung, meine 
Damen und Herren, ersichtlich sprengen, die :zum Teil 
detaillierten Stellungnahmen der Kreistage hier und 
an dieser Stelle im einzelnen darzustellen. Insoweit 
muß au! die dem Ausschuß vorgelegten Ausarbeitungen 
des MinisteX'iums des Innern, die neben der Stellung
nahme der Kreistage zusätzlich die Stellungnahmen 
dieses Ministeriums und der Landesplanung und son
stiger statistischer Angaben hinsichtlich der neuen 
Kreisgebilde enthielt - es handelt sich um die Vorlage 
60 228 unseres Hauses -, Bezug genommen werden. 

Nur so viel sei hier !~tgestellt, daß von den 22 zur 
Auflösung und Neubildung vorgesehenen Landkreisen 
die Häl!k, nämlich 11, den vorgesehenen Lösungen 
uneingeschränkt oder jcden!alls im Grundsatz zuge
stimmt habeu, während ebenfalls 11 - die andere 
Hälfte - entweder keine Veränderung wünschten oder 
ihrerseits andere Lösungen in Vorschlag bringen. 

In der zweiten Lesung waren zunächst noch folgende 
Fragen - und zwar bewußt .- o!!engeblieben: Der Silz 

der Landkreisverwaltung bei den neugebildeten Land
kreisen und der Name der neugebildeten Kreise. In
dessen bestand bereits vor der zweiten Lesung im Aus
schuß 'Obereinstimmung darüber, daß diese Fragen bei 
der dritten Lesung zu entscheiden sein würden, und es 
wurden von uns weitere Erkenntnisse zu diesen über
dies aus der zwischenzeitlichen Anhörung der Kreistage 
erwartet. 

Der Entwutl sieht nunmehr in allen Fällen die Fest
legung des kün!U.gen Sitzes des Landratsamtes in den 
neugebildeten Kreisen vor. 

Grundsatz war die Wahl des Ortes mit optimaler Zen
tralität L"'lnerhalb d€r neuen Gebilde. Hinsichtlich der 
Namen der neugebildeten Landkreise kommt der Ent
wurf, soweit nicht im einzelnen Fall Landschaftsnamen 
vorgesehen sind, grundsätzlich zu Doppelnamen durch 
Zusammenfügung der bisherigen Namen, wobei in der 
Regel der künftige Sitzort an erster Stelle steht. 

In den Grundsatzentscheidungen der Zusammenfüh
rung bisheriger Landkreise zu neuen größeren Kreisen 
hält der Ihnen jetzt vorliegende Entwurf im wesent
lichen an der Fassung der zweiten Lesung !est. 

Andererseits haben sich aus der Beratung des Ergeb
nisses der Anhörung der Kreistage und aus sonstigen 
weiteren Überlegungen eine ganze Reihe von Verände
rungen ergeben, teils daß auf in der zweiten Lesung 
nodi. vorgesehene Regelungen verzichtet wird, teils daß 
neue Regelungen vorgesehen sind. Im einzelnen darf 
hier unter Verzicht auf Detaildarstellungen auf die 
Ihnen vorliegende Drucksache VL'878 Bezug genommen 
werden. 

Der Darstellung des wesentlichsten· Inhalts der Vor
lage sei allgemeJn.noch folgendes vorausgeschickt. Die. 
Tatsachen, daß die Zielpläne für die Bildung der Ver
bandsgemeinden noch nicht vorliegen können, ferner 
c!ie Einräumung einer Freiwilligkeitsphase in der Bil
dung der Verbandsgemeinden in den Teilen des Lan
·ctes, die die Einrichtung der Amtsverwaltung nicht 
kannten, also im Regierungsbezirk Rheinhessen-Pialz 
und im ehemaligen Bezirk Montabaur, bringen es 
zwangsläufig mlt sich, daß in der Zuordnung einzelner 
Gemeinden zu diesem oder jenem Landkreis Zwel!el 
bestehen, weil ihre kün!tige Verbandsgemeindezui'.e
hörigkcit heute noch nicht klar überschaubar ist. Der 
Ausschuß hat in solchen Fällen grundsätzlich von einer 
Veränderung der Kreiszugehörigkeit im gegenwärtigen 
Zeitpunkt abgesehen, zumal für die ·spätere Regelung 
der Verbandsgemeinden die Änderung von Kreis- und 
Bezirksgrenzen im Gesetz ausdrücklich v9rgesehen ist. 

Auch in der heutigen Darstellung, meine Damen und 
Herren, werden Sie es dem Berichterstatter siche1· er
lassen, die Fülle kleinerer Regelungen der Kreisgrel!2en 

· zu vermerken, auch soweit gegenüber der zweiten Le
sung Änderungen nach der einen oder anderen Seite 
hici· eingetreten sind. Insoweit sei auf die Ihnen vor
liegende Drucksache Bezug genommen. Der wesentliche 
Inhalt des Entwurfs sollte aber bei der Bedeutung der 
Sache, auch unter Inkaufnahme von Wiederholungen -
k:h bitte deshalb um Ihre Nachsicht - der Bericht
erstattung in zweiter Lesung, hier in gedrängter Kürze 
zusammengefaßt werden. 

Der Geselzentwul'f sieht nunmehr - übl'lgens unter 
technischer Umgestaltung der Fassung der zweiten Le
sung - die Auflösung der Landkreise Cochem, Loreley
kreis, St. Goar - ich gebe die Reihenfolge nach dem 
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Alphabet innel'halb der Regierungsbezirke an -, Siln
mern. UntPrlahnkreis und Zell des Regierungsbezirks 
Koblenz. Bernk<istel, Saarburg, Trier und Wittlich des 
Hegierungsbczirks Trier, Alzey, Bergzabern, Bingen, 
Frankenthal, Kh'"chheimbolanden, Landau, Ludwigsha
fen, Mainz, Neustadt, Roi:kenhausen. Speyer und Worms 
des Regierungsbezirks Rheinhessen-Pfalz vor. 

Diese Auflösungsmaßnahmen und die vorgeschlagenen 
Neubildungen von Landkreisen bieten in den Grund
?.ügen nunmeht· das folgende Bild - die Darstellung er
folgt nach der Reihenfolge der Paragraphen des Ent
wurfs-: 

1. Der g:anze bisht>rige Kreis Cochem wir:d mit dem 
l~('rn~ebiet des bisherigen Kreises Zell zu einem neuen 
L•mdkreis „Codiem-7.ell" mit dem Sitz in Cochem zu
:<arnmemwfrlflt. Randräume des bisherigen Krl:!ises Zeli 
werden d<ibd 7.um neuen Landkreis „Bernkastcl-Witt
lil'h" und zum neuen „Rhein-Hunsrück:-Kreisi; orien
tiert. Angesichts der Struktur beider Teilräume und 
ihrer s1arken bisherigen inneren Verzahnung, beson
ders im Bereich des Moscltales, erscheint eine solche 
Neugestaltung des dem Regierungsbezirk Koblenz an
gchbrendf>n TeileB des Raumes der mittleren Mosel 
;;.ls n<iliirliche Löstmg. 

D<'r Vorschlag für den Sitz der Verwaltung des künf
tigen Kreises ist die Folge der deutlich überlegenen 
Z(·ntrRlitiil und Ausstrahlungskraft der Stadt Cochem 
inn<'rhAlb ries nf>uen Gesamtgebildes. 

:t. Der bi:;herill(e Loreleykreis und der bisherige Unter
lahnkrE'is sollen einen neuen L.:1.ndkreis mit dem Na
men ,.Rhein-L;;ltn-Kreis" mit dem Sitz in Bad Ems 
bilden. 

Die Zusarnmenfü~ung dieser von geschichtlicher Ent
wicklunJJ: und Gegenwartsstruktur her gewiß ver
wandten Räume lag und liegt nahe, seitdem der Ge
danke eines beide Stromseiten des Rheines urnfassen
dC'n Mitt„JrheinkrC'ises so gut wie allgemein aufgege
ben worden war. Hier war in schwieriger Abwägung 
geographischer und realer Zentralität der als Sitz der 
V<'rwalttme in Frage korrunenden Städte der Vorschlag 
Plnes neuen Kreissit7.l:!S zu erarbeiten, nachdem die 
bisherigen Kreisstädte Diei: und St. Goarshausen be
M!l,•'ll auf den neuen Gesamtraum zu peripher erscll.ei
fü~n müsisen. In der Mittellage zwischen den Räumen 
der Lohnmündung und des Rheintales einerseits und 
d!'m Raum Diez andererseits wird in der Vorlage die 
Stadt Bad Ems vorgeschlagen. 

:t DC'r ganze bishedge Kreis Simmern und das Kern
gebiet des bü;herigen Kreises St. Goar werden, zugleich 
mil Kon·ekturen gegenüber den bisherigen Kreisen Zell 
und Bernkastel. zu einem neuen „Rhein-Hunsrück
Kreis~ mit dem Sitr. in Simmern zusammengeführt. 

Parallel der vorgeschlagenen Lösung auf dem rechten 
Rlwinufi>r findet der Vorschlag in der Verflechtung der 
Rheintallandschaft mit dem dahintergelegenen Höhen
gebiet seine Rechtfertigung. Mit der Orientierung der 
Rii.urne St.Rdt und Amt Bacharach in Richtung Bingen/ 
Mainz und Brodenbach in Richtung Koblenz wird den 
innerE>n Zusammenhängen dieser Teilräume in diesen 
Handgebieten Rechnung getragen, ohne daß der Grund
g:edanke der Zusammenführung der Kernräume beider 
bisheriger Kreise wesentlich beeinträchtigt oder ver
lassen wird. 

Der Sit7, der Verwaltung des neuen Kreises in Simmern 
bietet sich an, da Simmern innerhalb des Gesamtgebie-

tes des neuen Kreises eine beachtlic'be Zentralität auf
zuwe1$en hat. während die bishe1·ige Ki'eissladt St. Goar 
und die übrigen in Betracht kommenden Rheinstädte 
innerhalb des neuen Gebildes durchaus peripher gele
gen sind. 

4. Im Bereich der mittleren Mosel - Regierungsbe:zirk 
Tri('r - wird die Zui;;ammenfi.ihrnng der bisherigen 
Kre.is.e Wittlich und Bernkastel mit Kol'rekturen im 
Verhältnis zu Birkenfeld und zum neuen „nhein-Huns
rilck-Kreis" und überdies zum bishel'i~cn Kl'eis Zell zu 
einem Landkreis „Bernkastel-Wittlieh" mit dem Sitz 
in Wittlich vorgeschlagen. 

Dieser Vorschlag stellt gewissermaßen das Gegenstück 
"·!l:U einem neuen Kreis „Cochem-Zell" dar und iindet 
wie dieser, insbesondere in einer bereits bestehenden 
starken Verzahnung der bishel'igcn Kreise im Bereich 
des Moseltales. seine innere und natiirlime Berechti
gung. 

5. Die Zu~.<!.IllIXl.enführung der beiden Landkreise Saar
burg und Trier zu einem neuen Landkreis „Trier-Saar
burg" mit dem Sitz in Trier entspricht bereits der Re
gierungsvorlage und stellt in der geographischen Situa
tion dieser Grenzräume die natürli<'he und nächst
liegende r ,iisung dcir. 

Innerhalb des Gesamtraumes der zusammengefühl'ten 
beiden Kreise muß der St<idt Trier die erheblich über
legene Zentralifät zuerkannt werdPn. Sie ist deshalb als 
Sitz der Kreisverwaltung vorgeschlagen. 

6. Aus den beiden bisherigen Landkreisen Alzey und 
Worms wll ein neul"r T.~nrlkreis „Alzey-Worms" mit 
dem Sit7. in Alzey bei gleichzeitigen Grenzkorrekturen 
im Verhältnis zum Kreis Kreuznach und zum neugebil
deten „Donnersbi:rg:kreis" gebildet werden. 

Die Kleinräumigkcit des bisherigen Regierungsbezirks 
Rheinhessen und sein hoher Grad innerer Erschlossen
heit fordern und rechtfertigen die Rcduziernng von 
vier auf zwei Kreis.e in diesem Raum. Dabei bot sich 
die Ost-West-Lösung der Zusammenführung der Krei::se 
Alzey und Worms einerseits und Bingen und Mainz 
andererseits an. 

Der Vorschlag des künftigen Kreissitzes bereitete hier 
in der Abwägung der Argumente gewiß besondere 
Schwierigkeiten, mußte aber zugunsten der bisherigen 
Kreisstadt Al..-ey als der St.<1dt mit der höheren Zen
tralität !nnet·halb des Gesamtraumes lauten. 

7. Bei einer gewissen Grenzkorrektur im Verhältnis 
zum Nachbarkreis Pirmasens sollen die Kreise Berg
zabern und Landau zu einem Landkreis „Landau-Bad 
Bergzabern" mit dem Sitz der Verwaltung in Landau 
zusammengeschlossen werden. 

Der hohe Grad bereits bestehender Verzahnungen und 
die Struktut·vel'wandtschaft beider Räume legen diese 
Lösung nahe, gegen die auch nach dem Ergebnis des 
Anhöl'ver!ahrens durchgreifende Bedenken nicht zu 
erkennen wareh. Die Grenzlandfunktion des Südrau
mes kann auch innerhalb eines größeren Gesamtraumes 
wirk&am wahrgenommen werden. 

Hier"Wfä"lfü"gesamten Raum der Vorderpfalz sind bei 
der ~trukturellen Eigl:!nart des Rheingrabens einerseits, 
des Haardtrandes und des Gebirges andererseits Nord
süd-Lösungen den ebenfalls denkbaren Ost-West-Lö-

... sungen im ~rt!ndsatz vorzuziehen. Der Stadt Landau 
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&ls dem Ort mit der weitaus größten Zentralität und 
Ausstrahlungskl'aft dieses Raumes war die Funktion 
des kün!tigen Kreissitzes zuzuerkennen. 

8. Die blsbedgen Landkreise Mainz und Bingen sollen 
zu einem neuen Landkreis Mainz-Bingen mit dem Sitz 
in Mainz zusammenge!ilhd werden. Auf die bereits ge
machten grundsätzlichen Ausführungen hinsichtlich des 
rhcinhessischcn Raumes wtrd Bezug genommen. Neben 
der Abgabe einer Reihe von Gemeinden des bisherigen 
Landkreises Bingen an den Landkreis Kreuznach im 
Ausstrahlungsbereich der Stadt Bad Kreuznach steht 
die Zuordnung des überwiegenden Teiles der bisheri
gen Verbandsgemeinde Bingerbrück des Kreises Kreuz
nach und von Stadt .und Verbandsgemeinde Bacharach 
im bisherigen Kreis Sankt Goar als Folge naturräum
llchct· Gegebenheiten dieses Teiles des Rheintales und 
der Ausstrahlung der Stadt Bingen in diesem Bereich. 
Mainz als Verwaltungssitz erscheint von der Mittel
punktlage dieser Stadt innerhalb des Gesamtraumes 
des neuen Kreises her zwingend. 

(Lebha!le Unruhe bei der SPD.) 

Die Bemerkung galt wohl nicht dem Berichterstatter? 

(Abg. Thorwirth: Nein!} 

Danke! 

(Abg. Thorwirth: It.h habe gesagt, der Herr Kol
lege Dr. Rösler wüßte als einziger in diesem Raum, 
was naturräumlich ist. - Unruhe im Hause. -
Abg. Dr. Rösler: It.h werde bei Gelegenheit dar-

auf antworten!) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Ich bitte Sie, fortzufahren, Herr Bel'ichterstatterl 

Abg. Dr. Schmitt: 

Ich 11cltaue nicht hinter die Motive und muß im Augen
blick auf eine legale Interpretation des Begrif!es „na
turräumllch" verzichten. 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD. - Glocke des 
Präsidenten.} 

9. Der westliche Teil des bisherigen Kreises Franken
thal soll mit dem bisherigen Kreis Neustadt an der 
Weinstraße zu einem neuen Kreis mlt dem Sitz in Bad 
Dürkheim und entsprechendem neuen Namen zusam
mengeführt werden. Der Vorschlag erscheint bei enger 
struktureller Verwandtschaft beider Räume einerseits 
aus der Zusammenführung des östlichen Teiles des bis
herigen Kreises Frankenthal mit dem Raum Ludwigs
ha!en~pcyer und zum anderen mit der Bildung eines 
Donnesbcrgkreises im Westen des Raumes naheliegend, 
ja zwingend. 

Bad Dürkheim als Ort mH optimaler Zentralltät im 
neugesta lteten Raum bietet sich als Kreissitz um so 
nachdrücklicher an, als die im Gesamtraum des neuen 
Kreises durchaus peripher gelegene bisherige Kreis
stadt Neustadt an der Weinstraße durch das Vierte 
Verein!achungsgesctz \'Orausslchtlich oder möglicher
weise eine Akzentuierung als kreisfreie Stadt erfahren 
wird. 

- - - - - -·· ·-- - · ... -- . ·-- -
10. Die bishel'lgen Landkreise Kirchheimbolanden und 
Rockenhausen sollen einen neuen Donnersbergkreis 
bilden, wobei allerdings bei gewissen Grenzkorrektu
ren insbesondere eine Reihe von Randgebieten des 
bisherigen Kreises Rockenhausen dem Landkreis Bad 
Kreuznach in der Hauptsache als Folge der Ausstrah
lungskra!t der Stadt Bad Kreuznach zugeteilt werden. 
Eine einheitliCh zu sehende Entwicklungsaufgabe die
ses Raumes rund um den Donnersberg recht.fertigt 
es, ihn auch als e~nheftlichen Verwaltungsraum zu ge
stalten. Als Sitz des neugestalteten Kreises ist Kirch
heimbolanden vorgesehen, da dieser Stadt eine höhere 
Zentralität gegenüber Rockenhausen wzuerkennen ist. 

11. Schließlich sollen die Räume der bi~hel'igen Kreise 
Ludwigshafen, Speyer und der östliche Teil des Land
kreises Frankenthal zu einem neuen Landkreis zusam
mengefaßt werden, eine Lösung, die im wesentlichen 
bereits der Regierungsvorlage entspricht, im übrigen 
aber auch der Struktur dieses stadtnahen Bereiches 
und der überragenden Ausstrahlungskxaft der Stadt 
Ludwigshafen entspricht. Ein Kreisverwaltungssitz 
nördlich oder südlich der Stadt Ludwigshafen wäre !Ur 
die jeweils entgegengesetzt liegenden Räume schwerlich 
akzeptabel. 

12. Von den übrigen Landkreisen sind die Kreise Bir
ken!eld, Koblenz, Bad Kreuznach, Kusel, Kaiserslau
tern, Pirmasens u nd Bitburg von gebietlichen Ande
rungen versdliedenartigen Umfanges berührt, die sich 
zum Teil bereits aus der bisherigen Darstellung über
dies ergeben. Insoweit dar! ich auf die §§ 13 bis 19 des 
Ihnen vorliegenden Entwurfs Bezug nehmen. 

Die weiteren Bestimmungen des Entwurfs, auf die In 
der zweiten Lesung wegen ihrer wesentlich technischen 
Bedeut.ung nur kurz verwiesen wurde, haben in der 
Schlußphase der Gestaltung des Entwurfs eine erheb
lich sachliche Ausweitung erfahren. Sie bedürfen des
halb im heutigen Bericht einer gedrängten Darstellung. 

1. Die Vorschriften eines II. Abschnittes rei:eln die 
Überleitung der Verwaltung. Sie stellen die Kontinui
tät der landräUichen Verv.·altung sicher, lndem sie In 
einer Übergangsphase Amter als Außenstellen In Ihren 
bisherigen Zuständigkeiten !orfüestehen lassen (§ 20), 
die Vertretung der neugebildeten Landkreise in der 
übergangsphase (§ 21) und ebenso die Haushaltsge
staltung sicherstellen (§ 22). 

2. Die Vorschriften des III. Abschnittes regeln die Ober
leitung des Personals. Es war. das nachdrückliche Be
streben des Ausschusses, eine Regelung zu finden, die 
den berechtigten sozialen Belangen des Personals und 
der Respektierung des Fürsorgegedankens in vollem 
Umfange Rechnung trägt, ohne au! der anderen Seite 
den Weg zu notwendigen organisatorischen Eingrif!en 
und Umgestaltungen zu versperren. 

Die bundesgesetzliche und für den Landesgesetzgeber 
verbindliche Regelung der §§ 128 ff. des Bundesrcchts
rahmengeset.zes wurde deshalb im Entwurf ergänzt 
durch eine au! den 1. Januar 1975 zeitlich begrenzte, 
aber damit zugleich zeitlich ausreichend bestimmte 
U.nterbringungspflicht sämtlicher Landkreise, also auch 
derjenigen, deren Auflösung Im vorliegenden Gesetz
entwurf nicht vorgesehen ist. Ist die anteilige Über
nahme der Beamten durch die neuen Landkreise be
reits durch § 128 des eben erwähnten Bundesrcchts
rahmengesetzes gewährleistet, so legt § 30 des Ent
wurfs !Ur die Angestellten und Arbeiter im Verbältnis 
der Kreise zueinander den gleichen Grundsatz für die 
zwischen den Kreisen zu treffenden Auseinanderset
zungen fest. 
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'.3. Aus dem IV. Abschnitt der sonstigen Überleitungs
vor's<·hrifwn ist erwähnenswert, daß die Neuwahl der 
J<reistage der von der Neugliederung berührten Land
kreise am Tage der allgemeinen Kommunalwahl 1969 
:it<illfinden soll. 

4. mn V. Abschnit1 rE>gelt schließlich die Auswirkung 
der Neugliederung auf die Kreissparkassen. In del" Ab
wiigun!'!: <:'iner mehr oder weniger strengen Durchlüh
l'1rn,,; des TetTitorialprinzips - es lagen dem Ausschul.I 
zwei furmulierte Konzeptionen vor -, und zwar hier 
übt•igPns in Übereinstimmung mit dem Bcratungset·geb
nis d<•:; Innenausschusses. wurde eine Regelung \·orge
~··h~'n, d1P diPses Terrilorialprtnzip konsequent zur 
J\11wendung bringt, zugleich aber für die danach erfor
derlichen Maßnahmen elastisch eine Frist von 12 Mo
n;il<m naeb Inkrafttreten des Gesetzes einräumt. 

fi. An~emerkt sei schließlich, daß die Aufnahme einl's 
wc-it<>rPn Ahi-rhniU.P-s über die Überleitung der Re~i\J
irnlplanung nur deshalb unterblieben ist, weil formu
lierte Vorschriften er1<t in der letzten Sitzung des Aus
schusses vorliegen konnten und weil nach der Übcr
zt>ugurtg des Ausschusses sy11iematisch diese Regelung 
c>h('n~igu1 in <lf'm in der Beratung begriffenen Vierten 
Vereinfacbungsgesetz Aufnahme finden kann, dort 
all<'rdings als notwendige Regelung dunn auch Auf„ 
nahm!;' flndf'n sollte. 

ti. In Pint'm VI. Abschnitt hatte die dem Minister des 
Innern zu erteilende Ermächtigung zum Erlaß von 
DurchHih1·ungsvorschriften insbesondere ausdrücklich 
<lit:- l"fille zu berücksichtigen, bei denen die Änderung 
von Kreis~renzen gleichzeitig in den Bestand einer 
Vl'rbandR!"(Pmeindc oder einer gemeinschaftlichen Bür
gL'rmd~tPrei eingreift. Die Ermächtigung umfaßt wohl 
auch die Möglichkeit, die Behörden, die sich nach dem 
Grundsatz der Einräumigkeit der Verwaltung traditio
nellerwcise in ihrem Zuständigkeitsbereich räwnlich 
mit dem GPhiet unserer Landkreise decken - denken 
Sie etwa an Gesundheits-. Veterinär- oder Kataster
äm1f'r -, mit den neuen Kreisen deckungsgleich zu ge
~laltPn . 

7. S cll!Lefüich soll das Gesetz nach dem Beschlul.l des 
Au::;::;d:1u:;sPs in seinen wesentlichen Teilen am Tage 
vor df'f Kommunalwahl 1969 in Kraft treten, so daU 
die Neubildung der kommunalen Vertretungskörper
schaftf'n im Rahmen dieser allgemeinen Wahl mit dem 
~<·rin~stmöglidlen Sonderaufwand erfolgen kann. 

lch darf in dieosem Zusammenhang auf die Ihnen E1llen 
vorlie)!;C'ndP Drucksache VIJB81 verweisen, die als Än
dPnmgsantrag der Fraktionen der CDU und FDP vo1·
skht, daU dieses Gestz am 7. Juni 1969 in Kraft treten 
soll. was augenscheinlicll auch Rückschlüsse auf den 
Tag der Kommunalwahlen zuläßt, über die der Bc
rieht<>rstiüter sich hier ab'.!r weiter nicht auszulassen 
hat. 

Abschließend sei noch angemNkt, da(l der Innenaus 
schuß als mitbeteiligter Ausschuß die Überleitungsvor
schriften des F.ntwurfs, also die eucn von mir in sehr 
gedrängter Kürze dargestellten Abschnitte II bis VI 
rnitb0rat..,n hat, daß sidl aber eine gesonderte Darstel
hmg erübrigt. da seine Empfehlungen voll in die Be
schlußfassung des Ausschusses für Verwaltungsreform 
und damil in die Ihnen vorliegende Vorlage eingegan
gen sind. 

D ie Rnic'ht<'r~tattung isi damit wohl abgeschlossen. 
Wertungen sind naturgemäß dem Berichterstatter ver-

sagt. Mit aller Vorsicht möchte ich aber sagen: Der 
Ausschuß für Verwaltungsreform hat seine Beratungen 
abgeschlossen in der Meinung, daB eine annähernd den 
gesamten Bereich des Landes erfassende Neuregelung 
der l;mdrätlichen Verwa.ltung~organisation einen weit
hin sichtbaren Kernbeitrag zur <iktuellE'n Aufgiüie der 
Verwaltungsreform überhaupt darskllt und dal3 die 
jetzt vorgesehenen Anderungen als Folge zwischenzeit
licher Entwicklun1tcn erheblich, um nicht zu sagen weit 
über das hin.ausgehen, was als Inhalt der Regierwigs
vorlage vor Jahren berechtigtes Aufsehen und Aner
kennung weit über die Grenzen unseres Landes hin·
aus gefunden hatte. 

Ich bitte Sie namens des Ausschus8es, meme i;ehr ver
ehrten Damen und Herren, unter diesen Aspekten um 
Ihm Zustimmung ;;:u dem Entwurf in driltei· Lesung. 

tBeifaii bei den Regierungsparteien.) 

i • • . .11' . ' '. '"''' 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Ich danke dem Herrn 13erichterstalter für die Ausfüh
rwigcn. Die Aussprache ist eröffnet. Dus Wort hat Herr 
Abgeordneter Rothley {SPD). 

Abg. Rothle:v: 

Herr PräsidE'n!l 1\IIeine sehr verehr1P!1 Damen un<l 
Herren! Ich bedauere außerordentli<'h, d;iß wir erst 
WPnige Minuten vor 16 Uhr ein so \liichtigf's Gesetz 
heute in dritter BE'rntung zur Aussprnche stellen und 
uns darüber unterhalten. Aber vielleicht ist dus übe1··· 
haupt kennzeichnend für diese Vorlage, daß i;ie unter 
einem Zeitdmck erw;ichsen ist. der zum Teil als uner
träglich empfunden wurde, wobei es :::ich um ein Ge
setz handelt, das von der Verwaltungsstruktur her 
gesehen doc>h in den einz!'lnen Gebiet<'n unsP-r~s I ,an
des entscheidende Eingriffe vornehmen soll. 

<Gloc:ke des PriisidentPn.) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Herr Abgeordneter Rothley, erlauben Sie eine Zwi
schenfrage de8 Herrn Abgeordneten Dr. Kohl (CDU)? 

Abg. Rothley: 

Biite schön. 

Abg. Dr. Tfohl: 

Ben- Kollege Rothley, würden Sie mir in der Fest
stellung zustimmen, daß auch Sie bei der Tagesord
nung!estiegwig im Ältestenrat wMen und dieser Ta
gesordnung zugestimmt hab<>n? 

Abg. Rotbley: 

Das sdi.Heßt nicht aus, daß ich trotzdem mein Bedauern 
darüber zum Ausdruck bringen kann, daß wir erst kurz 
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vor 16 Uhr damit beginnen, nachdem wir im Ältestenrat 
der Auffassung waren, daß wir mit dieser Materie 
mindestens sofort nach der Mittagspause beginnen 
würden. Darüber waren wir uns sicher im klaren. 

(Abg. Schwarz: Ist 16 Uhr keine gute Arbeits:lCit?) 

Da können die Meinungen auseinandergehen. Ich 
hal.>e mein Bedauern darüber ausgesprochen aus der 
Erfahrung heraus, die ich in diesem Hoherl Hause im 
Blick auf die !01'tgeschritt~ne Zeit schon gemacht habe. 

Aber lassen Sie mich Sägen, daß wir heule in der Aus
sprache zur dritten Beratung uns die Frage zu stellen 
haben, ob dieses Gesetzeswerk, das uns vorliegt, den 
Er!ot·dcrnissen der Gegenwart und der Zukunft gerecht. 
wird. Ich bedauere im Namen der SPD-Fraktion, hie1· 
feststellen zu müssen, daß diese Frage von uns zu ver
neinen ist. Denn die Vorlage kann für sich nicht in 
Anspruch nehmen, ein Reformwerk darzustellen. Der 
Inhult der Vorlage ist in _vielen Teilen wirklichkeits
fremd. Icl1 bin der festen Überzeugung, daß die Neu
ordnung, die hier vorgesehen ist, sich in vielen Fällen 
ln der Praxis nicht bewähren kann. Die Gründe, die 
füt· eine Ablehnung dieser Vorlage sprechen, lassen sich 
vielleicht kurz wie folgt zusammenfassen. 

Die Vorlage zementiert die Vielstufigkcit der Verwal
tung und den damit verbundenen hohen Verwaltungs
kostt;lnaufwand. Sie steht teilweise in krassem Gegen
satz zu raumordnerischen Vorstellungen und den 
Ubcrlegungen der Regional- und Landesplanung. Sie 
beinhaltet zurn dritten Größenordnungen der Kreise 
zwischen 40 000 und 160 000 Einwohnern und verhin
dert nach meiner Meinung dadurch eine echte Funk
tionalre!orm auf Kreisebene. Die Gesetzesvorlage be
inhaltet eine Fülle territorialer Unebenheiten und 
Unvollkommenheiten, die eine perm~nente Unruhe 
bd Teilen der Bevölkerung bewirken wfrd. Und sie 
wird letzten Endes zu Fehlinvestitionen führen, die 
nach meinem Dafürhalten volkswirtschaftlich nicht 
verantwortet werden können. Wenn ich sehe, daß 
hier die VielstuCigkeit der Verwaltung und damit auch 
ein extrem hoher Verwaltungskostenaufwand für 
die Zukunft zementiert wird. dann darf ich daran er
innE'rn, daß wir SozialdemokTaten es waren, die von 
Anfang an die Auffassung vertreten haben, daß in der· 
!"rage der Kreisreform eine Lösung gesucht werden 
muß, die in die Zukunft weist, und zwar dergestalt. 
daß wir zu einer Dreistu!igkeit der Verwaltung kom
men, nämlich der Verbandsgemeinde, der Regional
verwaltung und der Landesregierung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wissen, daß die Erfüllung und Verwirklichung 
einer Regionalverwaltung im Augenblick zum mindesten 
nicht in allen Regionen des Landes denkbar ist. Das 
er~ibt sich aus der Fläche, das ergibt sich. aus der Tat
sache, daß die Verl.>andsgemeinden noch nicht installiert 
sind. Das muß erst einmal eine Weile laufen. Aber es 
wäre sinnvoll und zweckmäßig gewesen, die Kreise 
heule so zu schneiden, daß sie In die Regionen h.inein
PRSSen, so daß hier eine Möglichkeit in der Zukunft 
gegeben wäre, Kreise und Regionen au! einen gemein
samen Nenner zu bringen. Die Kreise sind in solchen 
Gebieten ja heule schon gezwungen, in entschddenden 
Entwicklungs- oder Vcrsorgungs!ragen o!l weitgehend 
zusammenzuarbeiten, was dann sicher leichter gegan
gen wäre. 

(Beifall bei de r SPD.) 

Daß es die Möglichkeit"gegcben hätte, solche Fälle schon 
zu praktizieren, ergibt sich eindeutig aus der Situation, 
die wir in der Südpfalz vorfinden. Dort hätte ohne 
Schwierigkeit eine Region zu einem Kreis zusammen
geschlossen werden können. Aus welchen Gründen auch 
immer hat man darauf verzichtet., den Kreis Germers
heim in seiner urunögllchen Gestalt diesem Südpfalz
kreis, nämlich den vereinigten Kreisen Bergzabern und 
Landau zuzuführen. Dabei 'hätte sich nach meiner Mei
nung gerade dieses Gebiet hervorragend geeignet, als 
Modell!all zu dienen. 

Wir wissen, daß, wenn wir au! diese regionangenäher
ten Kreise eingegangen wären. auch. .teilweise eine Kor
rektul' der Re~ionsgrenzen notwendig gewesen wäre. 
Denn darüber sind wir uns auch einig, daß die Re
gionsgrenzen, wie sie in dem Gesetz über die Eintei
lung des Landes in Re&ionen geschaf!en worden sind, 
zum Teil auch umstl'itten und von der Wirklichkeit ent.
fernt sind. Sie haben anders entscl1ieden. Wir sind der 
Auffassung, daß es eine schlechlc Entscheidung ist, weil 
efne ·sinnvolle Kreist'e!on:Il sich nur innerhalb der Re
gionen hätte vollziehen sollen, weil wir der Meinung 
sind, daß insbesondere in den großen Regionen 2, 3 
oder meinetwegen im einen oder anderen Falle 
4 Landkreise l}.ätten geschnitten werden sollen. 

Wenn Sie, Rerr Dr. Kohl, in der zweiten Lesung zu die
sem Gesetz gemeint haben, daß diese Kreisreform einen 
Anzug darstelle, der ausgemessen sei auf dieses Land, 
dann dar! ich Ihnen heute aber doch saJ!:en: Das ist kein 
Maßanzug, sondern das ist ein Anzug von der Stange, 
der an \rieien Stellen des Körpc1·s nicht paßt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Mir will auch scheinen, daß Ihnen selbst in der Zwi
schenzeit Zwei!el gekommen sind, ob das, was Sie 
hier als Gesetz vorgelegt bab()n, wohl durchdacht ist; 
denn daß heute offensichtlich auch von Ihnen nicht be
stritten wird, daß kein richtiges Durchdenken der Ge
setzesvorlage erfolgt ist, ergibt sich ja aus Ihrem Eni
schließungsant rag Drucksache VI/879, den Sie nunmehr 
auf den Tisch des Hauses gelegt haben. Sie verlangen 
darin, den Ei!elraum wid den Raum um Koblenz und 
Neuwied neu zu untersuchen. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, was für diese Räume gefordert 
wird, tri!Il !ür eine ganze Reihe anderer Gebietsteile 
unseres Landes im selben Umfange zu; 

(Beifall der SPD.) 

das gilt mindestens für die Westpfalz, !ür die Vorder
pfalz und auch für die Nordpfolz, gllt aber auch für 
andere Teile. Ich meine deshalb, daß der Ent.
schließungsantrag doch ein gewisses Eingeständnis dar
stellt, daß das, was hier heute Gesetz werden soll, nicht 
ganz der Weisheit letzter Schluß sein kann. Trotzdem 
muß die.ses Gesetz heute verabschiedet wei·den ~ ge
statten Sie mir den1harten Vorwurf -: aus parteitak
lischen Überlegungen und aus Prestigegründen. Ich 
glaube, wenn man sich nicht so frühzeitig festgelegt 
hätte, daß dieses Gesetz Ende Oktober vom Landtag 
verabschiedet werden müßte, wären wir in einer gänz
lich anderen Beratungssituation gewesen, worau! ich 
noch eingehen werde. Wir hätten zumindest die Mög
lichkeit gehabt, über eine entsprechend längere Strecke 
das gründlich zu beraten, was meines Erachtens zu kurz 
gekommen ist. Jeder objektive Betrachter kann nach 
meinem Empfinden nur den Kopf schütteln über den 
unerhörten Zeitdruck, unter dem die Beratung dieses 
v.ichtigen Gesetzes stattgefunden hat. kh finde, daß das 
Ergebnis auch danach ist. 
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Statt zukunftsweisende Maßnahmen zu treffen, die im 
Endergebnis die dreistufige Verwaltw1g hätten bringen 
mfo:.;;en, hat man hier Kreise gescharfen, die teilweise 
S<'.hnn in ihrer Geburtsstunde sich als Mißgd>urtcn er
weisen. Die Vielstu!igkeit wird zementiert durch dle 
VL•rbeincisgemeinde, durch die Krelsverwaltung, durch 
dif' Regionalverwaltung auf planerischem Gebiet, sie 
wird zement.iE>rt durch die Beibehaltung der Bezirks
r':!gierun,l!,l:'n und schließlich noch durch die Landes
regierung, so daß wir insgesamt fünf Slufen der Vcr
"''1lt1in~ vorfinden. Dazu kommen noch eine Reihe von 

Sonderbt·hörden im Lande, wie Wasserwirtschaftsämter, 
Straßenneubauämter und Kulttu·ämter; auch die müß
len ja im Zuge einer Verwaltungsreform mit einbezo
~cm werden in die gesamten Überlegungen; es wäre 
sch1· wünschenswert, einmal Betrachtungen darüber 
anzusteBen, wie man solche Ämter bei einer Regionai
v<:t'wr:.ltung mit einbauen könnte. 

Nad1 mPiner persönlichen Meinung und der Mei)tung 
nwi1wr Fraktion beinhaltet die Vodage in vielen Punk
t"'n keine zukunftsweisenden Perspektiven, und wir 
\·crmissett darin zu unserem Bedauern ein Denken 
in größeren Räumen. Lassen Sie mich sagen, daß der 
F.ntwut·f J~ider viel Negatives enthält, so etwa auch, 
da!~ die Kreiseinteilung unterschwellig sicher mit be
,gründet wurde aus der Überlegung, es . müsse unbe
dingt an dem staatlichen La ndrat festgehalten werden. 
kli bin sicher, daß man bei rcgionsangenäherten Krei
sen zu einem kommunalen Landrat gekommen wäre, 
daß es in der Entwicklung auch unumgänglich ist, da
hin zu gelangen; Sie wissen, daß das eine alte Forde
rumi: der sozialdemokratischen Fraktion ist und daß es 
im Bundesgebiet nur zwei Länder gibt, die staatliche 
Landräte haben. Ich bin überzeugt, meine Damen und 
Herren. daß die Entwicklung in den kommenden J ah 
ren auch an uns nicht vorbeigehen wird. daß wir uns 
ihr vielmehr beugen müssen und so auch in dieser 
Frage eine Änderung Platz greifen wird. 

\\'•!nn ich sage, daB diese Vorlage im Gegensau :e.u 
nmmordnerisc:hen Vorstellungen und Überlegungen 
steht. so darf ich bekräftigend darauf verweisen, di1fi 
Kreise zusammengelegt wurden, die verschiedenen HL!
gwnen ;rngehüren, beispielsweise Be1·nkastel und Witt
lich, die beide jeweils einer anderen Region zugeordnet 
sind; das gilt a uch für Simmern und Sankt Goar, das gilt 
(ür andere Kreise, die hier mit angesprochen wurden. 
Und wenn ich sage, daß die Überlegungen der Raum
c)l'dnung und Landesplanung vernachlässigt worden 
sind. dann sei noch der Hinweis angefügt, da!$ die 
Sclweldung der Kreise in der Vorderpfalz nach unserer 
Auffassung ebenfalls falsch erfolgt ist. Statt die Kreise 
von West nach Ost, von der Haardt zum Rhein hin zu 
!>chneiden, wie es natürlich wäre, hat man sich darauf 
,.,,r:-;teift. die Aufteilung in Nord und Süd vorzuneh
men. Dabei ergibt sich das groteske Bild eines Land
kreises Ludwigshafen, der in seiner Mitte drei kreis
frei<:> Städte einschließt. 

lch denke auch, wir wären gut beraten gewesen, erst die 
S ladtumlandfrage :i:u lösen, ehe wir uns der Kreisre
form endgültig zugewandt hätten. Wir haben im Aus
schuß den Antrag gestelit, 

(Glocke des Präsidenten.) 

den Landk1'eis Ludwigsha1en für drei Monate auszu
klammern, bis diese Frage geklärt ist; Sie haben sich 
diesem Antrag versagt. 

V~e~räsld'lµJ Vr, Völker: 

Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herl'n Abgeord
net.eo Hörter (CDU)? 

Abg, Rothley: 

Bitte schön! 

Abg. lliirter: 

Herr Kollege Rothley, bei dem Schnitt der Kreise nach 
Ihrer Vorstellung, nämlich von ·west nach Ost , erlaube 
ich mir die Frage : Wieviel kreisfreie Städte wären 
dann in diesem Vorderpfalz-Kreis enthalten gewesen 
.- bei Ihrer Vorstellung? 

Abg. Rothley: 

Es wären in jedem Falle keine drei kreisfreien Süidte 
in ~inem ~ndkreis gewesen. 

CAbg. Dr. Kohl und andere CDU-Abgeordnete: 
Sondern vier! - Lachen bei der CDU. - Abg. 

Hörter: kh hab~! ja nur gefragt!) 

- Das ist ja nicht wahr! 

(Zurufe von der CDU: Doch, doch!) 

- Ja, aber meine Herren, das sind dann ganz neue Er
ke~tnisse, die Sie da auf den Tisch des Hauses legN1 ! 

(Beifall bei der SPD. - Gelächter bei der CDU.) 

Ich habe gar nicht gewußt, daß Sie in der Region Vm·
derpfalz eine Kreisverwaltung einrichten wollen; das 
haben Sie bis zur Stunde nidlt g~sagt. 

.„„ . (Erneuter Beifall l>d der SPD.) 

Denn wenn Sie hier feststellen, daß in einem solchen 
Landkreis vier kreisfreie Städte gew~sen wären, dann 
ist die gesamte Reglon umfaßt; dafür bin ich Ihnen 
dankbar, Wld ich würde jeden Änderungsantrag in 
dieser Rlcbtung sofort, auch von meiner Fraktion her, 
unterstützen. 

(Abg. Dr. Kohl : Erlauben Sie eine Zwischenfrage'!) 

\ ' i1• " 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ahg~ord
n'elen Dr. Kohl (CDU)? 

j. , • 1 1u1• 11•11••11 .11 1111"1111111tt1111111nu r 

Abg. Rothley: 

Ja. 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Kollege Roth.ley, habe ich Sie so richtig verstan
den:· Sie würden also einen Antrag unU>rst.ützen, der 
besä'gt, '''därf 'die Vorderpfalz, das heißt die jetzt hier 
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vorgesehenen Kreise Bad Dürkheim und Ludwigshafen 
oder die bisherigen Kreise Speyer, Ludwigshafen, 
Frankenthal und Neustadt, e in e-n Kreis bilden, und 
Sie wären dann bereit, e in e Kreisverwaltung für die
sen Raum vorzusehen, obwohl vier kreisfreie Städte 
darin liegen? 

(Zurufe von der SPD: Als Region!) 

Abg. Rothlcy: 

Sicher, als Region! 

Abg. Dr. Kohl : 

Entsclluldigung, ich habe aber gefragt: als Kreis? Denn 
Sie haben ja den Antrag gestellt: als Kreis. 

Abg. Rotbley: 

Als Regionalverwaltung! 

(Abg. Dr. Kohl: Nur als Regionalverwaltung?) 

- Ja. 

(Abg. Dr. Kohl: Dann muß ich nur feststellen: 
Diesen Antrag haben Sie in der Form nicht ge
stellt; es ging um die Neueinteilung des Kreises 

VorderpCalz!) 

- Ich habe hier jetzt überhaupt keinen Antrag gestellt. 

(Abg. Dr. Kohl: Aber im zuständigen Ausschuß!
Teils Heiterkeit, teils Widerspruch bei der CDU.) 

- Ach! Der Antrag war bezogen auf den Landkreis 
Ludwigshafen, wie ihn jetzt die Gesetzesvorlage neu 
vorsieht., weil das Stadtumlandproblem in diesem 
Raum noch nicht gelöst ist. Und wir sind uns doch bei 
objektiver Betrachtung sicher einig: Wenn hier Ver
änderungen eintreten, dann ist das ein unmögliches 
Kreisgebilde; daran !ührt kein Weg vorbei, das kann 
man drehen und wenden, wie man will. 

Im übrigen gibt es ja auch noch andere Ungereimt
heiten ähnlicher Art in dieser Gesetzesvorlaie. Ich 
darf nur d~n Donnersberg-Kreis erwähnen, der neu 
gebildet worden ist, und wo ganz eindeutig ist, daß der 
Trend der Bevölkerung nach Alzey, nach Worms, nach 
Frankenthal/Ludwigshafen, nach Kaiserslautern und 
Bad Kreuznach geht, wo ein echter Mittelpunkt, de1· 
sich überzeugend darstellen v11ürde und der auch im
stande wäre, eine Anziehungskraft auf die Umgebung 
auszuüben, einfach nicht gegeben i~t. 

Man installiert hier beispielsweise zwei Landrats
ämter in einer Ent!el'nung von 20 Kilometern, ohne 
daß zwischen diesen beiden Städten überhaupt bevöl
kerungsmäßig eine entsprechende Besiedlung besteht. 
Daraus ergibt sich die ganz klare Aussage: daß hier 
eine schlechte Lösung gefunden wurde. Das flächen
mäßig große Gebiet der Nordpfalz erscheint im Grunde 
genommen als ein weißer Fleck, obwohl dieses Gebiet 
als Bundesausbaugebiet anerkannt ist. Statt einer För
derung bedeutet der Abzug einer Reihe staatlicher Be-

hörden und Einrichtungen eine Schwächung für dieses 
Gebiet. 

Meine Damen und Herren! Die beiden Kreise Kirch
heimbolanden und Ro<kcnhausen haben in der Ver
gangenheit mit die höchste Kreisumlage im Lande er
brachl. Die Bevölkerungszahl wird um 12 000 verrin
gert, und die Belastung bleibt dieselbe. Dies kann nur 
dazu !Uhren, daß die Belastung der Gemeinden letzt
lich noch ansteigen wird. Es wäre erfreulich gewesen, 
wenn im Zuge der Beratungen - nur deshalb spreche 
ich es hier an - auch eine Aussage über finanzielle 
Hilfen für diesen Raum getroffen worde n wäre. 

1 

Ein anderes Novum ist, daß man Boppard nach Sim-
. mern statt nach Koblenz orientieren will. Ich kann 

· mir nicht vorstellen, daß die Bopparder Bevölkerung 
1 bessere Beziehungen nach Simmern als beispielsweise 

nach Koblenz hat. 

Wenn ich sage, daß auch parteitakt!sche Uberlcgungen 
bei der Vorlage Pate gestanden haben, so triI!t dies 
für die Schneidung c;!.er Kreise in der Vorderppfalz zu. 
Hier ist die Einteilung der Kreise so vorgenommen 
worden, daß SPD-Mehrheiten durch Gesetz, nicht durch 
Wählerwillen, zerstört werden. Dort, wo wir den An
trag gestellt haben, au! Grund der Orientierung der 
Bevölkerung beispielsweise Haßloch mit in den neuen 
Kreis Ludwigshaien aufzunehmen, ist dies abgelehnt 
worden. 

Meine Damen und Herren! Es muß auch bedenklich 
stimmen, daß Sie Bacllarach zu dem neuen Landkreis 
Mainz-Bingen schlagen. Dies wird damit begründet, 
daß dort ein Bruch hinsichtlich der Beziehungen nach 
Koblenz sei. Meine Damen und Herren, Koblenz liegt 
als Regie rungssitz viel näher als. Neustadt an der Wein
straße. Sehr wahrscheinlich haben auch die Vertreter 
der Stadt SL Goar, als sie ihre Auffassung zur Kreis
regelung zum Ausdruck brachten, nicht daran gedacht, 
daß das Amt Bacharach mit seiner absoluten CDU
Mehrheit in diesen neuen Kreis Mainz-Bingen zur 
Stärkung der CDU-Mehrheit überführt werden soll. 
Interessant war für uns alle im Ausschuß - -

(Abg. Dr. Schmitt: Dar! ich eine Zwischenfrage 
stellen?) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord~ 
neten Dr. Schmitt {CDU)? 

Abg. Rotblcy: 

Bitte schön l 

Abg. Dr. Schmitt: 

Zu welchem Zeitpunkt in der Geschichte, seit den Ta
gen der römischen Besetzung etwa bis zum heutiien 
Tag, hat es in der Stadt oder lm Amt Bacharach eine 
CDU-Mehrheit gegeben, die solche Schlußfolgerungen 
zuläßt? 

{Heiterkeit bei der CDU.) 
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Ich darf Ihnen diese Frage sofort beantworten: bei der 
Kuuununalwahl 1964, das ja für die Sozialdemokraten 
ein he1·vorragendes Wahljahr wai„ 

(7.urut'~ von der CDU: Nein! - Abg. Dr. Kohl: 
H~rr Rnt-hlPy. Sie ~nPinen von Hlfl9 zu sprechen. 

nicht von 1964! - Heiterkeit bei der CDU.) 

- NPin. nPin! 

CAbg. Munzinger: Die Römer waren schon immer 
schwarz!) 

Mt-ine DCtmen und Herren. ich glaube, wir dürfen es 
un~ ni<'ht so leicht machen. Für mich war die Tatsache 
hez<>i<'hnend. dal$ bei der Überlegung und Beratung - - -

(Zuruf von der CDU: Es.war nicht 1964!) 

- !'ichCiuen !-iil.' skh do<'h im Statist.ü~chen Jahrbuch die 
Er1'(ebnis:se der Kommunalwahl 1964 an; dort können 
Sie es nachlesen, Herr Dr. Schmitt! 

tAbg. Dr. Kohl: Aber es stimmt doch nicht, was 
Sie sagenl> 

U\IJi{. Dr. Kohl: Schauen Sie doch in der Statistik 
H<-Hti. Si<> sprechen von 1969, und damit bin ich 

ein•:crst<lnden !) 

- lch sprrri'1P von l!-164, und Sie können es Ja nadi-
1• ' ~ ''11 11ncl mif'h niH'hher widerlegen. wenn ~le das wol
l<'n . meine Damen und Herren. Es wird lhncm abcc 
11il'h1 gelingen! 

!Abg. Schwarz: Wir schauen n a ch! 

kb rh1rf lhnen sagen, daß es immerhin bezeichnend 
war. de1ll man hf'im Amt Baeharach davon sprach, da!l 
<'!nP Trennung dei1 Amtes nicht vorgenommen werden 
könnt\ weil in diesem Amt eine gewisse Zusammenge
hörigkeit zu verzeichnen sei. Als wenige Minuten später 
di1> Frage anstand. ob das Amt Bingerbrück in seiner Ge
~•11nlilPil in clen Kreis l\iiainz-Bing<'n überführt werden 
::oll<'. rancl man eine .Heihe von Gründen. es nur bei 
drei Gemei nden zu b~lassen und dieses Aml zu zer
~chlagen. Diese drei Gemeinden mußte man notgedrun
gen deshalh aufnehmen. um auf dem Landweg von 
Bingen nach Bacharach zu konunen, ohne durch ein 
itlldPres Kr<>i;<gt'hie t fahren zu müssent 

IAbg. Dr. Kohl: Sie sind aber wenigstens der 
Meinung, daß wir noch den Landweg einschlagen 

und nicht per Schiff fahren!) 

- .Ja, ja. füd1er . Sie muio:en das jetzt niederschrnk•11, lllld 

Abg. Dr. Schmitt: 

ich bitte, diese 1''ragf nicht so humoristisd1 aufzufas
sen, wie. sie vielleicht klingt; denn sie kann au [ die 
natürÜchen zusammenhänge hinweisen. Ist Ihnc-n be
kannt, Herr Kollege Rothley, dag die Fußballvereine 
Teutonia Weiler und Alemannia Waldalgl'l"heim seit 
ihrer Exestem: in Rheinhessen Fußbnll !<pielf'n und 
nicht im Regierungsbezirk Koblenz? 

'!'Heiterkeit im H<iusi>.) 

Abg. Rothley: 

Das gesamte ' Amt Bingerbrück wollte doch nac:h Malm~; 
dem haben Sie ja nicht entsproc:hen. Herr Dr. Schmitt. 
diese Zwischenbcme1·kungen sind dod1 sictwr kaum ge
eignet - - -

(Abg. König : Ein bißchen mehr ~rnsl.'.) 

Vit>llt>icl'lt ist das Methode. um d.a elwas unt.ergf'hen 
zu lassen, was hier kritisch bcmerld. werden muß. Dmm 
sehen Sie, meine Damen unrl He1Ten, in welchen Vcr
ästelungcn Sie parteitaktische Uberlegun~en mit an
gestellt haben, ergibt sich eindeutig aus der Tatse1dw. 
daß Sie die um Annweiler herumtiegC'ndcn S<'('h~ c ;e
melncf Pn, die eind<'utig nach Annweiler or[PntiPrl. sind. 
nur dt-shl'llb nach H<:1Ul'nst~in oriPntiE>rPn wollPn, um 
ffnu12nstl'in zum Sitz einet· V<'rhandsg<'ml.'in<IP zu ma
dlPn ! 

(RE>ifall hei dt'r :'\PD.) 

\"izepr!lstd«!nt Dr. Völker : 

l·:d a ube n Sie einP ZwisC'hPnt'l':1f{<' d~s HP1Tn Ahl.(<'or·d
neten Durm !CDUf! 

Abg. Rothley: 

Bitte! 

Abg. Durm: 

Herr Kolleg~ Rothley, ist Ihnen klar, daß a1.1ch hei die
sen sechs Gemeinden in der Kommunalwahl HHl4 dk 
SPD den Ühf'1·hang h atte? 

Abg. Rothley: 

Sil' mögen - - - -· ·-····--· - -.,.......·-.Ta, der Überhang soll jedocll mit dem Übcrg~·hen in dic-

(Ab)!. Dr. Schmitt: Darf ich eine Frage siellen?) 

Vizepräsident Dr. Völker: 

1-li>rr Abgeordneter Rothley, gestatten Sie eine Zwi
sdu-nrrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schmitt (CDU>? 

Ab.g. Rothley: 

Bitte schön. 

Bevmkerung "l.'On Hauenstein unter!{~'hen ! Genau das ist 
es. und ~enau das bestäti~en Sie mir. 

(Abg. Dr. Kohl: Da muß ich sagen. wenn das 
Ihre parteitaktische Logik ist, st'hP ich schwarz!.1 

Meine Damen und Hen·Pn, der Vorschlag, den ich ein
mal im Ausschuß m achte. daß wir dicse Kreisreform 
lln nächsten Jahr mit dem .Ziele verabschieden soll
ten, dieses Gesetz erst ab der Kommune1lwöhl 197-l in 
Krart zu setzen. rand bei Ihnen keine nf'riirki;irhtignng. 
l<.:h bin der festen Überzeugung, daß wir bei einer An-
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nahme dieses Vorschlages z.u einer Kreisreform gekom
men wären, die sinnvoller als das gewesen wäre, was 
heute Gesetz werden soll. Wir hätten dadurch, daß die 
bis dahin bestehenden Landratsämter in der Lage ge
wesen wären„ die Verbandsgemeinden aufzubauen, 
Ituhc in der Verwaltung gehabt. Außerdem wären die 
Stadtumlandfragen ebenfalls gelöst worden. Sie wa
ren aber anderer Aurfasssung, und Sie haben die 
Mehrheit in. diesem Ausschuß, entsprechend z.u be
schließen und zu bestimmen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zur a·rößenordnung der 
Landkreise sagen. Icll befürchte, daß in der Frage 
der Funktionalre!orm kleine Brötdlen gebacken werden 
müssen, weil wir hier auf der Kreisebene Größenord
nungen - von Zweibrücken einmal abgesehen - zwi
schen 40 000 und 160 000 Einwohner haben. Um den 
Kreisen einen entsprechenden Aufgabenkatalog zuwei
sen zu können, müssen diese über eine bestimmte Per
sonalausstattung verfügen. Es wird vermutlich so kom
men, daß diese I"ersonalausstatiung nur verhältnismäßig 
klein gt?halten werden kann, weil ansonsten bei den 
kleinen Landratsämtern keine Auslastung des Perso
nals zu verzeichnen isi. 

Ich meine, daß das ein Gesichtspunkt ist, der sicher in 
all den Beratungen zu kurz gekommen und der mit 
dazu geeignet ist, festzustellen, daß hier doch weitge
hend ins Blaue hinein die Bildung der Kreise vorge
nommen worden ist, ohne daß entscheidende Fragen, 
die einer Untersuchung bedurft hätten, dh;kutiert wor
den sind. Wenn ich diese Be!ürchtung ausspreche, meine 
Damen und Herren, dann nicht grundlos. Ich darf Sie 
daran erinnern, daß man zur Erhaltung des' Regie
rungsbezirks Trier bei den kleinen Landkreisen in der 
E!!el geblieben isL Iu.'l dar! Sie dann e1·innern, daß wir 
im Ausschuß erfahren mußten, daß in diesen Gebieten 
vermutlich auch kleine Verbandsgemeinden gebildet 
werden, um diese kleinen Landkreise zu rechtierti
gen; dtmn wenn man von der Regierungsvorlage vom 
Gesetz über ~e Bildung von Verbandsgemeinden aus
geht und die Regel zur Anwendung bringt, dann be
kommen wir doch in solchen Gebieten Landkreise mit 
viet' Verbandsgemeinden. Daß das volkswirtscha!tlich 
unvertretbar ist, l.>l'auche ich sicher hier nicht zu be
tonen. 

Idl möchte meinen, daß wir hier deutlich sehen, wie 
sich die Geiste1· im engen Raum stoßen und wie im 
ganzen Land weiterhin eine permanente Unruhe dort, 
wo te1Titoriale Unebenheiten und Unvollkommenheiten 
sind, bleiben wkd. Das gilt insbesondere bei den Ge
meinden, die heute sich in bestimmten Kreisen befin
den, die steh aber verl>andsgemelndcmäßig anderswohin 
orientieren wollen. Diese Unruhe wird in all den Räu
men bleiben, die Sie in Ihrem Entscl1lie.ßungsantrag -
Drucksache VI/879 - angesprochen haben, darüber 'kann 
es keinen Zweücl geben, also in den Räumen Koblenz, 
Trier und in der Eifel. Wenn da Untersuchungen an
gestellt werden, wie eine sinnvolle Lösung h)l·beige
!ührl werden kann, bin ich slcliel', daß dieses Unter
suchungsergebnis auch Rückwirkungen haben wird auf 
andere Landesteile. All das ist also unausgegoren. In 
!ün!, acht oder zehn Jahren wird man sagen: „Jetzt 
fangen wir das ganze noch einmal von vorne an." 

i Dann aber, meine Damen und Herren, werden eine . 
1 Reihe von Fehlinvestitionen vollzogen sein. Wir wer

den .neue Landratsämter dorl bauen, wo neue Kreis
sit:.:e errichtet werden, wobei die Frage ist, ob sie in der 
künftigen Entwicklung weiterhin Sitz eines Landkrei
ses bleibl:!n können. Das wird sicher unterschiedlich 

sein. Wir werden eine ganze Reihe von Um- un'd Er
weiterungsbauten in allen vergrößerten Landkreisen 
hinnehmen müssen. Auch das wird einen erheblichen 
Geldaufwand verursachen, der für andere Aufgaben 
dringender und notwendiger wäre. 

Interessant dabei ist. daß zu all diesen Vorgängen die 
Landesregierung schweigt. Wenn Sie, Herr Ministerprä
sident, am 9. Juli 1968 hier gesagt haben, daß es eine 
gute Tugend des Politikers . sei, auch zuhören zu kön
nen, dann lassen Sie mich sagen, daß diese Antwort 
keineswegs überze ugend war, 

(Bei!all bei der SPD.) 

sondern dann lassen Sie mich feststellen, daß zwar 
auch Zuhören eine Tugend des Politikers sein kann, 
daß ·aber Zuhören und Schweigen zur Schuld wird, wo 
man nicht bereit ist, Dingen entgegenzuwirken, die man 
als Landesregierung als nicht sinnvoll erkennt und an
sieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es wird einmalig in der Geschichte des deutsclJ.en Par„ 
lamentarismus sein, daß eine Landesregierung zu einem 
solch wichtigen Gesetzeswerk keine Aussagen tl'i!ft, 
und Sie können sich nicht darau! berufen - um das 
gleich zu sagen, Herr Ministerpräsident -, daß zwei 
Herren, vom Ministeriwn des Innern und von der 
Landesplanung, einige wenige Ausführungen gi?macht 
haben, die im wesentlichen nur darin bestanden, das 
Ergebnis der Kreistagsberalung uns vorzutragen, da.ß 
sie aber zur Sache selbst kaum etwas zu sagen oder 
jedenfalls keine besUµunte Au!!assung dazu vorzutra
gen hatten. 

Ich bin außerordentlich betrübt darüber, daß gerade zu 
einem so wichtiaen Gesetz die Landesregierung keine 
Aussage macht, und es wird ein dunkles Kapitel in der 
Geschichte unseres Landes bleiben, daß Sie dazu nichts 

· gesagt haben. 

(Unruhe bei der CDU. - Abg. Schwarz: Jetzt wird 
es aber dramatisch!) 

- Ja, meine Damen und Herren, Sie schütteln den Kopf. 
Im Grunde genommen ist es doch so - lassen Sie mich 
es doch deutlich sagen -, daß dieses Vorhaben nichts 
anderes ist, als der Beweis dafür, daß die Landesre
gierung ohnmächtig ist, Einfluß zu nehmen au! die 
.Farteien, die sie tragen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bedauere, daß dem so ist. Ich bedauere auch, daß 
die FDP in all diesen Fragen eine andere Haltung ein
genommen hat. Ich erinnere an die Stellungnahme 
vor Tisch hf der F1·age der Bezirksregierungen und in 
der Frage der Bildung der Kreise, und ich dar! fest
stellen, da.ß nach Tisch die Dinge anders aussehen. 

Sie haben sich weder in der Frage der Bezirksregie
rungen an Ihl·e Aussagen und Festlegungen gehalten, 
noch in der Frage der Neugliederung der Kreise. Sie 
haben da nachgegeben. Sicher aus der Furcht heraus, 
von dem großen Bruder CDU gegebenenfalls aus der 
Koalition entlassen zu werden. 

(Abg. Dr. Storch: Dann hätten sie ja Euch nehmen 
müssen! - Abg. Schüßler: Herr Kollege Rothley, wie 

die SPD in Bonn, so haben wir es gemacht!) 
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- .f('dPnfalls bedauere ich, daß Sie in all diesen Fragen 
das Stehaufmännchenspiel so kräftig praktiziert haben. 

Lasst>n Sie mich vor einer abschließenden Beurteilung 
der Überleitungsvorschriften noch eine Bemerkung zur 
Einbringung des Antrages Drucksache Vl/878 machen. 
n~r Antrag ist am vergangenen Samstag den Abgeord
nt>1 en dieses Hauses durch Eilboten zugestellt worden. 
Sicher waren eine Reihe von Damen und HP.rren übet' 
d<is WoC'ht>nP.nde anderweitig verpflichtet, so daß sie 
praktisd1 erst gestern in den Besitz der Vorlage ge
kommen Rind. Man kann nun einwenden, daß hinsicht
lich der territorialen Änderungen keine besondere In
lol'mci1ioMnnt.wendigkcit bestanden habe, weil diese 
Din~e ja im wesentlichen bekannt waren. Aber die 
Überleitungsvorschriften sind den Damen und Herren 
dieses Hauses, soweit sie nicht Mitglied dieses Aus
~o.:husses sind , erst am Samstag bekannt geworden. Da 
sind ja immerhin Regelungen getroffen, die es ver
di<>nt hiHt+.>n. daß etwas mehr Zeitraum gewesen wäre 
;(W ischen der Übersendung dieser Vorlage und der Ve1'
c.bschiedung; denn die Abgeordneten sind sicher über
fordert , wenn sie in diesen Fragen eine Entscheidung 
treffen sollen, ohne die Möglichkeit zu haben, eine ent
sp1·P.cliende Diskussion zu führen. 

Vizepräsident Dr. Völker: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord
n eten Dr. Kohl (CDU)? 

Abg. Rothlcy: 

Bitte? 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Kollege Rothley, Sie stellen wieder Behauptungen 
über Zeitnot auf. Darf ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt 
it;t, daß den drei Fraktionen die Überleitungsbedingun
gen. die Sie jetzt ansprechen , am 10. dieses Monats 
zugei;angen sind? 

Abg. Rothley: 

Das ist mir im einr.elnen n icht bekannt. Ich darf nur 
foststell(>n, daß nach. der Geschäftsordnung des Hauses 
die Zustellung erst dann erfolgt ist, wenn zugestellt ist. 

Abg. Dr. Kohl: 

H<>n Kollege Rothley, ist Ihnen weiterhin bekannt, 
nachdem Sie sagen, Sie wüßten nicht, daß die Frak
tione>n .seit. 10. dieses Monats im Besitz dieser Vorlage 
sind, daß wir in einer ganzen Reihe von Einzelfragen 
davon ausgegangen sind, wenn die Vorlagen verteilt 
sind, sind sie den Fraktionen zur Beratung zugestellt, 
daß es 7.War zutrifft, was Sie jetzt nach der Geschäfts
ordnun~ des Hauses gesagt haben, was aber in der 
Praxis und der Arbeitsweise des Ausschusses für Ver
waltungsreform, dem Sie und ich a ngehören, on anders 
gehandhabt wurde? Ist Ihnen das bekannt? 

Abg. Rothley: 

kh darf nur darauf hjnw('iSf>:n,. daß ich hier ~inen Zu
stand kritisiert habe, der Kritik rechtfertigt. 

Zur Beratung im Ausschuß selbst. dar( ich sagen, daß 
die Territorial reform sich in einer verhältnismäßig 
km'7.en Zf"it vollzogen hat. Wenn ich dort in d er zweiten 
Lesung dieses Gesetzes die Hoffnung ausgedrückt 
hatte, daß eine gründliche Beratung auf Grund des An
hörverfahrens nO<.:h möglich sein werde, dann muß ich 
leider sagen, daß über diese elf Landkreise, die der 
Berichterstatter Dr. Schmitt ge1rn nnt hat, die also an
derer Auf.fassung waren, daß eine vertiefende Diskus

"sion "Über diese Kreise n!c.11t stattgefunden hat Im 
Gnmde gE-nommen hat sich dPr Urantrag der CDU und 
der FDP vom März dieses Jahres nicht mehr geändert. 

Lassen Sie mich abschließend noch ein paar Wünsche 
der SPD . zu den Überleitungsvorschriften andeuten. 
~ir,, ~ür*~ ~s :wßnschen, Herr Innenminister, wenn 
Sie ~legenheit n~hmen würden, dahingehend zu 
wirken, daß hinsichtlich. der Behandlung des Personals 
im Land einheitlich vorgegangen wird. 

Wir wissen, daß diese Frage zwar von den Selbstver
waltungskörperschaften - sprich: Kreisen - zu ent
scheiden ist. Wir sind aber der Meinung, daß es dar
auf ankommen muß, dafür z.u sorgen, daß ein mög
lichst einheitliches Verfahren gewählt wird, und wir 
wil~en plädieren, daß eine einstweilige Versetzung in 
den Ruhestand oder die Entlassung von Angestellten 
und Arbeitern tunlichst vermieden wird, und durch eine 
Blockierung w eiterer Einstellungen über eine normale 
Fluktuation hier ein Einpt>ndeln a uf den Stellenplan 
erreicht wird. 

Ich bitte Sie auch, zu erwägen, Herr Innenminister, ob 
es nicht sinnvoll wäre, daß älteren Beamten, Ange
stellten und Arbeitern vor Erreichen ihrer Alters
grenze - sprich: 62. oder 65. Lebensjahr - das Aus
scheiden dadurch erleichtert wird, daß man in 
analoger Anwendung der Bestimmungen bei der Polizei 
eine Abfindung gewähren könnte. kh gliuibc, daß man 
auch hier Härten beseitigen könnte, wie wir auch der 
Meinung sind als Sozialdemokraten, daß es an der Zeit 
is1, das zu verwirklichen, was mit Entsch!ießungsan
trag der drei Fraktionen in der Sitzung im Juli be
schlossen worden ist, daß es nämlich an der Zeit wäre, 
die Sozialpläne endlidl aufzustellen und zu \'Crwirk
lidlen. 

Lassen Sie mich. weiter sagen, Herr Innenminister , daß 
es uns darauf ankommt, Sie zu bit ten, die Außenstelh:-n 
in ihrer Tätigkeit nicht zu kurzfristig zu begrenzen. 
damit das einen sinnvollen Ablauf nehmen kann und 
n icht alles in verhältnismäßig zu kurzer Zeit voiizug~n 
werden muß. 

Lassen Sie mich hoffen, daß auch die Funktionalreform 
endlich etwas konkretere Formen a nnimmt, damit wir 
wissen, was man an Aufgaben den Verbandsgemeinden 
und Kreisen übertragen kann. 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute hier dar
aut verzichtet, .Änderungsanträge zu stellen. Wir haben 
eine Fülle soldle1' Anträge im Ausschuß vorgetragen. 
Wie Sie wissen, sind sie abgelehnt worde n. Und bei 
den Vorstellung('n , wie sie bei der Mehrheit des Hau
ses zu verzeichnen sind, glaubten wir, heute auf 
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Anträge verzichten zu sollen, insbesondere nachdem 
unsere Vorstellung über die Gestaltung der Kreise bei 
den Mehrheitsverhältnissen hier gegenwärtig nicht ver
witklicht werden kann. 

Aus all den von mir genannten Gründen, meine Da
men und Herren, werden Sie verstehec, daß die sozial
demokratische Fraktion dieses Gesetz ablehnen muß. 

(Beifall der SPD.) 

Vlzeprlt.<ildcot Dr. Völker: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dackes (SPD). 

Abg. Backcs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Mit
glied des Ausschuses !ür Verwaltungsreform habe ich 
in letzter Zeit auch die Möglichkeit wahrgenommen, 
einmal in alten Protokollen dieses Hohen Hauses nach
zulesen, was die einzelnen Fraktionen in der Vergan
genheit zu dem Gesamtproblem "Verwaltungsreform" 
zu sagen halten. 

Ich habe dabei .festgestellt, daß seit eh und je sozial
demolu-atische Redner dieses Hauses eine Verwaltungs
l'efonn, eine Vereinfachung der Verwaltung, gefordert 
haben, dies aber stets in Zusammenh ang brachten mit 
der Forderung nach Neuordnung unserer Länder. Für 
das erste sind wir zuständig in diesem Hohen Hause, 
!ür das zweite der Bundestag in Bonn. Nach Artikel 29 
des Grundgesetzes hat der Bundestag vom deutschen 
Volk, das diesem Grundgesetz ja seine Zustimmung 
gab, den Aurtrag erhalten, diese Länderreform durch
zuführen. Wir sollten heule hier noch einmal eindeutig 
i.um Ausdruck bringen, daß wir den Bundestag mah
nen, endlich an diesen Auftrag des deutschen Volkes 
heranzugehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Landtag von Rheinland-P!alz, meine Damen und 
Herren, hat sichel'lich Mut.bewiesen, als er dieses Pa
ket der Verwaltungsreform angefaßt hat. Das gilt für 
einen Teil, der bereits verabschi.edet ist, und das gilt 
auch für Teile, die noch vor uns liegen; das gilt aber 
mit Sicherheit nicht für den Teil der Verwaltungsre
form, der heute hier zur Vera,bschiedung ansteht. Hier 
w ird keine Reform, hier wird ein Reförmchen verab
schiedet. 

(Zurur ~'On der CDU; Prüm! Daun!) 

- Das mag Ihnen nicht gefallen, Herr Kollege! Mir ge
!äll t es! 

Nun kann man bei der Zuschneidung von Landkreisen 
nach wirtschartlichen und strukturellen Gesichtspunk
ten vorgehen und, wie es mein Kollege Rothley ge
sa,i:t hat, nadl. parteipolitischen. Nur, die parteipoli
iischen sind schlecht. nachweisbar, während dort, wo 
wirtschaftliche und strukturelle Überlegungen nicht 
Pale standen, dieser Mangel augenscheinlich wird. Es 
hätte sich zum Beispiel angeboten nach der Auffas
sung meiner Freunde, bei Zugrundelegung solcher 
Ül.H!l'legungen einen Mitlelrheinkrels, einen Mi~tel-

moselkreis, einen Obermosclkreis z:u bilden. Sicherlich 
wären auch da 'Oberschneidungen von Regionen vor
gekommen, aber die geschehen ja auch so! Und so wie 
der Gesetzgeber jetzt diese Regionen neu zuschneiden 
muß, könnte er es auch dann, wenn er gesunde, große 
regionsbezogene Kreise gebildet hätte. 

Aus dem Ganzen ergeben sich für mich noch drei Fl'a
gen, die auch während der Ausschußsitzungen nicht 
geklärt werden konnten. Das ist einmal der Status der 
Gemeinden, die aus den Gebieten, die bisher die Amts
bzw. Verbandsgemeindeordnung nicht kannten, über
führt werden in den Teil unseres Landes, der die Ver
bandsgemeindeordnung kennt. Werden sie zwangsweise 
einem dort bereits bestehenden Gemeindeverband an
geschlossen oder gilt, wie es .das Gesetz ja vorgesehen 
hat, für die überführten Gemeinden die Phase der Frei
willigkeit? Das gleiche gilt für Gemeinden, die aus 
Landestellen kommen, die die Verbandsgemeindeord
nung kennen. und nunmehr in Landesteile überführt 
werden; die diese nicht kennen und für die auf Grund 
der Phase der Freiwilligkeit in absehbarer Zeit noch 
keine Verbandsgemeinde gegründet werden kann. Das 
sind noch Punkte1 die uns mit veranlassen, ein Nein 
zur jetzigen Form der Vorlage zu sagen. 

Eines muß ich noch sagen, und zwar den Herren der 
NPD. Wenn Sie sich dagegen wehren, daß Ihnen das 
Jahr 1933 hier zur Last gelegt wird oder Stichworte 
wie „Gauleiter" usw. genannt werden, wenn Sie hier 
auf ·„demokratisch" machen, wissen Sie, meine Herren, 
dann kriege ich das Zittern. 

Ich habe nur einen Wunsch: Möge der Herrgott ver
hüten, daß dieses Land je einmal eine Verwaltungs
reform durchführen muß, in der diese Herren feder
führend werden! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vl.zepr!ls lclent Dr. Völker: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Otto {NPD). 

Abg. _OUo: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
'.Herren! Wenn ich der Reihenfolge nachgehe, dann 
baut diese Re.form von unten nach oben au!. Wir häilen 
uns vorstellen können, daß eine Reform, welche der
artig einschneidende Maßnahmen trif!t, von oben nach· 
unten hätte durchgeführt werden müssen, und zwar {!.US 

dem einfachen Grunde: Die längst .fällige Länderreform 
bedingt zwangsläufig eine Verriri..gernng der einzelnen 
Länder und setzt zwangsläufig neue Landesgrenzen. -

In Verbindung mit dieser Ll\nderre.form hätten wir es 
für unbedingt notwendig gehalten, daß die immer 'wie
der angemahnte Finanzre!onn endlich zum Zug_e 
kommt; denn erst diese FinanzrcCorm bietet auf die 
Dauer die Sicherheit und die Gewähr für die von den 

· Länderreformen neugeschaf!enen Räume. Die Neu
gliederung und gleichzeitige Reduzierung der Länder 
hätte ganz andere Formen angenommen, als dies heute 
durdJ. diese Verwaltungsreform bzw. · Vereinfachung 
uns vorgelegt wird. 

Ich habe die Absicht, mich speziell bei der Kreisreform 
auf einen Kr eis zu beschränken. und zwar ist es das 
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groteske Kreisgebilde. wie es soeben der Hen Kollege 
Rothley vorgeführt h a l. nämlich das groteske Kreis
f.!.t•l>i lde Ludwigshafen. Meine Damen und Herrent In 
~einer Sitwng vom 2:3. April 1968 hat der Kreistag des 
1 .1m<lkreis4"1i Frankenthal einstimmig die Auflösung 
dt•s t ,11 ndkreises abgelehnt. Gleichzeitig h at die Inter
c~.-:t•nvt•rl n·lung der Stadt Grünstadt für die Erhal
tung dieses Kreises am 10. August 1968 eine öffentlich'~ 
D••moni-tration durchgeführt. 

(Prfü;ident Vnn Volxem übernimmt den Vorsitz.) 

Auch im Anhörverfah ren ist dieser Beschluß noch ein
nwl vorgmragerl worden. Warum mull der Landkreis 
Frankenthal in seiner urspri.inglichen, das heißt jetzi
i:(cn Form Nha!ten bleiben? Weil er in der Vergangen
hc>il den Heweis erbracht hat. daß er wirtscharts-, 
k11lt.ur- und verwaltungspolitisch gesehen und auch in 
~winer ausgeglichenen Infrastruktur einer der am be
sl<?n fundierh'n und gesündesten Landkreise von Rhein
land-Pfalz überhaupt ist und nach dem natürlichen 
Ost-West-Gefälle - W11sserläufe. Abwasserverbände -
und mwh der <'rwünschten Verkehn:;richtnng, wie Saar
Pfal;i:-Kanal usw„ ausgerichtet frt. Zu der gewcrb
lkhe n Wirti-drnfl , welche sich aus alteingl'!sessenen 
Klc>in-, Mittel- und Großbetrieben zusammensetzt, sind 
in den lt>tzten ,fahren neue Unternehmungen hinzuge
kommen, welche im Durchschnitt eine stetig aufwärts 
st('iJ!;cnde Entwicklung b1·ingen, 

MehN>re Neuansiedlungen auch auf dem flachen Lande 
hHbPn im Kreisgebiet Fuß gefaßt und die Produktion 
:1L1fg1mommen. Wi r sind uns darüber klar, daß weitere 
lndustrietlnsicdlungen auf dem fla chen La nde ohne 
weiteres müglich und a uch notwendig sind. Wenn ich 
mir die Zukunftsaussichten vor Auge n halte in bezug 
auf den Saar- Pfa lz-Kanalbau. dann lag für den Kreis 
F'r ankC'nth<tl 11lles drin; denn die Trasse des Kanal
baues in der vorg:esehenen Form ist dod1 so gedacht. 
<lau ::;ie - WPnn ich Ihnen das an Hand einer Karte 
uinnH:ll kurz ski7.zieren darf - praktiseh den Landkreis 
hif'l' oben durchzieht. 

Dit>"c Voraus;;t>t7.unp,~n. die hier gegeben sind. fa llen 
praktisch in Zukunft weg, da dieser Saar-Pfalz-Kanal 
dc>n neuF·n Landkreis nur im nördlichsten Zipfel über
haupt noch berührt. 

Die Kulturrnaßnahr:nen, die in der Zwischenzeit dort 
<h 11·ehgPl'iihrt wurden - ich n<>nne nur die Neubauten 
r:er Volksschulen in Maxdorf, Lamb;;heim, Grünstadt, 
den Amtsneuh<rn in Fr1111kenthal, das Kreiskrankenhaus 
in Grüni;ta<lt us w. -. s ind mit einem sehr großen Ko
st\!n<1 ufwt1nd en•tf'llt worden unter der Vorausset:r.ung, 
daU t<if' mwh in der Zukunft zum Nutzen des Kreises 
!'ranken thal g:edeihen sollen. Eine eingespielte Verwal
tung in Verbindung mit einem dichten Verkehrsnetz, 
;1uch im Nahvi>rkehr, bietet die Gewähr für einen bür
.~t' l lläh e n Kontakt. 

Der ~<·plante Neubau des Saar-Pfalz-Kanals, welcher 
in seiner Ost-West-Richtung für den gesamten Kreis 
in seiner wirtschaCtlichen Bedeutung außerordentlich 
wkunftst.rächtig war - bekanntlich bildet ein Kanal
bau fü1· die Industrii:- Pin tit>vorzugte::; An~iedlungsge
bi('t. -. hätte hier die Zuku nftsaussichten außerordent
lich verbessert. Der neugebildete Landkreis Ludwigs
hnfE'n. gebi ldet. -aus den Gemeinden der aufgelösten 
L<lndkrri!iP Ludwigshafen. Speyer und Frankenthal, ist 
ein kün~tlichPs Gebilde, verbunden mit dem krampf
hll.ften Versuch, aus den Überresten von drei aufge
lösten Kreisen etwas Neues zu schaffen. Entstanden 

lst ein Monstrum, eine Mißgeburt, welches in gar kei
ner Beziehung zu den gesunden Vorstelluµgcn einer 
Verwaltungsreform steht. In diesem Landkreis rehlen 
sämtliche Voraus:setzunl!lt:H Jür eine überzeugende, 
sachlich zweckmäfüge Zusammenlegung, ganz zu 
schweigen von einer Verbesserung. Das Fehlen fast 
jeder ln!rastruktur läfjt eine wü·tschaftliche l<'ortent
wicklung i.p der Zukunft ltaum erwarten. 

Was ist. dE'r Sinn einer Verw<iltungsreform'? Es is t. der. 
zu verbessern, zu vereinfachen, zu verbilligen. a ber 
nkht für die Beamten ode1· den Fiskus, sondern für 

1 die Bevölkerung. Wenn ich mich nach der K-0stenfrage 
1. umschaue, dann sehe ich nichts. Der CDU/FDP-Vor-

schlag vom 16. Juni 1966 gibt keinen Aufschluß über 
1 die Kosten. Vor der Zerschlagung der Kreise mui$ 

1 

der Beweis über den rechnerischen ErColg erbracht 
werden. ~o:i.t«wmäßig wird mit Sicherheit E>ine seht· 

· · große Verteuerung <>intreten. Die Pcrsona lkostf'n wer-

! 
den d urch Stellenanhebungen und Neuschaffung von 
Stellen sich entsprechend erhöh en . Das gleiche ist mit 

1 Sicherheit für die Sachkosten zu erwarten. Die Sach
j kosten werden durch großräumige Di;;positionen nicht 

gesenkt, sondern we~ntlich erhöht werde n. Diese 
Mehrkosten hat natürlich wiederum die Bevölkerung 
zu tragen. Solange keine gen auen Kostenzi Hern vor
liegen, müssen wir die Verantwortung für die finan
ziellen Belastungen ablehnen. Vor allen Dingen finctcn 
v.rir es unerhört, daß den sachlichen und nüchternen 
Eingaben auch im Anhi.irverfahren s-0 wenig Beachtung 
geschenkt wurde. 

Der ne ue Landkreis Ludwir;(shaten liegt im Einzugsge
biet von drei kreisfreien Städten, ein Hauptzentrum 
und zwei Mittelze ntr en, ein einmaliger Vorgang. Dies 
wurde auch bereits von dem Herrn V0rrednoPr Roth lf'y 
betont. Warur11 hat lnan die kre\;;;freiE=: Stadt Frank~n
thal nicht in den LandkrPis zurückgeführt.'! Damit 
wäre bcvölkerunp;spolitisch und verwaltungsmäßig das 
P lanungsziel von rund 100 000 Einwohnern auf einmal 
erreicht und damit g~· iöc;t. worden. 

StimUiche Reformexperimente el'übrigten sich. Warum 
mußte die Aullösung des Lnndkreisl:'s auch g leü:h:l.t:itig 
dessen Zerstückelung mit sich bringen? J.~s boten sich 
doch sinnvollere Zusammenlegungen von voi·nherein 
an. zum Beispiel Frankenthal insgesamt und Neustadt 
oder Frankenthal-Worms. die Verlängerung der Indu
strieadlse Ludwigshafen - Frankenthal - Worms in 
Verbindung mit dem Kunalbau, eine hervorragend t ech
nische Lösung mi t ungeahntem wirt~d1aftlichem Auf
schwung in der Zukunft, oder auch Frankenthal -
Grünstadt - Eisenberg. Die Berücksichtigung der Le
'bcpsfilöiüeit Wld !nteres~en der Landkreise ist in dem 
Falle überhau1Jt nkht erfolgt. Hinzu kommt die hohe 
Lelstµngskraft, welche l.Ut' Zdt nut· nod1 von Pil'masens 
übertroffen wlrd. Da bis jetzt der Beweis nicht e t·bracht 
werden konnte, daß die Auflösung des Landkreises 
Frankenthal weder vcrwaltungsm i\ßig noch volkswirt
scha tuich sinnvoll oder gar erforderlich war und auI 
die Kostenfragen überhaupt nicht eingegangen wird, 
fragt man sich nach dem F.fff'kl. Wo ist der Effekt die
rer Reform? Oder ist es eine Oberl.lüq~ermeisteneform? 

Meine Damen und Herren! Hier kommen wir zwangs
läufig zu dem Schluß: Es kann sich nur noch demnach um 
parteipolitische Konzeptionen handeln Wenn man be
denkt, daß der Oberbürget'llh:üstet' von Ludwigsha fen 
der SPD angenört, dann dürfte es sehr wohl möglich 
sein, daß der Landkreis und die krei~fre ie St.11<\t Speyer 
bei ~en Koµunu.nalwahlen die Auigabe haben, dafür zu 
sorgen, daß der zukünftige Oberbürge1-rnei:; ler rler CDU 
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angehi.irt. Die gleiche Aufgabe hätte dann die Einge
meindung von Eppstein für Frankenthal zu erfüllen. 

Al.isc.;hließend stellen wir .fest, daß die Auflösung und 
Zerstückelung des Landkreises Frankenthal ein Akt 
der Willkür Ist, dessen negative Auswirkung in der 
Zukunft sehr stark erkennbar ist. 

Prll.sldcnt Van Volxcm: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeol·d
neten Dr. Kohl (CDU)? 

Abg. Otto: 

Bitte! 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Abgeordneter, würden Sie mir als Landesvorsit
zendem der CDU einen parteipolitischen Rat geben, um 
den ich Sie ausdrücklich bitten dar!. Wie ist es möglich, 
daß der Landkreis und die Bevölkerung des Landkrei7 
ses Ludwigshafen den Oberbürgermeister der Stadt 
Ludwigshafen wählen? 

Abg. Otto: 

Sie wird ihn nicht wählen; sie wird das Wahlergebnis 
dahinge~end beeinflussen. 

(Abg. Dr. Kohl : Geschieht das dann durch ima
ginäre Krärte oder wie? - Heiterkeit im Hause.) 

- Waht'scheinlich! Das traue ich Ihnen ohne weiteres zu, 
Herr Dr. Kohl. 

über die gesamte Verwaltungsre.form ist in der öHent
lichkcit kawn diskutiert worden. Wir müssen als Ab
geordnete der NPD diese sogenannte Verwaltungsvcr
ein!achuni nicht nur für den Landkreis Frankenthal, 
sondern in ihrer Gesamtheit für das Land Rhein
h1nd-P!alz ablehnen. 

Pl'llsldent Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Schmitt (CDU). 

Abg. Dr. Schmitt: 

Hcn· Präsident! Meine sehr vet·ehrlen Damen und 
Hen·en ! Sie werden vielleicht mit Recht an meine 
Adresse die kritische Frage stellen, was der Bericht
crstattet', der ja als zugehörig zu einer der beiden Re
gierungsparteien sich ve1mutlich mit dem, was er vor
getragen hat, vollinhaltlich identifiziert, in der Aus
sprache eigentlich noch hier an dieser Stelle verloren 
habe. 

Der Herr Kollege Rothley hat eine ganze Reihe von 
Gründen für die Ablehnung dieses Gesetzes - zu einer 
Ablehnuni gehören natürlich auch Gründe - vorgetra
gen, die ein punktuelles Eingehen auf das eine oder 
andere meines Erachtens unvermeidlich macht. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich mit drei 
oder vier Leitsätzen, bevor ich mich kritisch mit dem 
auseinandersetze, noch einmal sagen, was wir mit die
sem Sektor der Verwaltungsreform, das heißt also mit 
der Landkreisverwaltung, wollten und was wir meinen, 
daß wir es auch mit dieser Vorlage, wie sie heute bcra
len wird, erreic.;ht haben. Wir wollten - ich komme 
nachher n~ darauf zurück im Zusammenhang mit der 
Deckungsgleichheit Kreisreform-Regional venval tung 
- im Grundsatz an dem Kreis als Institution festhalten. 
Wir erkannten aber die Notwendigkeit zu einem Zeit
punkt., in dem wir die kommunale gemeindliche Verwal
tungsstu!c reformiert haben durch die Einführung der 
Verbandsgemeinde, daß wir weitere Schritte über die 
seinerzeit und nach ihren Verhältnissen sehr gründlich 
und abschließend durchdachte Regierungsvorlage hinaus 
tun sollten und müßten. Wir waren nach der anderen 
Seite hin der Au.ffassung, daß diese neugebildeten 
Kreise sich nach oben in einer Größenordnung zu hal
ten hätten, die ihre Übcrschaubarkeit, sagen wir vom 
Verwaltungschef her, und die den Begriff der Bürger
nähe vom Bürger dieses Kreises her gesellen noch 
rechtfertigte. Wir waren schließlich der Meinung, daß 
die zu findenden Lösungen nicht mit dem Zirkel ge
funden werden, sondern daß wrr organische Regelun·· 
gen möglichst aus den gegebenen Verhältnissen und ln 
Anlehnung an vorhandene Fakten heraus entwickeln 
sollten. ·nas ist die Ausgangsposition. 

. Nun gibt es - entschuldigen Sie, wenn ich das in der 
Formulierung vielleicht etwas salopp sage - gegen diese 
Ausgangsposition und das, was wir mit der Vorlage 
glauben erreicht zu haben, Bedenken, die man au! fünf 
verschiedene Nenner bringen kann, wenn ich so sagen 
solL Man kann sagen; Ihr habt zu wenig gemacht. Der 
Gi:undtenor der Rede des Kollegen Rothley war - ich 
komme sofort darauf -: Ihr habt zu wenig gemachL 
·wir hören aus anderen Richtungen, aus fachlich durch
aus diskussionsfähigen Richtungen: Ih1· macht zuviel. 
Ich will das noch näher begründen. 

An anderer Ste1le heißt es; Ib,r macht das alles zu 
schnell. Und wieder andere Sllien genau mit derselben 
subjektiven Überzeugungskraft: Ih1· macht das alles zu 
langsam, warum beschä!tigt ihr euch und uns Jahr !ür 
Jahr damit, das müßte längst fertig sein. Dann gibt es 
die !ün!te Gruppe - zu ihr gehört der Herr Kollege 
Rothley -. die sagt; Außerdem ist es fälsch, mindestens 
an den und den Punkten. 

Nun darf ich diese fünf Punkte kurz der Reihe nach 
abzuhandeln versuchen in Anlehnung an das, was ich 
hier kritisch gehört habe. Die Vorstellungen, über die 
wir uns monatelang unterhalten haben, gingen in der 
Tat bei Ihnen, meine Damen und Herren von der SPD, 
dahin, daß Sie sagten - allerdi.D.gs ohne die Dinge so zu 
substantiieren, daß man sich darüber dauerhaft an einer 
vorhandenen Konzeption hätte unterhalten können -: 
Das ist alles zu wenig, wir wollen anknüpft!n an die 
Regionalplanungsorganisation und wir wollen damit zu 
einem Viel-Weniger an Landkreisen kommen und au
ßerdem die Mittelinstanz sozusagen aus dem Sattel 
heben. Das berührt die Frage: Wo liegen die richtigen 
Größenordnungen eines Landkreises? Nun ist e ine um 
die grilndliche und sachgerechte Information der Öf
fentlichkeit und auch der Mitglieder dieses Hauses im
lJler stets rührig bemühte Organisation der Landkreis
tag. Er hat mir hier per Zufall ein Papier auf den Tisc.;h 
gelegt, das htißt: Verwaltu~sreform in Hessen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte, 
das aber jetzt nicht so zu deuten, als würde ich das 
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aus irgendeiner voroergründ.igen Polemik sagen; neh
men Sie an, es ooi völlig zufällig, daß der Innenmini
ster, der d~ese Ausarbeitung verantwortet, wenn ich 
recht unt.errichtet bin, Soziald,emokrat ist. 

(Abg. König: Von wem sprechen Sie?) 

Denn Si~ könnten mir ja mit derselben Logik erwi
dern, daß ich, wenn ich hier gegen Sie ~n diesem 
Punkte polemisiere, damit zugleich gegen meine eigenen 
Parteifri?unde zwölf Kilometer weiter weg polemisiere. 

Ich will also in aller Sachlichkeit hier nur vorlesen, 
was man im Nachbarland Hessen - bitte, lassen wir 
irgen<lwelche anderen Dinge außer dem Namen ganz 
aus dem Spiel - am Anfang der Überlegungen hin
sichtlich der De<:kungsgleichheit von Regionalplanung 
und Kreisreform denkt und was man außerdem hin
sichUich der optimalen Größe eines Landkreises denkt. 
Wenn ich das nämlich vorlese und wenn wir der 
Meinung sind, das sei in etwa vernünftig, dann sind 
wir hinfficht!idl vieler Punkte entgegen dem, \11-ie es 
H<:>rr Kollege Rothley dargestellt hat, einig. kh darf 
mit der güligen Genehmigung des Herrn Pi-lisid,enten 
vorlesen - also jetzt .zur Frage Regionalplanung -; 

De<:kungsgleichheit von landräilicher Verwaltung 
mit RegionalplanungSt"äumen 

Für die Landkreise als Gemeindeverbände ist es 
midi den Vorstellungen, die jn Artikel 28 Absatz 2· 
dl"s Grundgeset..:es zum Ausdruck kommen, entschei
dend, daß auf dieser Ebene Selbstverwaltung mög
lich i~t. Die Verhältnisse müssen so überschaubar 
bleiben. daß unmittelbar in der Verwaltung ehren
amtlich tätige Bürger mitwil:-ken können. Es muß 
der persönliche Einsatz des ein:ielnen Bürgers in 
der Selbs~verwaltun.g möglich sein. Außerdem muß 
der Gemeind~verband noch so ortsgebunden sein, 
daß er den ihm angehörenden Gemeinden wirksame 
Hilfe ge~n kann. Andernfalls ließen skh die Land
kreise> nicht mehr als Gemeindeverbände bezeich
nen. Wenn in Hessen neun oder mehr Verwaltungs
regionen an die SteHe der Landkreise treten sollten, 
die noch 

- und das wäre unvermeidlich -

einen Teil der Aufgaben der Regierungspräsidenten 
~ow !e anderer staatlicher Behörden zu übernehmen 
hätten, wäre eine sinnvolle Arbcit des Bürgers nicht 
mehr möglich. 

,A,\11•1· m1n ;r;ur Frage: Wie groß sollten die Kreise sein? 
Herr Kollege Rot.hley hat an dieser Stelle gesagt: Es 
ist e in Systemfehler dieser Reform, daß sie zwar eine 
Durchschnit.ts.größe - Sie haben sie nicht genannt, aber 
idl darf sie nennen - von 107 000 setzt, daß diese aber 
Reh wankt zwi.5Chen 40 000 und 160 000. Dazu ein Blick 
in die sachverständigen Grundlagen der Verwaltungs
reform im Nachbarland: 

In der Beurteilung der optimalen Kreisgröße lassen 
~ich zwei Tendenzen erkennen. Die eine Auffassung 
nei11;i zu Krei sen mit 80 000 bis 120000 Einwohnern, 
die andere zu Kreiseinheiten mit 200 000 bis 300 000 
Einwohnern. Mehr und mehr scheint ,sich allerdings 
dJe Meinung zu verdichten, daß die optimale Größe 
eines Landkreises bei etwa 120 000 bis l~ ODQ Ein
wohnern liegt. Diese Erkenntnis mag als Arbeits
hypothese durchaus ihren Sinn haben, kann jedoch 
nicht als Richtschnur für die Reformplanung 

1 

l 
1 

1 . 

schlechthin Gültigkeit beanspruchen. In dünnbesie
delten Gebieten 

- SLe denkeru mit mir an solche, die Sie genannt haben, 
Herr Kollege Rothley -

wiro man zu anderen Größ-enverhältnoisRen kom
men müssen. Für Verdichtungsräume erscheinen 
di!" Größenol'dnurugen von 120 000 bis 150 000 Ein
wohnern dagegen unbedenklich. Die hessischen 
Verhältn!$Se zeigen deutlich, daß diese Differenzie
rung der richtige Ansatzpunkt für die Reform
untersud1w1gen im Bet·eich der Landkreise ist. Für 

'dte' sildll'Ch' 'der Lahn und des Vogelsbergs, also im 
stark jndustrialisierten Gebiet Hes,sens gelegenen 
Landkreise ergibt sich eine durdJ.schnittliche Ein
wohnerzahl von 126 700. Die Vergleichsziahl für die 
im nl:irolichen Teil Hessens 

- das ist aiso -das „Prüm" von Nordhessen -

liegenden L<indkreise ist dagegen 73 000. 

- Das ist .die Durchschnittszahl. 

Ic.h stelle somit fest - und das ist doch für uns 
.iromedun .W.teressant. und ich würde sagen, es ist für 
uns auch irgendwie beruhigend -, 

(Abg. Dr. Kohl; Ja!) 

daß die theoretischen Auseinandersetzungen n:icbt 
irgendeiner privaten Stelle, sondern des he:;sischen 
Ministeriums d~ Innern .im Oktriber 1968 sich in den 
Konsequen·ien decken mit dem elastisd1en Ergebnis 
der Vorlage, wie sie uns heule hier auf dC>m Tiscll.e 
liegt. 

(Bcifall der Regierungsparteien. - Abg. · Frau 
Kölsch; Dle Zahlen, Herr Kollege Dr. Schmitt? 

70 000 als kleinster Kreis?} 

- Nein, im Durchschnitt! Ich glaube doch, -das deutlich 
vorgelesen zu haben: „Die Vergleichszahl" - das heillt 
die Durchschnittszahl - "für die im nfüdlichen Teil 
Hessens liegenden Landkreise ist <lagegcn 73 000." Das 
scheint mir mit. einitger Wahrscheinlichkeit darauf hin
zudeuten, daß der kleinste hessische Kreis kleiner ist 
als der kleinste rheinland-pfälzische. Aber das ist 
wilikHch nur eine Vermutung - sozusagen unter Zeit
druck. 

Damit denke ich also doch widerlegt zu haben das 
·wm: Wir tun zuwenig. - Ich sage noch einmal: Es 
maig eine Zeit kommen, da in Deutschland in der 
Verwaltung regionale Planungsräume und staatliche 
oder kommunale Verwal tungsräumc dednmgsgleich sind; 
Wir· sinti aber aus diesen Überlegungen, die ich auch 
:!'llt das Nachbarlan<l hier verlesen konnte, der Mei
nung, daß jedenfalls jetzt und in überschaubarer Zu
kunft dafür die Zeit nicht. reif ist. 

Ich glaube, mit dem Vorwurf, Mr müssen zuviel tun, 
brauche ich mich hier nicht auseinanderzusetzen, nach
·dem er :in diesem Hause, wenn ich recht sehe, heute 
nicht laut geworden ist. 

~ · „.: Aber nun' d'.~e beiden Vorwürfe 3 und <1! Der eine 
lautet: Ihr arbeitet zu langsam , der andere: Ihr ar
beitet zu 5chne1I. 

(Kultusminister Dr. Vogel: Der eine war heute 
früh!) 

-. Bitte? 

{Ziuruf von der CDU: KulturpoLitik! -Abg. Fuchs: 
Zu langsam - das kommt von der Regierung herJ) 
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- Der Vorwurf „zu langsam" kommt nicht von Ihnen; 
aber von Ihrer Seite kam: Die Arbeiten sind zu schnell, 
sie sind unter Zeitdruck durchgeführt worden. 

Nun möchte !eh doch folgendes in aller Ruhe und 
Sachlichkeit sagen: Die Vorlage ist dreieinhalb Jahre 
alt. Es irlf!L zwar zu, daß geraume Zeit verflo.ssen ist, 
in der die Krelsre!orm nicht im Vordergrund stand; 
aber über die Kreisreform in konkreter Form unter
halten wlr uns sicher seit mehr als einem Jahr. 

(Abg. Dr .. Kohl: Seit 1!}62! Da war die ente 
Besprechunig der Fraktionsvorsitzenden!) 

Und über das, was sich als die Konzeption - nennen 
wir ·CS so - d!.eser Vorlage, d!e heute a'Uf dem . Tische 
liegt, abzeichnet, unterhalten wir uns sicher minde
stens seit Anfang diieses Jahres. 

(Abg. Rothley: Seit März!) 

- Seit Januar dieses Jahres; ich weiß es genau, daß 
es da zum ersten Mal vorgelegt woroen ist. 

(Abg. Wolf: Da sind Sie mit dem Hubschrauber 
über das Landgefiogen!) 

Und nirgendwo· in einer Sitzung unseres Verwaltungs
re!ormausschusses, der immerhin seine 32 Sitzungen 
ab,gchalten hat, konnte ich etwas verspüren davon, daß 
die Intensität und der Umfang einer Beratung unter 
Zeitdruck gestanden hätten. Wir konnten doch über 
alles sprechen, wir konnten auch zu jeder Zeit über 
alles sprechen; und wir haben noch in der vorletzten 
Sit.zung des Ausschusses in aller Ruhe und in aller 
Gründlichkeit sowohl die Stellungnahmen der Kreise 
als auch die st.enungnahme der Landesregierung dazu, 
das heißt also des Innen.mindsteriums und der Landes
planung, zur Kenntnis genommen und verarbeitet. 
Wenn irgend jemand gemeint hätte, dies!'? Form der 
Beralufl<i sei nicht intensiv genug und erfordere noch 
die und die Zeit und O:bcrlegungen, so hätte man das 
doch sagen und entsprechend tun können. Das ist aber 
nicht der Foall gewesen. 

Ich bin deshalb der Meinung, daß wir nicht unter 
Zeit.druck stehen, sondern daß wir heute eine Vorla~ 
au! dem Tische liegen haben, die in mosaikartiger 
Beratung und Beurteilung der Dinge in einer langen 
Zeitspanne so zustande gekommen ist, daß die Öffent
lichkeit unseres Landes heute umgekehrt von uns er
wartet, daß wir diese Materie zu einem gesetzgeberi
schen Abschluß bringen. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Damit bin ich eigentlich bei dem Punkt 5, in dem also 
mit vielen Begründungen gesagt wird: Aber was ihr 
macht, ist nun falsch. - Herr Kollege Rothley, Sie ha
ben :t.unächst einmal gesagt: Diese 'Regierung ved1ält 
sich völlig passiv; wo ist sie bei der Kreisre!orm? -
Nun, diese Regierung hat vor dreieinhalb Jahren die
sen Entwul'! vorgelegt - nach ihrer damaligen Kon
zeption mit einem Minus von sechs Kreisen. Diesen 
Entwur! h11.ben wir au!gegrif!en und unter Berücksich
tigung der zwischenzeitlichen Veränderung der Situa
tion wciterberaten und weitergestaltet, 

{Abg. Dr. Kohl: Sehr gut?) 

wobei uns die technische Mithilfe der Landesregierung, 
des Appat:ates der Landesregierung 

{Abg. Dr. Kohl: Der Sachverstandt) 

wunschgemäß jederzeit zur Verfügung stand. 

(Beifall der Regierungsparteien. - Abg. Rothley: 
Nein, versagt hat! - Abg. König: Und das Ka

binett? Hat sich das damit beschärtigt?) 

- Ja, wo steht denn, daß nach einer eingebrachten Vor
lage ein Kabinett sich permanent in der Parlaments
behandlung eines Gesetz.es damit befassen müsse? 

{Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

Der Satz ist mir - aber das ist vielleicht nur ein per
sönlicher Mangel a11 Erfahrung - nicht bekannt. 

(Schmunzelnde Heiterkeit bei der CDU.) 

Herr Kpllege Rothley - Entschuldigung, es ist jetzt 
punktuell, weil die Dinge auch innerlich nicht immer 
zusammengehängt haben -, Sie haben gesagt - und ich 
stelle das mit an den Anfang, da !eh es mit ziemlichem 
Nachdruck zurückweisen möchte -: Vieles, was da ge
schieht oder was in diese Vorlage „eingeschmuggelt" 
worden ist, ist hintergründig, vielleicht nicht immer 
klar erkennbar, von parteitaktischen Überlegungen be
stimmt. 

Ich möchte hier mit allem Nachdruck sagen, daß es -
jedenfalls bei uns - von An!a.ng an unsere Überzeu
gung war, die wir auch in die Tat umgesetzt haben, 
daß in einer Verwaltungsreform, die zu einem guten 
Ende geführt werden soll, weder engstirnig aus dem 
falschen Interessenblickfeld eines einzelnen noch in 
irgendeiner Form parteitaktisch gedacht werden dür!e. 

(Beifall der CDU.) 

Meine Damen und Herren, die hier gebrachten Ge
genbeispiele stimmen nicht ganz oder sind, wenn man 
s ie untersucht, nicht überzeugend. Vorhin wurde der 
Raum Bacharach-Bingerbrück genannt, der jetzt ~inn
widrigerweise zu Mainz-Bingen käme. Wenn Sie alles 
zusammenrechnen, was aus dem Raum Kreuznach
Sl Goar, Bacharach und Bingerbrück - nach Mainz-

. Bingen kommen soll, dann ergeben sich nach den El'
gebnissen der letzten Kommunalwahl daraus 4 652 
CDU-Stimmen, 4 360 SPD-Stimmen - also eine hofi
nungslose Minorität - und daneben 988 FDP-Stimmen.· 
Wir haben hier wirklich unter Zeitdruck gearbeitet, 
und ich bitte dies zu beachten, wenn v ielleicht die eine 
oder andere Zahl !aisch sein sollte. 

(Abg. Dr. Kohl: Und das nennt der Herr Kol
lege Rothley eine absolute CDU-Mehrheit! - Abg. 
Rothley: Ich habe doch nur vom Amt Bacharach 
gesprochen! - Abg. Dr. Kohl: Da summt es auch 
nicht! - Abg. Rothley: 49,9 Prozentl - Abg. Dr. 

Rösler: Jede an:iere Rechnung Ist !alschl) 

- Herr Kollege Rothley, die Dinge hängen doch zusam
men, und die Rechnung kann doch nur eine einheit
liche sein; denn sonst geht i;ie doch von vornherein 
nicht auf. 

Herr Kollege Rothley, Ihre nächste Feststellung war, 
daß hier irgendwie aus Prestigegründen gehandelt wor
den sei. Ich möchte die Frage stellen: Wessen Prestige 
sollte gefährdet sein, wenn diese Vorlage, wie wir sie 
vorliegen haben, nicht heute, sondern erst in vier Wo
chen verabschiedet wird? Ich vermag die von Ihnen an
gegebenen Gründe nicht zu erkennen. Ich vc1·mag nur 
zu sehen - und dies ist eine politiscll legitime Über
legung -, daß wir eine Gesamtheit an Reformarbeit in 
absehbarer Zeit bewältigen wollen und wir im näch
sten Jahr zwei Wahltermine vor uns haben, die zur 
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V•·i·:-al'hlwhung der Arbeit - dies ist. natürlich und 
utwermeidltC'h - nicht unhedin,gt beitragen. Wir haben 
die Erfahrung gemacht, daß wir, wenn wir diesen Berg 
l-ln t't'n,;wr Arbeit hintPr dief;f'n :l.P1tpunkt vertagen, 
un:< ctem Ende dieser Legislaturperiode nähern, was 
;n1ch nicht immf'r für eine sachliche Atmosphäre der 
B<'lrnnctlung solcher Fragf'n günstig sein soll. Von da
hN sr>he ich df'n einzigen legitimen Zeitdruck, wenn 
oFt~ Wor1 hiPr überhaupt am Plat7.e ist. 

H<"lT Kollege Rothley. Sie haben außerdem bedauert, 
ct<i!~ die Verbandsi;(emeindeentwicklung Unklarheiten 
,•d1;.1ffe. Hichtig ist, daß die Verbandsgemeinde vor drei 
.J <1h!'Pl1 n<J<'h nicht in dr>n Bereich der Überlegungen ein
bezogen zu werden brauchte, weil es sie nicht gab. Ricti
ti_g ist. dafJ diese Entwicklung die Kreisreform Uber
holt hat. Rkhtig ist auch. daß wir, nicht zuletzt auf 
lhren Wunsch hin, in der letzten Phase auf Grund 
i1bP1'<'in;.;ttmmender Von:;tellungen für bestimmte Teile 
d1·~ I ,andPs eine I<'reiwilligk:eitsphase eingebaut haben, so 
daJ~ sich noch die Fnige stellt: Ist es politisch richtig, 
die Kreisreform hinter die Freiwilligkeitsphase und 
das. was an gesetzgebedsd1en Maßnahmen auf dem 
(;••hif't der VeTbnndsgemeinden geRchieht. in die 70er 
.l <ihn> zur\i&.r.ur.tellen 't DiPse Frage kann meines .b:r
:1('htP11s nur mit Nein rwantwortet. we1·den. Ich bin so
;.;<il' der ME>lmmg - dies ist eine sehr persönliche Mei
n u n~ -. daJj es für dif'se Reform. wie sie heute vor
liegt, in der T<il rec:ht gut ist. daß die Phase des Zu
"ehnitt~ c1Pr Verbandsgemeinden vor uns liegt; denn es 
i,.;1, s<f. dal.I vnn der VITbandsgemeincte her die Zu
i.!t'i1i>rigkPit vieler Gemeinden in den Grenzräumen in 
1hl'em endgültigen Wert heute nicht letztlich über.sclti<ut 
\'.«·rden und daß deshalb die Zuordnung in dem einen 
ooiPr an<lf'ren Kreis im Zusa.mmenh;;ng mit der Regc
!un~ d<.>r Verbandsgemeinden diesen .Ein,zelregclungcn 
dei· komme nden Jahre übel'lassen bleiben kann. 

Si(• sprachen, wenn ich es recht im Ohr habe, von den 
Jn\'i•sti1 ion~kof'1 Pn der neuen Verwaltungen. Das ist 
1·id11 ig. Ich kann mir überhaupt keine Rationalisie-
1·11nK <ll11w antängliche Investitionskosten vorstellen , 
gam. gl<•1ch. ob dies die Bereiche „Staat„ oder „freie 
Wir1.sd1~f1.„ bP1rifft. überall werden über die lnvesti
t ionf'kosl~·n ('fst daul'rhafte Gewinneffekte zu erreichen 
~ ~·in . kh l>in aber der Meinung, daß diese lnvestitions
km:tf'n, io:nweit sie sich auf die erwähnten Beispiele 
ba11li<'h<>r Maßnahmen beziehen. gerade deshalb in un
st>n·m !<'alle besonders gering sind, weil wir unsere 
Vor·s tellungPn organisch aus dem Bestehenden heraus 
c·ntwil.'kP!t hahen und info!,Efedesscn - konkret gesagt -
:•llenfalls in zwei Fällen im ganzen Land die Notwen
digkeit auftaucht. neue Verwaltungssilze zu installieren. 

Nun kommen noch die I<~inzelbeispiele, wo die Reform 
vüllig falsd1 sein soll. Es sind zwar nur Einzelbei
"P1Ple, aber eine Summe von Einzelbeispielen gibt ja 
uuch ein G<;samlhild. Ich komme noch einmal darauf 
7.u rück, dail Sie sagte n: Die Spanne ist zu groß; der 
klPinst<' Kreis hat 40 000 und der größte 160 000 F.in
wohnPl'. Herr Kollegf> Roth!ey, es war einen Augen
!)lidi: lang in einer Ausschußsitzung - Sie haben es 
sdb;;t erwähnt. als Sie auf die Vorstellungen im vor
dcrpfälzischen Raum Bezug nahmen - Ihrerseits so 
<'lwas Wi(• ein Netzplan erlcennbar, V.'ie es sein könnte. 
In diesem Netzplan, der existiert, den irgendeine Ver
waltungsstelle bewundernswerterweise mit den dazu
gehörigen Zahlen aufgefüllt hat und der vcrräterischer
W('ise in unserem ßesilz ist. sind Schwankungen der 
Einwn.hnPrz>1hl von 75 000 im Kreis Kusel bis zu 262 000 
in dem vorhin beschworenen vordcrpfälzischen Kreis 
w finden . Ich f rage nun: Wenn wir Ihren Vorstellun-

gen gefolgt wären, sofern dies wirklich dauerhaft Jhrc 
Vorsteliungen gewesen wären, wäre die Schwankung 
dann eine andere'! Sie ist ganz natürlich, weil sich diese 
Schwankungen nus den struk1nrP!!Pn Unterschieden 
der Kreise ergeben. 

Nun noch punkturtig zu den einzelnen Fällen: Zur 
.Südpfalz ist zu bemerken, daJj wir an dem Kreis Ger
mel'~heim .festgehalten haben, weH er zusammen mit 
dPn dahinter li<>genden Kreisen strukturell in unserP 
GrüHenoronungen jetzt und in absehbctr~r Zeil n-icht 
hineinpaßt und ~s sich um einen wirtsc:ha[tlichen 
Aktivraum längs ·dieses Teiles des Rheins handelt, der 
unseres Erachtens sinnvoll in diPsP.T Nnrri-Süd-Rich
Lung gegliedert ist. Wir sind auch nic:ht der Meinung, 
daß der StadtumlandkrC'LS Ludwigsharen, d<:'r von den 

·f An!a.ugsuntersuchungen der Landesregierung an im 
1 . „Grunde doµ: gleiche Bild geboten hat, ein groteskes 
1· Bild bäte, wie es gesagt wurde. Wir sind vielmehr der 
· Auffassung, daß bis zur Stunde eine verfolgbare posi
t live Alternative zu diesen Vorstellungen von nieman-

dem aufgestellt worden ist. Im Falle Donnersbergkreis 
sind wir nach gründlkhen Untcr::;uchunw~n dl'l' Mei
nung, daß diesem Raum dadurch gedient isi, daß 
man eine einheitliche Entwicklungsaufgabe rund um 
den Donner~l.wrg: in die Obhut einer Verwaltungs
behörde gibt. Wir sind schließlich. wenn ich noch 
auf die Beispiele Bacharach und Bingerbrück kom
men "darf, der Auf!assuog - dies sage ich als einer, 
der · tn "diesem Raum groß geworden ist, wenn auch 
aus der Sicht von Mainz. der also sonniags ins Morgrn
bachtal gefahren ist -, daU die Orientierun~ der Men
schen zu dem Raum Bingen unter den heutigen Eni
fernungsverhfiltnissen, damit auch nach Mainz u nd 
zum Rhein-Main-Raum hin, über die Nahe hinweg 
nol'.!h eine gewisse Anzahl von Kilometern sowohl den 
Berg hinauf als auch den Rhein hinuniel-, noch recht 
stark ist, was die vorgesehene Lö~un~ sinnvoll machi. 

Meine Damen und Herren! F,s ließe Rich noch vielei:: 
sagen. F~<; Jipße sich insbesnndPrP sehr viel dl'lzll sagen. 
warum aus uns<:>rer Vor.<tl'llung heraus in dem <>incn 
oder anderen Falle heute noeh nichts endgülti:w·~ ge
schieht, wir jedoch heute schon verändernde Lösungen 
in;; Auge fässen und initiiPren wollen. Ich will dies 
aber nichL tun. U<'- es in sPinn BegTündung zu ctem 
Thema „Entseh!i('ßungsantrag" gehört. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. der nur so heil!en 
soll: Auch mit· ist heute morgen diese Trauerbobdiaft 
auf den' Tisd1 Rekommen . td1 war erst eriwhüttPrt: 
rlenn ich liis „150 .T~hrf> alt". und <lo:1s iRt bei einer 
Todesanzeige ja ungewöhnlich, 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

bis ich merktP, daß es sich um das AblPhen eine:; '>'On 
mir geschätzten und besonders schüni.>n Landkrr>ise;:; 
handelt. kh l.iin nidlt g:an7. sicher, ob die Urhelwr sich 
mit dieRer Form der Todesanzeige einen besonderen 
Dienst erwiesen halwn; d<'lR ~teht j<'<lnrh nieht wr De
batte. Die Trauet·anzeige könnte den irrigen Ein
druck auikommen lassen, meine Damen und Herren, 
wir befänden uns heute bei einer Beerdigung, etwa 
unter ganz makabrcn Umständen; denn es hieß: „Er 
·wird in d i e s e m Hause zu Grabe getrBgl'n." 

Dieser Meinung bin ich ganz und gar nicht. Ic.:h bin 
kein Illusionist und auch kein Phantast, ieh gehe 
nicht soweit zu sagen, wir erleben heute eine Stern
stunde der Menschheitsgescllichte, ich wiH auch nicht 
deu Todestag, .und die Beerdigung und den Geburts-
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tag entgegensetzen. Ich bin aber ganz crnstha!~ folgen
der Meinung und mit mir meine Fraktion, daß wir 
heule erstens einen wichtigen Tag in der Verwaltungs
geschichte und in der Gesetzgebung dieses Landes er
leben, einen der wichtigsten und markantesten, seitdem 
hier in diesem Lande Gesetze gemacht werden. Zum 
zweiten erleben wir auch einen Tag, meine Damen 
und Herren, von dem - das ist meine optimistische Mei
nung - aus der Rückschau künftiger Tage gesagt wel'
dcn wird und gesagt werden kann, daß heute hie1· 
verantwortungsbewußte Parlamentarier im Landtag 
von Rheinland-Pfalz eine ihr Land in die Zukunft 
weisende und positive In die Zukunrt führende Rege
lung gctrofft!n haben. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxcm: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schüßler (FDP). 

Abg. Scbilßler: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Details der Merkmale der Verwaltungs
reform au! der Kreisebene hat der Berichterstatter, 
Herr Dr. Schmitt, soeben aufgezeigt und dle Stellung
nahme zu manchem, was hier gesagt werden mußte, 
ebenfalls dargelegt. Ich möchte !ür beides insofern 
danken, als ich in die Lage versetzt bin, auch wegen 
der vorgerückten Zeit mich etwas kürzer zu fassen. 

{Vereinzelter Bei!all im Hause.) 

Die FDP-Fraktion darf für sich In Anspruch nehmen, 
daß sie die Notwendigkeit einer Reform der Verwal
tung immer wieder herausgestellt hat und auch am 
9. Juli 1963 einen diesbezüglichen Antrag betr. Vor
schlag der Verwaltungsvereinfachung in der Druck
sache Il/42 eingebracht hat. Wenn das vielschichtige 
Unternehmen nun in fünf Jahren In langwierigen und 
auch scllwierigen Ausschußberatungen nun zur Be
~chluß(11ssung hier ansteht, ist die FDP der Meinung, 
daß eine gute und auch. eine fleißige Arbeit - -

(Zuruf des Abg. Wolf.) 

- Herr Kollege Wolf, dari ich sagen: Jeder nach seiner 
Fasson. ldl nach meiner und Sie nach Ihrer. 

- - geleistet wurde. Ich mfü:hte auch ein Wort des Dan
kes sagen, und zwar dem Vorsitzenden des Ausschusses, 
Herrn Kollegen Mendling, für seine umsichtige und 
fördernde Arbdt. Aber auch den Herren der Ministe
rien sowie den Bediensteten der Landtagsverwaltung 
möchte ich dank;en. 

(Beifall im Hause.) 

Tm Gesamtkomplex der Verwaltungsreform handelt es 
sich auf Kreisebene wesentlich um drei Zweckmaß
nahmen: 

1. die zweckmäßige Zuordnung der Verwaltungskom
pctcm. - was wir als Funktionalreform ansprechen -, 

2. die sinnvolle Abgrenzung der Verwaltungsbezirke 
- die Territorialreform - und 

3. die Rationalisierung des Verwaltungsablaufs durch 
die elektronische Datenverarbeitung. 

Die zweckmäßige Zuordnung der Verwaltungskompe
tenzen ist die Voraussetzung jeder erfolgreichen Ver
waltungsreform. Darüber ist heute des öfteren sdlon 
die Rede gewesen. Ein weiteres Problem, nämlich die 
Frage der Kosteneinsparung durch die Verwaltungs
vereinfachung, ist bci den ausgeweiteten Personal
kosten eine belionders dringliche Frage. Dem Argu
ment, daß sich der Aufwand nicht !Ohne und der Steuer
zahler am Ende des Unternehmens tiefer in die Tasche 
greUen müßte, sei begegnet mit dem Hinweis, daß jede 
Rationalisierung z.unächsl Investitionen notwendig 
macht, die sich erst allmählich und nach einiger Zeit 
auszahlen. 

Das Ministerium hat einen Überblick gegeben über die 
wahrscheinlichen personellen Einsparungen. Über die 
Auswirkungen der Einsparungsmaßnahmen im per
sonellen Bereidl hat der Herr Innenminister in der 
21. Sitzung des Landtags besondere Ausführungen ge
macht und herausgestellt, daß die gesamte Frage del' 
Verwaltungsreform für die Landesregierung neben dem 
verwaltungstechnischen, vordringlich auch ein soziales 
Problem beinhalte. Die FDP begrüßt diese Erkläruni: 
des Herrn Ministers, daß keine unbilligen Härten ent~ 
stehen. 

Meine Damen und Herren! Es ist von besonderem Reiz 
- möchte ich einmal sagen - ganz kurz in die Vergan
genheit zu blicken, und zwar den Pressekommentaren 
nachzugehen, die nach der Veröffentlichung der Re
gierungsvorlage am 1. Januar 1965 veröffentlicht wur
den, µm zu sehen, wie damals das Unternehmen „Ver
waltungsreform" interpretiert und gekennzeichnet 

·wurde. 

Mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten darf ich einige 
wenige Sätze zitieren. 

Die „Pfälzische Volkszeitung" und der „Generalanz.ei
gerw vom 13. Januar 1965 schreiben: „Man muß der 
Landesregierung und den in Mainz in der Regierungs
verantwortung stehenden Parteien der CDU und FDP 
außergewöhnlichen Mut bescheinigen." „Mut zur Unpo
pularität", verkündet die „Rhein-Zeitung". „Mit 
Schwung oder Bremse'' setzt die „Rheinpfalz" das 
Fragezeichen, während der „Wiesbadener Kurier" 
schreibt: „Änderungen des VerwaltWlgsau!baucs gehö
ren zu den schwierigsten Aufgaben, die eine Regierung 
oder ein Parlament zu lösen haben. Wer einmal er
leben konnte, mit welcher Intensität, ja Verbiss:nheit 
,Pie Änderung allein einer Kreisgrenze verfochten wird, 
der weiß, was es bedeutet, daß die Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz den Entwurf eines Gesetzes für 
die· durchgreifende Neuordnung der Verwaltung vor
legt." 

Man braucht diesem Zitat nidlts hinzuzufügen. Nun 
doch einige Anmerkungen zu dem, was wir au! dem 
Gebiet der Auseinandersetzung, und zwar auch der 
Kritik und des Protestes erlebt haben. Aus vielem -
so möchten wir sagen - sprach doch die ecllte Sorge um 
die Gestaltung der Verwaltungsreform überhaupt. Es 
ist auch, meine Damen und Herren, heute mittag hier 
zum Ausdruck gekommen, daß man über die Wege, die 
einzuschlagen gewesen wären, durchaus verschiedener 
Meinung sein kann, so daß also diese Diskussion - so 
möchte ich das hier sagen - Beiträge für das Ringen 
um die beste Lösung waren. 

Wer im Ausschuß selbst die Anhörungen der 56 Bür
germeister mit verfolgt hat, meine Damen und Herren. 
der muß sagen, daß es ·gerade unter den Bürgermeistern 



!l58 Stenographische Berichte des Landtags Rheinland-Pfalz, 6. Wahl periode 

($<:•hilßler) 

Lt>ute waren, die in dem, was sie für ihre Gemeinde 
in der Verwaltungsreform vorgetragen haben, doch ihr 
H~P. mit!'dlwingen ließen und echte Argumente vorge
lrngen haben. Aber, meine Damen und Herren, wir 
hah~n auch andere erlebt - und das sei hier nicht 
vcr:;chwjegcn. Es wurden auch aus irgendwelchen 
Gründen Emotionen angeheizt, und es ist darüber hin
aus 7.u manchen Meinunge n gekommen in der Art und 
in dem Stil, wie sie nicht vertreten werden können. 

Mir selbst. meine Damen und Herren - ich halte diesen 
Vorgang !ür etwas so Wesentliches, daß ich Ihn hiP.r 
zur Darstellung bringe -, ist es vorgekommen, daß ich 
auf Einladung eine öffentliche Versammlung besuchte, 
m der E•ine Umlancifrage zur Diskussion stand. Als kh 
m ich als Abgeordneter zu Wort gemeldet hatte, wurde 
mir von eiern den Vorsitz führenden Bürgermeister das 
Wort. verweigert mit dem Hinweis, er könne mir nicht 
das Wort erteilen. Als ich daraufhin den Saal verlassen 
habe, kam er nach, hat sich entschuldigt und war der 
Meinung, er könne mir das Wort nicht erteilen, .weil ·er 
angenommen habe, ich h ätte eine gegensätzliche Mei
nung zum Ausdruck bringen wollen und damit eine von 
ihm an.geiMebte Entschließung gefährdet. 

Hier, meine Damen und Herren, geht es nicht um den 
Abgeordneten Schüßler, sondern es geht hier für uns 
alle als gewählte Vertreter des Volkes um das demo
kralische Prinzip. Und wenn man in der Öffentlichkeit 
einen solchen Wef!, beschreitet, dann darf ich von dieser 
zusländigsten Stelle aus auf das Schärfste dagegen pro
testieren. 

(Beifall im Hause.) 

Noch eine Kritik: Die Todesanzeige für den Kreis St. 
Goar. Meine Damen und Herri:m ! Es ist heute sowohl 
\'on dem HE>rrn Kollegen Dr. Kohl als auch von dem 
Herrn Kollegen Dr. Schmitt die Zeitungsanzeige hier 
vorgelegt worden. Man müßte eigentlich darüber la
chen; aber ich will Ihnen bekennen, ich h abe sie ge
lesl'n und habe versucht, sie in einer litei·arischen Kate
w,rie unterzubringen. Ich konnte sie weder als Satire 
noch als eine Parodie auf.fassen. Mit Erlaubnis des 
Herrn PräsidentPn darf ich den Text in zwei Sätzen 
zitieren : 

Wir, die trauernden Hinterbliebenen a ller Dörfer 
und Städte unseres geliebten Landkreises St. Goar, 
werdPn ein treues Andenken auch allen Angestell
ten und Beamten der Verwaltung bewahren mit der 
Hoffnung im Herzen, daß bei kommenden Wahlen 
neue verantwortungsvolle Männer und Frauen ge
wählt werden, welche den berechtigten Wünschen 
der Bevölkerung mehr Verständnis entgegenbrin
gen und einet· echten Verwaltungsreform Rechnung 
tragen. 

Ich stehe n icht an, meine Damen und Herren, hier zu 
erklären, dafj mich das getroffen hat, weil insofern 
unserem ehdichen Bemühe n, auch wenn es nicht voll
kommr-n is t, doch etwas abgesprochen wird, nämlich 
dil' Redlichkeit. Das bedauere ich für uns alle hier in 
diesem Hause. 

<Beifall der Regierungsparteien.) 

Das S<.'hwierigste Problem der gesamten Kreisreform 
sei hier ebenfalls ·in diesem Zusammenhang angespro
dwn, nämlich die Bestimmung des neuen Verwaltungs
sit7.es dort, wo die Neuordnung ihn notwendig macht. 
Die harten Proteste konzentr iPren sich doc.:h aur diesen 
Tatbestand. 

Die Verwaltung gehört mit zum bürgerlichen Besitz
stand - das muß man sehen, und das ist uns s iche1· 
auch allen bewußt - in de n Kreisstädten, in denen s ie 
über ,l'a~.p;ehnte oder eineinhalb Jahrhundert gewesen 
ist. Der Bürger bat hier· etwas verloren, von dem er 
geglaubt hat, mit Recht einen immerwährenden An
spruch darau! zu haben. Letzten Endes isi die Verle
gung eines Kreissitzes auch eine MaUnahme, die wirt
schaftliche Einbußen mit sich bringt. 

Hier sollten wir, auch das Parlament und d ie Landes
regierung, uns sehr ernste Gedanken machen, was wir 
für die betroff<•ni>n Gemeindr n tnn können. 

Die Au!gaben, die die Landkreise als kommunale Ge
bietskörpcrscha!ten wahrzun('hmen haben, ergeben 
sich aus den Sachbereichen, die über de n örtlichen 
Rahmen der Einzelgemeinde bzw. der Verbandsge
meinde hinausgehen. Es gibt keine allgemeingültige 
Formel über die Abgrenzung d er Landkreise. Die vor
liegende Konzeption scheidet bewußt schematii;che L ö
sungen aus. Allgemein z.u beachtende Kriterien sind 
di~ .Einwohnerzahl des Kreises, d i.e Anzahl der Ge
meinden, die Anzahl der Verbandsgemeinden, die opti
male Ausnutzung der Verwaltungsdienstst<:>ll<:>n und 
dlc Berücksichtigung der wirtsc\:laftlichen Gegeben
heiten. 

Und nun, Herr Kollege Rothley, etwa~ zu dem, was Sie 
als Sprecher der Opposition hier vorgetragen haben. 
Ich habe Ihnen sehr aufmerksam zugehört, und es ist 
gewissermaßen eine Disparität - so habe ich es emp
funden - hier erkennbar geworden zwischen [hrer Mit
arbeit im Ausschuß, auch auf der Ebene der Kreisre
torm, und dem, was S ie vorhin hier vorgetragen hahrm. 
Sie ~agt~n 1 die Erfordernisse der Gegen~vart seien nicht 
er>rmlt, i.nirl Sie glaubten, für die SPD die Großkreise 
nach den" :Regionen vertreten zu müssen, wobei man 
- das ist durchaus denkbar und im Ausschuß disku
tiert worden - zu einer dreistufigen Verwaltung kom
men und die Bezirksregierung einsparen könne. Aber 
ich möchte doch entschieden dara11f hinweisen, daß 
wir nicht. einfach seh r le ichtfert ig zu der vorliegenden 
Lösung gekommen slnd, s<mdern d;:iß wir !n den Be
ratungen l'l'llt'd~r Opposltlon dahin gekommen sind. Die 
SPD hat an Stelle der Bezirksregierungen ein oder 
zwei - das lasse ich offen - LandE'sverwa lt ungsäm ter 
gefordert. Durch die Darlegungen des Herrn Innen
ministers wurde uns doc.:h gezeigt, daß in dem Land 
Niedersachsen, in dem diese Institution geschaffen ist, 
~(~rrati,ltioKen ,so negat iv gewesen sind , d aß wir hier 
In unserem Land keine Ursache hatten, dieser Konzep
tion zu folgen. 

Nun zu Ihren Großkreisen! Ich würde d ie Opposition 
geradezu beglückwünsche n, wenn es ihr gelungen wäre, 
zu ihren Forderungen aud1 tatsächlich eine Alterna
tive zu entwickeln. Sie p ersönlich, Herr Kollege Roth
ley. haben s ich l>cmüht, Ihre KQnZP.ption im Ausschuß 
darzulegen. Sie ist einfach - so dar! ich es einmal 
Bigen' ''.'.:"'"füc:hl r eaUs.ierbar gewesen, denn Sie mußlen 
nach etli<-hen Tagen doch im Ausschuß bekennen, da l.l 
Ihre Fraktion Ihren Darlegungen nicht gefolgt ist. 

Ich darf also daraus wohl schließen, daß die Vorstel
lungen der Opposition einfa<-h nii::h t. zu reali11ieren waren, 
daß aber das, was die Koalition heute als Kreisreform 

• vorlegt - obwohl uns bewußt ist, daß nicht alles voll-

! .. )l;~~n.ro~~~„ .i-lit> '!'.ap.n l;lat es das einmal gegeben? -, die 
zur Zeit bestmöglkhe Lös ung if;t. 
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Meine Damen und Herren 1 Die FDP-Fraktion war be
müht, in ihren Beratungen die von ihr stets besonders 
geforderten Anliegen um die Verwaltungsreform auch 
auf der Kreise:bcne optimal zur Ent!altung zu bringen. 
Sie konnte die von ihr erarbeiteten Vorstellungen 
weitgehend realisieren. Dabei ist uns durchaus be
wußt, daß das vorliegende Reformwerk auf der Kreis
ebene keine abschließende Lösung darstellt, weil wir 
wissen, dan ·bei den ersten Unternehmen - Ich habe) 
es vorhin schon einmal gesagt - doch einige Wünsche 
offen blieben. Die Koalition ist sich durchaus dieses 
Umstandes bewußt und hat deswegen heute die Druck
sache VI/879 vorgelegt, in der die Landesregierung ersucht 
wird, einen Gesetzesvorschlag zui:- Neugliederung des 
Koblenz-Neuwieder Bereiches und der Ei!elkreise zu 
unterbreiten. 

Der Ausschuß für Verwaltungsreform wird nach Ver
abschiedung der vorliegenden Gesetze weiterhin ein 
wesentlicher Ausschuß der parlamentarischen Arbeit 
bleiben, um das begonnene Werk fortzusetzen. Auch 
im Bereich der Verwaltung wird das Bemühen um 
eine stetige kontinuierlid1e Weiterentwicklung der
selben eine bleibende Verpflichtung gegenüber dem 
Bürger sein. 

Meine Damen und Herren! Die FDP-Fraktion ist der 
Meinung, daß wir dabei sind, ein bedeutsames Gesetz 
zu verabschieden. Wir haben uns alle in diesem Hohen 
Haus die Probleme nicht einfach und die Arbeit nicht 
leicht gemacht. Wir hatten aber viele gute Gründe, es 
so zu machen, wie wir es gemacht haben. Wir glauben, 
daß wir ein. gutes Gesetz gescha!fen haben, das den 
Menschen in diesem Lande, denen wir alle verpflichtet 
sind, eine zeitgemäße Form des Verwaltungsablaufes 
bietet. Die FDP-Fraktion stimmt dem Gesetz zu. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bremm (CDU). 

Abg.Brcmm: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der § 2 des heute hier vorliegenden Gesctz
entwur!es sieht die Zerschlagung des Landkreises Zell 
(Mosel) in drei Teile vor. Diese Lösung wurde bisher 
vom Kreistag Zell und dem überwiegenden Teil der Be
völkerung des Krdses Zell abgelehnt. Keiner der übri
gen zur Au!lösung anstehenden Landkreise wird durch 
die Verwaltungsreform in seinem Gebietsbestand so 
total zerrissen wie der Landkreis Zell (Mosel). 

Hier wird eine Gebietskörperschaft zerschlagen, die mit 
ihrer wirtschaftlichen Ausgewogenheit durch eine ideale 
Verbindung von Landwirtschaft, Gewerbe und Indu
strie zu den finanzstärksten Kreisen des Landes Rhein
land-Pfalz 7.ählte. 

Der Vorschlag des Landkreises Zell zur Schaffung 
einer großräumigen Lösung zwischen den Oberzentren 
Koblenz und Trier wurde leider nicht verwirklicht. 
Nach Veröf(entlichung der hier vorliegenden Abschluß
konzcption des Ausschusses für Verwaltungsform in 
der Presse vom 19. Oktober 1968 erhielt ich zahlreiche 
Schreiben aus der Bevölkerung meines Wahlkreises, 
die ihren Unmut über die vorliegende Lösung zum 

Ausdruck brachte. Deshalb kann ich persönlich und im 
Interesse eines großen Teiles der Wähler meines Wahl
kreises der vorliegenden Gesetzesvorlage nicht zustim
men. 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hal der Herr Abgeordnete Truschel (CDU). 

Abg. TruscbeJ: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen! Meine Her
ren! Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit für einen kur
zen Diskussionsbeitrag. Unter kurz verstehe ich sechs 
Minuten. 

(Unruhe und Bewegung.) 

Die Drucksache VI1878 weist im letzten Satz des § 7 
als Sit7. des Landratsamtes des neuen Kreises Alzey
Worms die Stadt Alz:ey auf. Als der CDU-Abgeordnete 
der Stadt und des Kreises Worms muß ich vor diesem 
Hohen Hause ebenso, wie ich es vor meiner F1·aktion 
tat, gegen Alzey als Ki·eissitz ernste Bedenken anmel
den. Ich will es mit der gebotenen Kürze näher er
läutern. Soweit ich im Laufe der Diskussion Sachargu
mente, die für Alzey sprechen, erkennen konnte, stell
ten sie sich wie folgt dar: 

Die optimale Zentralität im regionalen Sinn des Plat
zes Alzey gegenüber der Stadt Worms mit illl'er an
geblichen Randlage und die immer wieder gehörte Be
merkung, daß, wenn man die Wahl hat zwischen einer 
kreisfreien Stadt .als Sitz des Landratsamtes und einer 
kreisangehörigen Stadt, man in die kreisangehörige 
Stadt gehen soll. 

Was die Zentralität betrifrt, möchte ich sagen, daß im 
verkehrsmäßig gut erschlossenen rheinhessischcn Raum 
im Zeitalter des Telefons und des Kraftwagens und in 
Ansehung der Entfernung in anderen Teilen unst>res 
Landes dies ohnehin' kein starkes Argument ist. über
dies beträgt die Entfernung von den großen Gemein
den des Landkreises Worms im Altrheingebict und in 
unmittelbarer Nachbarscha!l der Stadt aud1 20 bis 25 
Kilometer nach Alzey. Das Argument verkehrt sich 
aber sogar in sein Gegenteil, wenn wir nicht nu1· ein 
vordergründiges Urteil fällen durch einen Blick au! die 
Landkarte, sondern ~·cnn wir · uns auch in tenslver mit 
dem Begri!I der Zentralität befassen. Da stellen wir 
dann fest, daß 72 Prozent der Bevölkerung des Land
kreises Worms in 13 Gemeinden in einer mittleren 
Ent!emung bis zu 10 Kilometer von der Stadt wohnen. 
Keine dieser Gemeinden hat unter 1 500 Einwohner. 
Sie liegen zum großen Teil im Rheingraben, sie sind 
mit Industrie besetzt und betreiben Weinbau oder an
dere agrarische VeredelungswirtschafL Sie sind seit 
eh und je in jeder Weise nach WO'rms orientiert. Sie 
waren der wirtschafUiche Schwerpunkt des Landkreises 
Worms. Sie werden das auch im neuen größeren La nd
kreis sein. Dieser Raum im Rhcingrabcn wird die eigent
liche zentrale Stelle des neuen Kreises sein, weil die
ser von hier aus seine Impulse empfängt. 

Das andere Argument, das man, wenn man die Wahl 
hat zwischen einer kreisfreien Stadt als Landratssitz 
und einer kreisangehörigen Stadt, in die kreisangchö
rige Stadt gehen soll, mag richtig sein, nur wurde es 
u nter den Städten des Landes mit über 50 000 Einwoh-
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1wr11 r1ui-sd1lieUlich auf d ie Stadt Worms angelegt. Alle 
<lllder(•n sind Kreiss it 7. geblieben mit den durch die 
Hdorm erweiterten Möglichkf'iten. Es gibt zudem meh
'"'l'(· lkispiele. wo wir es gerade umgekehrt gemacht 
hllh<>n. wo wir rlie Lan<lrat.sämter aus kreii;angchürigen 
Stfültt>n in freisfreie Städte gelegt haben. Die Gemein
dt•n d<!~ Lt1ndkrcii;es Worms haben meh1·fach einstim
mig ihren Willen dahingehend bekundet. daß sie den 
::->itz des Landratsamtf"S in der Stadt behalten wollen. 
Sie luihf'n unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, 
daJ.l f'S f1ir sie nicht ?.umutbar sei. die größeren Vorteile 
d1i.•r infni>:lrukturell hervorragend ausgestatteten mitt
!<'l'r-n zent1·a1en Stadt einzutauschen gegen die weniger 
g rnßen Vorteile einer kleinen zentralen Stadt. Es ist 
d1t!:-;en Gemeinden unerfindlich, daß an einer einzigen 
Stelle im Rheingraben zwischen Bingen und der i'ran
;w::.ischen Grenze nur im Raume Worms Wirtschafts
:t.cnlrum und administratives Zentrum auseinander
rli<'k<>n . 

(;<';;t;itten Sie mir, daß ich zum Schluß noch etwas 
,;ag:e in hezug auf die Stadt Worms. 

(Anhaltende sehr starke Unruhe.) 

Die Verwaltungsreform wird nur sinnvoll sein, wenn 
sie in ihrem funktionalen Teil zu möglichst weit
gehenden Konzentrierungen führt. Es geht nicht nur 
um rtie Effi:t.ienz. sondern in gleicher Weise auch um die 
Kus lPn . Die Stadt Worms hat heute 63 000 Einwohner 
1.rn<I eine [n(rastruktur. die, abgesehen von dem Bau 
L'ines rH·U<-'ll Krankenhauses, ohne besondere weitere 
Aufwendun~en für Grundinvestitionen für 80 000 Ein
wuhner imgelegt ist. Sie war zu 60 Proz.e."lt zerstört, im 
S tadtkern völlig niedergelegt, aber heute ist s.ie eine 
blühende Stadt geworden mit der drittgrößten ~u
wachs rate des Bruttosozialprodukts nach Mainz un<i 
Koblenz in diesem Lande. 

(Anhaltende starke Unruhe.J 

lhrP Kultureinrichtung1m sind „veit bekannt. k.h ge
s l<>hP. gern in diesem Zusammenhang, daß die Aus
.slrRhlun~skraft der simultanen Pädagogischen Hoch
~odwle hienin weitgehenden Anteil hat. Die Landes
regierung wird bei allen Maßnahmen der funktionalen 
Konzentrierungen deshalb zu prüfen haben, ob sie mil 
hohen Kost<'n neue Zentren aufbauen will, oder ob sie 
,;ieh <i e-r vnrhandenen bedient. 

Für den Wormer Raum und die Stadt ist der Verlust 
de:;: KrPissit:i:es eine herbe Enttäuschung. Unsel'en Men
schen ist es wie mir unverständlich, daß nur bei uns 
und son::;t nirgendwo ein mil Industrie uesel<.Ler, wirt
:;cha rtlich 7.Ukunftsträchtiger Raum als sozialökonomi
Eches K•;rngebiet wm Handbereich seiner Verwaltungs
~<'111-t'HI<.> gemachl wird. Damit ist der Raum Worms 
gegenüi.>el' s trukturell gleichgerichteten Räumen unse
res Landes hf'nachlelligt, in seiner Anziehungskraft ab
geschwächt und in seiner Wettbewerbsfähigkeit ohne 
<>i~enes Verschulden behindert. 

(Anhaltende sehr starke Unruhe.) 

kh mu!l mit tiefem Ernst an meine Freunde insbeson
dere und an Sfe alle einschließlich der Landesregierung 
appellieren, bei künftigen Maßnahmen dessen einge
denk zu sein. 

Fe::;tste!l~n darf ich aber, daß sich meine Fraktion die 
Entscheidung gewiß nicht leicht gemacht hat. Wenn 
iC'h d ie Stimmung bei meinen Freunden richtig ein
:-ch iltze. darf ich wohl sagen, daß, wenn Alzey Kreis
::;ltz wii·d. dann meine Freunde ihre besondere Ver-. . . 

an1wortung für den Wormser Raum ganz neu empfin
den. 

(Heiterkeit bei der SI'D.i 

Der Verwaltungsrefotm als Gesamtpaket gehört meinu 
Unterstütz.ung, wenn ich sie auch in bezug auf die 
Kreisre!orm aus den angegebenen Gründe n nur zö
gernd, aber immerhin geben kann. 

(Wettere Heiterkeit Im Hause. - Beifall bP.i der CDU.) 

Präsident Van Vol„em: 

Das Wort' hat '.!i'rati Abgeol'dne te Kölsch {SPD). 

Frau Abg. Kölsch: 

Herr Präsident! Meine Damen i".tnd Herren! Nachdem 
der Herr Kollege Truschel , der aus derselben schönen 
Stadt kommt wie der Herr Kollege Völker und ich, mit 
so überzeugenden Worten gegen die Vorlage seiner 
ei.&ene.n. F.taktion gesprochen hat, bleibt mir nicht i;ehr 
viel .tl.brig, hier nun etwas hlnzuz.u!ügen. 

(Abg. Dr. Kohl : Was ein ungewöhnlicher Vor 
gang ist! - Lebhafte Heiterkeit im Hause.) . 

- Herr Dr. Kohl, ich habe Ihnen nun atwr !)('rsönli<:'h 
nud1 etwas z.u sagen . . 

(Weitere lebhafte Hellerkf'it im H11u~e. - Abg. 
Dr. Rö~ler: Sie setzt ihren .'(am:en Cha rme ein! -

• Glocke des Präsidenten.) 

Nach der Debatte, die heute vormittag hier abgelaufen 
is.t „i.wct. cll~ . sich mit der Reform der Lehrerbildung be
faßt hat, muß man be!ürditen, daß der Wormscr 
11.aum neben des Sitzes der Kt'eisverwa ltung ~uch des 
Sitzes der Pädagogischen Hochschul!'! verlustig geht. Der 
Vorsitzende der CDU-Fraktion, Herr Dr. K ohl , h1'1t m 
letzter Zeit der Stadt Wol'ms des öftere n Liebeserklä
rungen gemacht. 

(Abg. Dr. K ohl: Ein einziges Mal! - Heiterkeit 
im Hause.) 

- Herr Dr. Kohl, einer Werbu ng geht mancl11nal auch 
eln Flirt voraus. 
' . ' ' ,j \ •• ... '· ~ • • „ ' 

· (,A.bg. Dr. Kohl : Das kommt vor !) 

Ich möchte Sie aber herzlich bitten, unserer S tadt und 
ihrem gesamten Raum mit Ihrer Fra ktion jetzt ein 
echtes Zeichen von Zuneigung zukommen zu lassen. 

(Heiterkeit und Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

Herr Dr. Kohl (CDU) hat das Wort. 

{Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

Abg. Dr. Kobl: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Einem Poli
tiker werden solche freundlichen Erklärungen , vor 
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allem in der Ö!fentlichkeit, nichl allzu oft abgegeben. 
Deswegen finde ich, muß man das auch still hinnehmen 
und genießen. 

(Weitere Heiterkeit im Hause.) 

kh will nur eines kurz sagen, verehrte Frau Kollegin 
Kölsch. Ich glaube - und das sage i<.:h. mit allem Ernst -
bei dem zuletzt angesprochenen Punkt ist sich wohl das 
ganze Haus im klaren, daß man Worms mit dieser sei
ner Sorge nicht allein lassen kann und daß man einen 
vernUn!tigen Einfall haben muß. Ich bin In der Sache 
nicht pessimistisch. 

Ich bin aber nicht nur wegen dieser Erklärung ans Pult 
gcga~gen, sondern ich habe noch den Auftrag, in weni
gen Sätzen den Gemeinsamen Entschließungsan~rag 
Drucksache VI/879 zu begründen. Er ist von dem Herrn 
Kollegen Rothlcy bereits angesprochen worden. Ich will 
es mir versagen - obwohl das, Herr Kollege Rothley, 
sehr anregend wäre -, auf Ihren Diskussionsbeitrag in 
diesem Zusammenhang einzugehen. Was wir wollen, 
ist in kurzen Zügen, daß die Landesregierung beauf.:. 
tragt wird, für den Raum Koblenz-Neuwied und die 
Eifelkre!se eine Regelung der Verwaltungsstrukturen 
auch an Hand der gemeinsamen Uranträge - ich denke 
an die llciden, die im Juli und auch heute zur Debatte 
standen - zu erarbeiten. Wir haben öffentlich und auch 
Im Ausschuß und im Zusammenhang auch mit dem 
heute zur Verabschiedung stehenden Gesetz immer 
wieder erklärt, daß wir für diesen Raum noch keine 
all:;chließende Regelung gefunden haben. Die bisher 
vorgetragenen Uberlegungen, auch die Regelungen, 
Herr Kollege Rothlcy, die Sie im Ausschuß im Zu
sammenhang mit den Eifelkreiscn vorgetragen haben, 
scheinen uns nicht abschließend zu sein. Ich finde, es 
ist richtig - desweicn bitle ich auch ausdrücklich die 
Kollegen der SPD um ihre Zustimmung zu diesem Ent
schlleßungsantrag -, wenn wir !Ur diesen wichtigen 
Bereich unseres Landes weitere Ubcrlegungen anstel
len. Man kann sicherlich in einer solchen Frage etwa 
die Situation in Nordrhein-Westfalen als Beispiel neh
men. Dort versucht man Kreis um Kreis zu regeln. Die 
Regelung in diesem heutigen Gesetz, was die Kreise an
geht, betl'i!It den weitaus größten Teil unseres Landes. 
Ich finde, es ist keine Schande, bei dieser Gelegenheit zum 
Ausdruck zu bringen, daß es Bereiche gibt, wo wir der 
Autrai:;sung sind - nicht erst seit heute, sondern seit 
vielen, vielen Wochen -, daß hier noch etwas mehr 
geschc.?hen lloli, daß die bishel'igen Überlegungen und 
Unterlagen für uns nicht ausreichend sind und daß 
wir die Landesregierung bitten, uns einen eigenen filr 
die bctrorrencn Bereiche abschließenden Gesetzentwurf 
zur Beratung vorzulegen. 

Ich dar! Sie bitten, dem Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU und FDP, Drucksache VI/879, die 
Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prisldent Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter König (SPD). 

Abg. König: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren.! Es wäre 
jetzt sehr reizvoll, auf die fünf Ge.sicht:;punkle noch 
einmal zu sprechen zu kommen, die Sie, Herr Dr. 
Schmitt, zitiert haben, ob zu wenig oder zu viel, zu 
langsam, zu schnell oder !alsch. Ich meine, man könnte 
sich darüber unterhalten, ob es nicht einen anderen 
Weg gab, um zu einer Kreisreform zu kommen. Und 
wenn man einen anderen Weg glaubt gehen zu müssen, 
dann meint man natürlich auch, daß dieser richtig und 
der andere falsch sei. Aber darüber will ich jetzt nicht 
mehr lange diskutieren, das werden wir sicherlich noch 
bei anderer Gelegenheit wiederholen können. 

Ich fühle mich nur veranlaßt, das jetzt noch einmal zu 
bemerken, nachdem dieser Antrag der CDU und FDP 
hier von Herrn Dr. Kohl begründet wurde. Wir haben 
uns mit diesem Antrag auch in unserer Fraktion be
schäftigt. Ich dar! Ihnen sagen, daß in meiner Fraktion 
dabei die ganze Themenstellung fast automatisch noch 
einmal aufgerissen wurde. Denn aus diesem Antrag · 
wird ja erkennbar, daß wir nichts Fertiges gemacht 
haben und wir irgendwie diese Geschichte noch fort
führen müssen. Wir glaubten, daß man schon einen 
Schritt weitergehen könnte. Nun, Sie sind einen ande
ren Weg gegangen, das ist inzwischen vollzogen und 
das soll jetzt nicht mehr gerichtet werden, darüber 
stimmen wir gleich ab. 

Ich will damit sagen, daß in unserer Fraktion sehr 
viele meiner Freunde "der Meinung sind, daß sie dem 
Antrag zustimmen werden. Andere werden sich anders 
verhalten. Das ist bei uns eine völlig offene Sache. Es 
bedurfte nic.l!t eines Appells, das sei ausd1·Ucklic:h iest
gestellt. Ich habe schon vor Wochen öffentlich betont, 
daß das, was in der Eifel sich im Augenblick vollzogen 
oder nicht vollzogen hat, nicht so l>leiben kann. Wir 
werden uns vielleicht auch noch einmal über die bei
den Uranträge, insbesondere über den letzten, der 
heute eingebracht wurde, unterhalten müssen, der die 
Frage des Neuwieder Beckens behandelt. 

Ich möchte also ausdrücklich fest.stellen : In unsere1· 
Fraktion herrscht zu dem Antrag, den Sie eingebracht 
haben, eine unterschiedliche Meinung. Ein Teil meiner 
Freunde wird ihm zustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxcm: 

Die Besprechung ist geschlossen, da keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zunächst zur 
Abstimmung über den Änderungsantrag Drucksache 
VI/881 betr. das Inkrafttreten des Gesetzes. Wer die
sem Änderungsantrag zustimmen will, möge das Hand
zeichen geben. - Danke! - Gegenprobe! - Stimment
haltung! Das erste war die Mehrheit. - Mit Mehrheit 
angenommen! 

Wir kommen jetzt in dritter Beratung zur Abstimmung 
über die Drucksache VI'878 unter Berücksichtigung 
der soeben beschlossenen Änderung. Ich rufe au! die 
Abschnitte I bis VI, Einleitung und überschritt. Wer 
dem Anu·ag in dritter Beratung seine Zustimmung 
geben will, m-Oge sich vom Platze erheben. - Danke! -
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Gegenprobe! - Stimmenthaltung! Bei einer Stimment
haltung mit Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es bleibt uns noch abzustimmen über den Entschlie
Bungsantrag der Fraktionen der CDU und FDP, Druck
sachl! VI/879. Wer diesem Entschließungsantrag zu
stimmen will, möge das Handzeichen geben. - Danke! -

Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Mit Mehrheit ange
nommenl 

Meine Damen und Herren! Das war der Schluß der 
Tagesordnung. Ich berufe den Landtag zur nächsten 
Sitzung am 28. Okt.ober ein. - Ich danke Ihnen und 
wilr.ische e!ne gute Heimreise. 

Sc h 1 u ß der Sitzung: 18.01 Uhr. 


